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Zusammenfassung in Thesen 

 

 

1.  Der Rückgang der Solidarpaktmittel bis 2020 zwingt zur Sparsamkeit. Es ist davon 

auszugehen, dass sich die touristische Förderlandschaft verändern wird und vo-

raussichtlich insgesamt weniger Mittel zur Verfügung stehen werden. Hieraus folgt 

die Notwendigkeit, dass die Gemeinden und Regionen ihre ureigenen Finanzie-

rungs- und Kooperationsmöglichkeiten zuerst ausschöpfen, bevor an eine finanzi-

elle Unterstützung durch den Freistaat Sachsen zu denken ist. Die „Touris-

musstrategie Sachsen 2020” des Sächsischen Staatsministeriums für Wirt-

schaft, Arbeit und Verkehr (SMWA) spricht hier – neben Fremdenverkehrsabgabe 

und Kurtaxe – ausdrücklich auch freiwillige Finanzierungsinstrumente an.  

 

2. Die vorliegende „Handreichung“ soll den sächsischen Städten und Gemeinden 

Anregungen und Hilfestellungen geben, um freiwillige Finanzierungsinstrumen-

te erfolgreich in der Praxis umzusetzen. Hierzu gibt die Handreichung zuerst ei-

nen kurzen Überblick über die in anderen Bundesländern vorhandenen freiwilligen 

Finanzierungsmodelle (Fonds-, Umlage- und Poolmodelle). Anschließend wird das 

in der sächsischen Gemeinde Breitenbrunn etablierte freiwillige Modell (Struktur, 

Akteure, Funktionsweise) vorgestellt. Der Schwerpunkt der Handreichung liegt in 

einem Rechtskapitel, in dem die juristischen Aspekte freiwilliger Finanzierungs-

modelle abstrakt und konkret einzelfallbezogen für Breitenbrunn durchgearbeitet 

werden. In diesem Rechtskapitel wird gezeigt, dass weder verfassungsrechtliche, 

noch kommunalrechtliche oder kommunalfinanzrechtliche Hinderungsgründe der 

Einführung von freiwilligen Finanzierungsmodellen entgegenstehen. Da freiwillige 

Finanzierungsmodelle auf die Akzeptanz der mitwirkenden Akteure angewiesen 

sind, gehen die Autoren auch auf die steuerrechtlichen Rahmenbedingungen frei-

williger Finanzierungsmodelle ein. Im Ergebnis dessen zeigt die Handreichung 

Wege zur Schaffung einer rechtskonformen Basis für ein freiwilliges Modell auf 

und enthält – u.a. in mehreren Anhängen, in denen Einzelaspekte der Prüfung 

noch vertiefend dargestellt werden – praktische Hinweise (z.B. ein Vertragsmuster 

für eine Kooperationsvereinbarung). 

 

3. Die sächsische Gemeinde Breitenbrunn (Erzgebirge) hat im Jahre 2012 begon-

nen, ein auf Breitenbrunn zugeschnittenes freiwilliges Modell einzuführen. Tou-

rismusakteure aus Breitenbrunn haben hierfür die Interessengemeinschaft Tou-

rismuspool gegründet. Das von den Mitgliedern bereit gestellte Budget wird ope-

rativ von der Ferienland Westerzgebirge Unternehmergesellschaft verwaltet. Die 

Mitglieder der Interessengemeinschaft zahlen einen jährlichen Betrag zwischen 

15 Euro (karitative Einrichtungen) und 170 Euro (Hotels und Gasthöfe) pro Bett an 

die Unternehmergesellschaft, die diese Mittel dann zur Tourismusförderung ver-
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wendet. Wofür sie im Einzelnen aufgewendet werden, entscheidet ein Tourismus-

beirat. Die Mittel fließen dabei nicht in den Gemeindehaushalt, sondern werden di-

rekt für die Erfüllung der touristischen Aufgaben nach Maßgabe der Entscheidun-

gen dieses Lenkungsgremiums verwendet. Der Tourismusbeirat besteht aus vier 

Vertretern der Mitglieder der Interessengemeinschaft und fünf Vertretern der Ge-

meinde. Vorsitzender des Beirates ist der Hauptamtsleiter der Gemeinde. 2012 

wurden in diesem System 66.865,39 Euro brutto akquiriert. Die Einführung einer 

Kurtaxe könnte prognostisch bis zu 100.000 Euro erlösen, wobei davon unter an-

derem noch der Verwaltungsaufwand zur Erhebung abzuziehen wäre. Aufgewandt 

wurde der Betrag des Tourismuspools zur Unterhaltung eines Gästebüros, teil-

weise zur Finanzierung touristischer Infrastruktur, für Veranstaltungen und Marke-

tingmaßnahmen, zur Netzwerkarbeit und Akquise von Fördermitteln. 

 

4. Folgende Erfolgskriterien sind für die Einführung bzw. Etablierung des freiwilli-

gen Finanzierungsmodells in Breitenbrunn maßgeblich:  

 

�   Einfachheit und Praktikabilität 

 

�   Planbarkeit und Kalkulierbarkeit 

 

�   Förderrechtlicher Nutzen 

 

�   Transparenz 

 

�   Akzeptanz 

 

5. Freiwillige Finanzierungsmodelle begegnen – weder generell, noch im konkreten 

Fall der Gemeinde Breitenbrunn – durchgreifenden juristischen Einwänden.  

 

5.1. Verfassungsrechtlich bestehen keine Bedenken gegen das Modell. In Be-

zug auf Grundrechte lässt sich schon fragen, ob diese bei einem freiwilligen 

Verhalten der Beteiligten überhaupt betroffen sind. Jedenfalls ist die freiwilli-

ge Tourismusfinanzierung im Vergleich zu Zwangsabgaben das mildere Mit-

tel. Auch das verfassungsrechtliche Kompetenzgefüge spricht nicht gegen 

eine freiwillige Finanzierung von Tourismusaufgaben. Es garantiert den 

Kommunen vielmehr das Recht zur Selbstverwaltung. Insbesondere kolli-

diert die Finanzverfassung (Art. 104a ff. GG) nicht mit der freiwilligen Finan-

zierung: Dort sind allein solche Abgaben geregelt, die ein hoheitliches Tä-

tigwerden voraussetzen, das bei freiwilliger Finanzierung aber gerade nicht 

gegeben ist. Auch das Demokratieprinzip steht nicht entgegen. Zwar muss 

bei der Übertragung staatlicher Aufgaben auf Private (vor allem in den Be-
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reichen Gefahrenabwehr und Daseinsvorsorge) eine demokratische Kontrol-

le stattfinden. Bei einem freiwilligen Finanzierungsmodell wie in Breiten-

brunn findet jedoch keine solche Übertragung von staatlichen Aufgaben auf 

Private statt. Selbst wenn dies der Fall wäre, so wäre durch die Mehrheit der 

Gemeindevertreter im Entscheidungsgremium Tourismusbeirat eine demo-

kratische Kontrolle gewährleistet. 

 

5.2. Das kommunale Haushaltsrecht steht freiwilligen Finanzierungsmodellen 

wie dem Breitenbrunner Modell ebenfalls nicht entgegen. Zunächst ist es 

nicht direkt anwendbar, da die akquirierten Mittel nicht in den Gemeinde-

haushalt einfließen. Selbst wenn man deshalb die Rechtsgedanken, Werte, 

Ziele und Zwecke der kommunalen Haushaltsgrundsätze bei der Ausgestal-

tung und Umsetzung eines freiwilligen Finanzierungsmodells berücksichti-

gen würde, stünden sie einer freiwilligen Tourismusfinanzierung nicht entge-

gen. Insbesondere liegt kein Verstoß gegen den Grundsatz der stetigen 

Aufgabenerfüllung (§ 72 I 1 SächsGemO) vor: Insofern ist zu berücksichti-

gen, dass Tourismusaufgaben zu den freiwilligen Aufgaben einer Gemeinde 

gehören. Die Gemeinde ist nicht dazu verpflichtet, touristische Aufgaben zu 

übernehmen und kann Umfang und Art und Weise selbst bestimmen. Dar-

über hinaus wird mit den finanziellen Mitteln, die von den privaten Leistungs-

trägern zur Verfügung gestellt werden, nur ein Teil der touristischen Ge-

samtkosten der Gemeinde Breitenbrunn abgedeckt. Im Übrigen finanziert die 

Gemeinde Breitenbrunn diese Aufgaben wie bisher selbst.  

 

5.3. Das Kommunalabgabenrecht wird nicht verletzt, weil die freiwilligen Zu-

wendungen keine Abgaben im Sinne des Sächsischen Kommunalabgaben-

gesetzes darstellen. 

 

6. Die Tourismusstrategie Sachsen 2020 formuliert das Ziel die bestehenden För-

derrahmen so anzupassen, dass eine umfangreiche Eigenfinanzierung der Kom-

mune Voraussetzung für die Gewährung des Förderhöchstsatzes ist. Damit ist in 

der Tourismusstrategie angelegt, dass sich freiwillige Finanzierungsmodelle posi-

tiv auf die Höhe des Fördersatzes auswirken können bzw. sollen.  

 

7. Steuerrechtlich handelt es sich bei den Leistungen der Übernachtungsbetriebe 

an die Unternehmergesellschaft aus Sicht der Betriebe um gewinn- bzw. über-

schussmindernde Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten. Aus Sicht der Unter-

nehmergesellschaft, die wegen ihrer Rechtsform körperschaftsteuerpflichtig ist, 

handelt es sich um gewinnerhöhende Betriebseinnahmen. Die Zuwendungen sind 

zudem steuerbar nach dem Umsatzsteuerrecht, sodass 19% Mehrwertsteuer ab-
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zuführen sind, die die Übernachtungsbetriebe als Vorsteuer abziehen können, so-

fern sie grundsätzlich dazu berechtigt sind. 

 

8. In der Diskussion um das Breitenbrunner Modell haben sich einige spezielle Fra-

gen herauskristallisiert, die Gegenstand einer Gestaltungsprüfung waren. 

 

8.1. Die Vereinbarung eines vertraglichen Verzichts der Gemeinde zur Erhe-

bung von Kurtaxe und/oder Fremdenverkehrsabgabe begegnet erhebli-

chen rechtlichen Zweifeln. Die Gemeinde kann allerdings eine politische Ab-

sichtserklärung abgeben, dass sie keine Kurtaxe und keine Fremdenver-

kehrsabgabe einführt. Außerdem könnte auch außerordentliches Kündi-

gungsrecht für die Gemeinde vereinbart werden. Dieses könnte dann aus-

geübt werden, wenn ein bestimmtes Mindestbudget bzw. eine Mindestteil-

nehmerzahl im Rahmen des freiwilligen Finanzierungsmodells nicht (mehr) 

erreicht werden kann.  

 

8.2. Die Möglichkeit „Trittbrettfahrereffekte“ durch eine Parallelität von freiwilli-

gen Finanzierungsmodellen und Kurtaxe bzw. Fremdenverkehrsabgabe 

zu vermeiden, kann nicht empfohlen werden. In dem Kooperationsvertrag, 

der zwischen Gemeinde und den Tourismusakteuren abzuschließen ist, 

könnte  sich die Gemeinde das Recht vorbehalten eine Kurtaxe und/oder ei-

ne Fremdenverkehrsabgabe einzuführen, wenn eine bestimmte Mindestteil-

nehmerzahl unterschritten wird.  

 

8.3. Zur Optimierung und zukünftigen Gestaltung des Breitenbrunner Modells 

wurden verschiedene Optionen vorgestellt und rechtlich wie steuerlich evalu-

iert. Favorisiert wurde dabei eine Vereinfachung des Modells durch Verlage-

rung des operativen Geschäfts von der Unternehmergesellschaft auf die In-

teressengemeinschaft. Die Interessengemeinschaft Tourismuspool wäre als 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts zur Übernahme des operativen Geschäfts 

rechtlich in der Lage. Ein Gesellschaftsvertrag sollte als rechtliche Grundla-

ge hierfür abgeschlossen werden. 
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0. Vorwort 

 

 

Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, der im Freistaat Sachsen Arbeitsplätze 

schafft und den sächsischen Unternehmen entlang der gesamten mittelbaren und unmittel-

baren Wertschöpfungskette zugute kommt.1 Aufgrund vielfältiger Aktivitäten und Wechsel-

wirkungen, hat der Tourismus keine geschlossene Branchenstruktur, wie etwa die Automo-

bilbranche mit ihren Zulieferbetrieben.2 Tatsächlich profitieren vom Tourismus nicht nur Ho-

tels und andere klassische tourismusaffine Unternehmen (z.B. Gaststätten). Studien und 

Analysen belegen, dass einer weit größeren Gruppe von Unternehmen Vorteile durch den 

Tourismus zuwachsen, als nur den unmittelbar tourismusrelevanten Unternehmen. 

 

Die Finanzierung des Tourismus wird mitunter allerdings nur vor dem Hintergrund der Her-

anziehung der Übernachtungsbetriebe zu einer Bettensteuer oder der (Übernachtungs-) 

Gäste zu einer Kurtaxe diskutiert. Abgesehen davon, dass diese Instrumente – wie das ak-

tuelle Normenkontrollverfahren gegen die Kurtaxensatzung in Dresden3 gezeigt hat – rechtli-

chen Angriffen ausgesetzt sind, gerät bei Bettensteuer und Kurtaxe aus dem Blick, dass der 

Kreis der „Profiteure“ weitaus größer zu ziehen ist. Gleichzeitig kann auch die spezifische 

Situation des Tagestourismus, der in seiner Bedeutung für Sachsen bislang tendenziell un-

terschätzt wird, bei Bettensteuer und Kurtaxe nicht berücksichtigt werden. Im Gegensatz zu 

Kurtaxe und Übernachtungssteuer knüpft die Fremdenverkehrsabgabe an den wirtschaftli-

chen Vorteil aller Unternehmen an, die vom Tourismus profitieren. Der Landestourismusver-

band Sachsen hat deshalb im Jahre 2013 eine Handreichung zur Einführung der Frem-

denverkehrsabgabe (FVA) veröffentlicht, in der die Vorteile dieses Finanzierungsinstru-

ments herausgearbeitet worden sind und die Arbeitsschritte zur Erstellung der hierzu erfor-

derlichen Satzungsgrundlagen erläutert werden.4 

 

An der Finanzierung des Tourismus sollen sich die verschiedenen touristischen Nutznießer 

(„Profiteure“) beteiligen. Nutznießer sind dabei die Kommune, der Gast und die Unterneh-

men, die direkt und indirekt am Tourismus partizipieren. Dieser volkswirtschaftliche Ansatz 

wurde sowohl vom Deutschen Tourismusverband e.V. in seinen Handlungsempfehlungen 

                                                
1  Dazu ausführlich die Studie „Wirtschaftsfaktor Tourismus im Bundesland Sachsen 2010“ des dwif 

(dwif consulting GmbH), Juni 2011, passim. 
2  DTV, Handlungsempfehlung des Deutschen Tourismusverbandes zur Finanzierung des 

kommunalen Tourismus, 2010, S. 1, im Internet abzurufen z.B. unter: http://www.ltv-
brandenburg.de/fileadmin/Mediendatenbank/LTV/PDFs/Publikationen%20u%20Studien/DTV-
Handlungsempfehlung_zur_Finanzierung_der_kommunalen_Tourismus.pdf. 

3  Das SächsOVG hatte den Antrag nach § 47 VI VwGO zunächst mit Beschluss vom 28.1.2014 
(5 B 5/14) abgelehnt, der Normenkontrolle eines Dresdener Hoteliers im Hauptsacheverfahren 
dann überraschend stattgegeben (Urt. v. 9.10.2014 – 5 C 1/14 -). 

4  LTV Sachsen (Böhme/Kis/Götze/Assion), Handreichung zur Einführung der Fremdenverkehrs-
abgabe, 2013, S. 4.; die Handreichung steht auf der Website des LTV Sachsen zum Herunterladen 
zur Verfügung: http://www.ltv-sachsen.de/csdata/epaper/1/de/530f0a23dc22f/. 
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zur Finanzierung des kommunalen Tourismus (2010)5 als auch dem OSV Tourismusbarome-

ter unterlegt und bekräftigt.6 Veranschaulicht wird der „Finanzierungsmix“, der die genann-

ten Nutznießer des Tourismus auch für die Finanzierungsaufgaben in die Pflicht nimmt, in 

dem folgenden Dreiecksmodell: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fachpolitisch und aufgrund der Rahmenbedingungen erscheinen freiwillige Finanzie-

rungsoptionen gegenüber den abgabenrechtlichen Modellen (einschließlich der Fremden-

verkehrsabgabe) überlegen, da hierbei eine möglichst breite, solidarische Finanzierungsba-

sis von hoher Akzeptanz geschaffen werden kann. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, 

dass die freiwilligen Finanzierungsmodelle einen deutlich wahrgenommenen tourismuspoliti-

schen Impuls – etwa durch die „Tourismusstrategie Sachsen 2020“ – erhalten haben. 

Kommunen, wie die sächsische Gemeinde Breitenbrunn, die für die vorliegende Untersu-

chung als „Referenzkommune“ gewählt wurde, haben Ansätze für eine originäre Tourismus-

finanzierung durch Unternehmen vor Ort aufgegriffen, den Prozess in Gestalt des Breiten-

brunner Modells zunächst moderiert, gebündelt und ihm dann eine Struktur verliehen. Und 

doch begegnen diese relativ neuen, einvernehmlichen Finanzierungsmodelle mitunter noch 

Bedenken, etwa im Hinblick auf ihre Kompatibilität mit den klassischen Finanzierungsinstru-

menten und den Vorgaben des Kommunal-, Steuer- und Verfassungsrechts.  

 

Die vorliegende Handreichung setzt hier an. Ziel der nachfolgenden Ausarbeitung ist es, 

ausgehend von einem Überblick zur Ausgangslage im Bundesgebiet und im Freistaat Sach-

sen sowie der Modellkommune Breitenbrunn tatsächliche und rechtliche Empfehlungen 

für freiwillige Modelle zur Finanzierung touristischer Aufgaben im Freistaat Sachsen zu 

                                                
5  DTV, Handlungsempfehlung des Deutschen Tourismusverbandes zur Finanzierung des 

kommunalen Tourismus, 2010. 
6  Ostdeutscher Sparkassenverband, Tourismusbarometer - Jahresbericht, 2011. 

Leistungsträger Öffentliche Hand 

Dreiecksmodell für Finanzierungs-
mix; Quelle: DTV, Handlungsemp-
fehlungen, a.a.O., S. 5. 

Gast 
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entwickeln. Dabei wird zunächst der verfassungsrechtliche Hintergrund für freiwillige Finan-

zierungsmodelle in Kommunen ausgeleuchtet. Auf dieser Grundlage werden die bislang for-

mulierten Kritikpunkte einer sorgfältigen Revision unterzogen. Da freiwillige Finanzierungs-

modelle auf die Akzeptanz der mitwirkenden Akteure angewiesen sind, gehen die Autoren 

auch auf die steuerrechtlichen Rahmenbedingungen ein. Im Ergebnis zeigt die Handreichung 

Wege zur Schaffung einer rechtskonformen Basis für ein freiwilliges Modell auf und gibt 

praktische Hinweise für die Umsetzung. Selbstverständlich kann und soll diese Handrei-

chung keine Rechtsberatung im Einzelfall ersetzen. Es werden allerdings grundsätzliche 

Maßgaben verdeutlicht, die im konkreten Fall unter Einbeziehung der Akteure vor Ort abzu-

arbeiten sind. Die anderen hoheitlichen Finanzierungsinstrumente (z.B. Fremdenverkehrs-

abgabe, Kurtaxe, etc.) werden in der Handreichung nur angesprochen soweit dies zum Ver-

ständnis oder zur Abgrenzung erforderlich ist. 

 

Dabei versteht sich diese Handreichung als Arbeitspapier „in Fortschreibung“. Es ist beab-

sichtigt, die hier gewonnenen Resultate mit Praktikern aus den Kommunen, der Tourismus-

branche und der Landespolitik weiter zu diskutieren. Anregungen und Hinweise an die Auto-

ren sind jederzeit herzlich willkommen.  

 

Abschließend noch ein Wort zu den farblichen Markierungen in der Handreichung: Im Fol-

genden sind tourismuspolitische Anmerkungen des Auftraggebers „hellblau“ unterlegt. Bei-

spiele sind „hellgrün“; Empfehlungen, Zusammenfassungen und Praxistipps werden „in 

dunklerem Grün“ hervorgehoben. Zitate werden durch eine grüne Umrandung gekennzeich-

net. Die Verfasser hoffen, dass dies der Orientierung des Lesers dient und das Verständnis 

dieser – gewiss nicht einfachen – Materie erleichtert. 
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I. Freiwillige Finanzierungsmodelle in der Praxis – Tourismuspolitische Impulse für 

freiwillige Finanzierungsstrategien im Freistaat Sachsen 

 

So genannte „Freiwillige Modelle“ zur (Ko-)Finanzierung touristischer Aufgaben in den Kom-

munen werden neben den tradierten hoheitlichen Instrumenten wie Kurtaxe, Fremdenver-

kehrsabgabe und „Bettensteuer“ zunehmend als alternatives – und tourismuspolitisch vorzu-

ziehendes – Finanzierungsinstrument für die Erfüllung touristischer Aufgaben erkannt. Frei-

willige Tourismusfinanzierungsmodelle sind in Sachsen bislang selten erprobt worden. Aus 

anderen Bundesländern sind Referenzprojekte, zum Beispiel aus Rostock, Nürnberg und 

München, bekannt (dazu sogleich 1.). Die Erkenntnis, dass einvernehmliche oder freiwillige 

Instrumente in einem freiheitlichen Gemeinwesen neben hoheitlichen Instrumenten ihre Da-

seinsberechtigung haben, hat Ausdruck in der „Tourismusstrategie Sachsen 2020“ des 

Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr gefunden (anschlie-

ßend 2.).7 Die Gemeinde Breitenbrunn hat diesen Impuls aufgegriffen und für ihr Gemeinde-

gebiet das Breitenbrunner Modell etabliert (unten 3.). 

 

1. Freiwillige Finanzierungsstrategien für Tourismusaufgaben in anderen Bundesländern 

 

 

Länderüberblick:8  

 

 Fonds-Modell Umlage-Modell Pool-Modell 

Praxisbei-

spiel 

Nürnberg, 

München  

Rostock Hamburg 

Beteiligte  Kommune, ört-

licher Touris-

musverein (Mit-

glieder: private 

Unternehmen 

der Tourismus-

branche) 

Tourismusgesell-

schaft unter Be-

teiligung der 

Kommune und 

privaten Unter-

nehmen 

Tourismusgesell-

schaft unter Be-

teiligung der 

Kommune und 

privaten Unter-

nehmen 

Anreize 

zur Teil-

nahme 

Mitsprache-

recht, keine 

Tourismus-

Abgabe, zu-

sätzliche Mar-

Mitspracherecht, 

Finanzierung von 

Basisaktivitäten 

(Internetpräsenz, 

Gästeverzeichnis 

Mitspracherecht, 

Zielorientierte 

Marketingleistun-

gen zu konkreten 

Themen/ 

                                                
7  Vgl. auch den Überblick über die verschiedenen freiwilligen Finanzierungsmodelle in 

„Tourismusstrategie Sachsen 2020“ (abzurufen unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/
12760/documents/21019, dort u.a. S. 19.  

8  Siehe hierzu Ostdeutschen Sparkassenverband/Sparkassenverband Saar, „Wer soll das bezah-
len? Leitfaden zur Finanzierung und Organisation des Tourismus auf Ortsebene“ (abzurufen unter: 
http://www.svsaar.de/uploads/media/Leitfaden_Internetversion.pdf.  
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ketingleistun-

gen 

 

etc.), zusätzliche 

Marketingleistun-

gen, projektbezo-

gene Aktivitäten 

 

Zielgruppen 

 

    
 

 

1.1. Nürnberg 

 

In Nürnberg wird seit 2010 das so genannte „Fonds-Modell“ praktiziert: Zwischen dem 

„Verkehrsverein Nürnberg e.V.“ und der Stadt Nürnberg wurde eine Vereinbarung getroffen, 

wonach beide zu gleichen Teilen Marketingmaßnahmen finanzieren. Für jeden Euro aus der 

Privatwirtschaft (konkret: gastgewerbliche Betriebe) erklärte sich die Stadt bereit eine Sum-

me in gleicher Höhe bereitzustellen. Insgesamt wurden in den Jahren 2010 bis 2012 dadurch 

jährlich 500.000,00 Euro erzielt. Der Verein akquirierte das Budget der privaten Leistungs-

träger, in dem er seinen Mitgliedsbeitrag erhöhte.9 Den privaten Leistungsträgern steht ein 

Mitbestimmungsrecht über die Verwendung der Mittel zu. 

 

1.2. München 

 

Auch München hat zur Förderung des örtlichen Tourismus ein „Fonds-Modell“ entwickelt. 

Ähnlich wie in Nürnberg gibt es einen „Tourismusfonds“, der zu gleichen Teilen von der pri-

vaten Tourismuswirtschaft und der Stadt München finanziert wird. Die Tourismusunterneh-

men haben sich in dem Verein „Tourismus Initiative München e.V.“ (kurz: „TIM“)10 organisiert 

und leisten ihren Beitrag in den Fonds durch die Erhebung von Mitgliedsbeiträgen. Wirtschaft 

und Stadt entscheiden in der paritätisch besetzten „Tourismuskommission“ (jeweils sieben 

Mitglieder, die Stadt hat eine zusätzliche Stimme) gemeinsam über die Verwendung des 

Budgets. Mehrere Arbeitsgruppen, die von der Kommission eingesetzt werden, erarbeiten 

Vorschläge über den Mitteleinsatz für die „Tourismuskommission“. Interessant sind die 

„Rahmenbedingungen“ unter denen der „Münchner Tourismusfonds“ gegründet wurde: 

                                                
9  Vgl. im Einzelnen Ostdeutscher Sparkassenverband/Sparkassenverband Saar, „Wer soll das be-

zahlen? Leitfaden zur Finanzierung und Organisation des Tourismus auf Ortsebene“, S. 25 (abzu-
rufen unter: http://www.svsaar.de/uploads/media/Leitfaden_Internetversion.pdf; siehe auch Tou-
rismus- und Heilbäderverband e.V. Rheinland-Pfalz, „Nachhaltige Finanzierung kommunaler touris-
tischer Aufgaben – eine Handlungshilfe – Teil 1: Modelle freiwilliger Beteiligung der (Touris- 
mus-)Wirtschaft“ mit weiteren Praxisbeispielen. 

10  Die Satzung des Vereins ist im Internet abzurufen unter: 
https://www.muenchen.ihk.de/de/starthilfe/Anhaenge/satzung-tourismus-initiative-muenchen-tim-
e.v..pdf; Beitrittserklärung und Beitrittsordnung für Vereinsmitglieder unter: 
https://www.muenchen.ihk.de/de/starthilfe/Anhaenge/beitrittserklaerung-und-beitragsordnung-
tourismus-initiative-muenchen-tim-e.v..pdf.  



 
 

Handreichung zur Etablierung eines „freiwilligen Finanzierungsmodells“ zur Erfüllung touristischer Aufgaben in Kommunen 
 
 

 Seite 12 von 80  
Dresden / Leipzig – Dezember 2014 

 

„Rahmenbedingungen 

 

� Schriftliche Vereinbarung zwischen Stadt und „Förderverein“ zur Fest-

schreibung der wesentlichen Punkte der Zusammenarbeit 

� Erstellung einer zielgruppenorientierten, mittelfristigen Tourismusstrategie 

unter Federführung der Tourismuskommission als erste Priorität 

� Beteiligung der Wirtschaft als externe Fachberatung im Rahmen des per-

sonellen Auswahlverfahrens der künftigen Leitung des Bereichs Touris-

mus 

� Ausstiegsklausel für die Wirtschaft im Falle der Einführung einer Betten- 

oder ähnlichen Steuer“11 

 

 

1.3. Rostock 

 

In Rostock ist ein so genanntes „Umlage-Modell“ etabliert. Seit 2010 leisten private Tou-

rismusunternehmen (rund 70% Beherbergungsbetriebe und rund 30% sonstige Unterneh-

men) eine freiwillige Marketing-Umlage. Die Höhe der Umlage richtet sich nach der Betten-

zahl bzw. dem Umsatz. Die Umlage wird koordiniert und verwaltet von der „Rostocker Ge-

sellschaft für Tourismus und Marketing mbH“, einem städtischen Tochterunternehmen. Die 

Stadt trägt vorerst die Personalkosten der Gesellschaft. Der Anreiz zur Teilnahme besteht für 

die örtlichen Tourismusakteure darin, dass sie in den Genuss bestimmter Basisleistungen 

(Internetauftritt, Ermäßigungen bei Messeauftritten und im Gästeverzeichnis) und projektbe-

zogener Aktivitäten kommen.12  

 

1.4. Hamburg 

 

Hamburg verfolgt in Bezug auf freiwillige Tourismus-Finanzierungsmodelle die Strategie 

eines so genannten „Pool-Modells“. Auf Initiative der „Hamburger Tourismus GmbH“ wur-

den Tourismuspools gegründet, die Touristen bestimmter Länder gezielt für einen Besuch in 

Hamburg begeistern sollen. So gibt es Tourismuspools für China, Arabien und die USA. 

Partner der „Hamburger Tourismus GmbH“ sind dabei die Stadt Hamburg, Kommunen aus 

dem Umland, der Flughafen und Unternehmen der privaten Tourismuswirtschaft.13 

 

                                                
11  Vgl. Münchener Unternehmen für Tourismus (MUT) e.V, Power-Point-Präsentation der Munich 

Hotel Alliance, des HBE Handelsverband Bayern, des Bayrischen Hotel- und Gaststättenverbands, 
des CityPartner München e.V., der IHK München/Oberbayern und der Handwerkskammer 
München/Oberbayern, S. 8. 

12  Vgl. Ostdeutscher Sparkassenverband/Sparkassenverband Saar, „Wer soll das bezahlen? Leitfa-
den zur Finanzierung und Organisation des Tourismus auf Ortsebene“, S. 25. 

13  Vgl. Ostdeutscher Sparkassenverband/Sparkassenverband Saar, „Wer soll das bezahlen? Leitfa-
den zur Finanzierung und Organisation des Tourismus auf Ortsebene“ Ausführungen auf S. 26.  
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1.5. Bewertung 

 

Eine allgemeingültige Bewertung der vorgestellten Praxis-Beispiele ist nur begrenzt möglich. 

Zum einen liegen kaum Hintergrundinformationen über die genaue Struktur, Umsetzung und 

Akzeptanz der jeweiligen Modelle vor. Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass die Frage, 

ob und in welcher Weise eine freiwillige Beteiligung privater Tourismusakteure zur Finanzie-

rung touristischer Aufgaben in Erwägung gezogen wird, stark von den lokalen und regionalen 

Bedingungen und Protagonisten abhängt. Eine Übertragbarkeit der einzelnen Modelle auf 

andere Kommunen ist daher regelmäßig nur in Ansätzen möglich. Gleichwohl dienen die 

Praxis-Beispiele aber als Vorbilder für andere Kommunen, da sie verdeutlichen, dass es 

durchaus möglich ist, touristische Aufgaben mit Hilfe privater Initiative kozufinanzieren.  

 

2. Tourismuspolitischer Impuls im Freistaat Sachsen – „Tourismusstrategie Sach-

sen 2020“ 

 

Die „Tourismusstrategie Sachsen 2020” des Sächsischen Staatsministeriums für Wirt-

schaft, Arbeit und Verkehr (SMWA) beschreibt die Entwicklung und den Stand des Touris-

mus in Sachsen, den strategischen Ansatz der Handlungsfelder und formuliert die künftig für 

sinnvoll erachteten Maßnahmen. Fest steht, dass für touristische Aufgaben in Zukunft –

 schon mittelfristig – weniger öffentliche Mittel zur Verfügung stehen werden. Die touristi-

schen Förderprogramme müssten deshalb noch besser koordiniert und auf die erfolgver-

sprechendsten Maßnahmen konzentriert werden. Hierzu sollen vor allem Projekte zählen, 

die von der privaten Wirtschaft auf freiwilliger Grundlage kofinanziert werden:  

 

 

„Der Rückgang der Solidarpaktmittel bis 2020 zwingt zur Sparsamkeit. Nach 

Ablauf der EU-Förderperiode 2013 ist davon auszugehen, dass sich die touristi-

sche Förderlandschaft verändern wird und voraussichtlich insgesamt weni-

ger Mittel zur Verfügung stehen werden. Es ist daher erforderlich, zukünftig 

die touristischen Förderprogramme noch besser zu koordinieren und auf erfolg-

versprechende Maßnahmen zu konzentrieren.  

 

Hier wird – wesentlich stärker als bisher – das Prinzip der Subsidiarität zum 

Tragen kommen. Das heißt, zuerst müssen die Gemeinden und Regionen 

ihre ureigenen Finanzierungs- und Kooperationsmöglichkeiten ausschöp-

fen, bevor an eine finanzielle Unterstützung durch den Freistaat zu denken ist. 

Auf diesem Feld liegen nach Auffassung der Staatsregierung große Reserven 

bei der weiteren Entwicklung des Tourismus in Sachsen. Den Gemeinden und 

Regionen stehen weitreichende Möglichkeiten zur Finanzierung ihrer Arbeit of-

fen. 
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Anzusprechen sind hier die Nutzung der Möglichkeiten der Eigenfinanzierung 

aus der Erhebung von Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe oder anderer, für 

den Tourismus zweckgebundener, Finanzierungsinstrumente (möglichst 

freiwillige Vereinbarungen wie z. B. ein Tourismusfonds von Stadt und re-

gionaler Wirtschaft). Nach den der Staatsregierung vorliegenden Informatio-

nen bleiben diese Instrumente noch weitgehend ungenutzt (siehe Anlage 9), 

obwohl insbesondere die Erhebung von Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe 

bereits seit 1993 zulässig ist. 

 

Es liegt auf der Hand, dass nach Lage der Dinge diese Instrumente der Finan-

zierung kurzfristig an die Stelle weitreichender staatlicher Förderung treten 

müssen, soll die Entwicklung des Tourismus in Sachsen nicht stagnieren.  

 

Die touristischen Organisationen sind zukünftig noch stärker gefordert, die ei-

gene Wirtschaftlichkeit zu erhöhen. Gleichzeitig müssen die Profiteure des 

Tourismus stärker und kreativ in dessen Finanzierung und Ausgestaltung 

einbezogen werden. Die Schaffung einer Konstellation, die für alle betei-

ligten Partner im Tourismus Vorteile bietet, steht dabei im Vordergrund.“14 

[Hervorhebungen nicht im Original] 

 

 

Ziel der Tourismusstrategie Sachsen 2020 ist die Bildung wettbewerbsfähiger Destinatio-

nen bis zum Jahr 2020. Auch bei den Voraussetzungen zur Erreichung dieses Ziels hebt die 

Tourismusstrategie Sachsen 2020 die finanziellen Mittel hervor und setzt auf die Eigenein-

nahmen der Destinationen und Gemeinden. Sehr deutlich werden dabei die freiwilligen 

Finanzierungsinstrumente als Option benannt: 

 

 

„Die Umsetzung der Tourismusstrategie setzt ausreichende personelle und 

finanzielle Ressourcen auf allen Ebenen voraus, insbesondere bei den Kom-

munen, den DMO, der TMGS und dem LTV. Die Ausschöpfung aller vorhan-

denen Finanzierungsinstrumente ist erforderlich. Neben staatlichen Förder-

mitteln müssen künftig auch Eigeneinnahmen der Destinationen (z. B. aus 

wirtschaftlicher Tätigkeit, Mitgliedsbeiträgen) und der Gemeinden (Fremden-

verkehrsabgabe, Kurtaxe sowie freiwillige Finanzierungsinstrumente) 

stärker berücksichtigt werden.“15 [Hervorhebungen nicht im Original] 

                                                
14  Tourismusstrategie Sachsen 2020, (abzurufen unter: 

https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/12760/documents/21019, S. 31. 
15  Tourismusstrategie Sachsen 2020, (abzurufen unter: 

https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/12760/documents/21019, S. 19. 
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Vor diesem Hintergrund wird in der Tourismusstrategie Sachsen 2020 auch dezidiert her-

ausgearbeitet, dass der Freistaat Sachsen die stärkere Nutzung von Finanzierungskonzep-

ten, die zweckgebunden für den Tourismus eingesetzt werden müssen, unterstützt. Dabei ist 

von Bedeutung, dass der Freistaat Sachsen „freiwillige Vereinbarungen“ neben den „klassi-

schen“ Finanzierungsinstrumenten (Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe) förderrechtlich 

begünstigen möchte: 

 

 

„Die stärkere Nutzung der Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe oder ande-

rer, für den Tourismus zweckgebundener Finanzierungsinstrumente (mög-

lichst freiwillige Vereinbarungen wie z.B. ein Tourismusfonds von Stadt 

und regionaler Wirtschaft) im vergleichbaren Umfang wird durch den Frei-

staat Sachsen unterstützt. In Zusammenhang mit SMI und SMF sind die 

Möglichkeiten einer Vereinfachung in der Festsetzung und Erhebung zu prü-

fen. Kommunen, die eines oder mehrere dieser Finanzierungsinstrumente 

nutzen, erhalten höhere Fördersätze in allen touristischen Förderpro-

grammen.“16 [Hervorhebungen nicht im Original] 

 

 

3. Sächsisches Pilotprojekt: Etablierung eines „freiwilligen Modells“ in der Gemeinde Brei-

tenbrunn (Breitenbrunner Modell) 

 

Die Gemeinde Breitenbrunn hat den Impuls aus der Tourismusstrategie Sachsen 2020 auf-

gegriffen und ein freiwilliges Finanzierungsmodell etabliert, das im Folgenden in seinen 

Grundzügen skizziert wird.17  

 

3.1. Ausgangslage in Breitenbrunn 

 
Die Gemeinde Breitenbrunn – das „Kristall des Erzgebirges“ – ist eine kreisangehörige 

Gemeinde südlich des Oberzentrums Chemnitz im Landkreis Erzgebirgskreis, die aus den 

Ortsteilen Breitenbrunn, Rittersgrün, Tellerhäuser, Erlabrunn, Antonshöhe, Antonsthal und 

Steinheidel besteht. Die Gemeinde ist eine Tourismusgemeinde. Bei rund 6.000 Einwoh-

nern18 verfügt Breitenbrunn über knapp 1.100 Betten. Breitenbrunn plant – soweit ersichtlich 

als erste Gemeinde in Sachsen – die langfristige Etablierung eines freiwilligen Finanzie-

rungsinstrumentes für die Erfüllung touristischer Aufgaben in der Gemeinde.  

 

                                                
16  Tourismusstrategie Sachsen 2020 (abzurufen unter: 

https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/12760/documents/21019, dort u.a. S. 19.  
17  Beruhend auf Auskünften der Akteure vor Ort; zuletzt im Rahmen eines qualitativen Interviews mit 

dem Hauptamtsleiter der Gemeinde Breitenbrunn am 5.06.2014. 
18  Stand: 31.12.2008 laut Internetauftritt der Gemeinde Breitenbrunn, abzurufen unter: 

http://www.breitenbrunn-erzgebirge.de/breitenbrunn/content/8/20090717085150.asp. 
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Nachdem die Gemeinde ursprünglich die Einführung einer Kurtaxe erwog, wurde gemeinsam 

mit einigen örtlichen Übernachtungsbetrieben ein Konzept für ein freiwilliges Finanzierungs-

modell entwickelt. Der Gemeinderat beschloss daraufhin – einstimmig – am 25. Oktober 

2012 zur Refinanzierung gemeindlicher Tourismusaufgaben ein freiwilliges Finanzierungs-

instrument einzuführen.19 Eine Kurtaxe oder eine Fremdenverkehrsabgabe werden in Brei-

tenbrunn derzeit nicht erhoben. Wegen der zahlreichen Studenten der Staatlichen Studien-

akademie Breitenbrunn, die unter anderem in den vorhandenen Ferienwohnungen wohnen, 

erhebt die Gemeinde Breitenbrunn allerdings eine Zweitwohnungssteuer. 

 

Die am freiwilligen Finanzierungsmodell teilnehmenden Unternehmen möchten auf freiwilli-

ger Basis Gelder akquirieren, um sie lokal und regional zur Finanzierung touristischer Aufga-

ben einzusetzen. Derzeit nehmen auf der Seite der privaten Leistungsträger 28 örtliche 

Übernachtungsbetriebe (dies sind rund 65 % aller Übernachtungsbetriebe) und ein anderes 

Unternehmen, das kein Übernachtungsbetrieb ist, an dem Projekt teil.  

 

Folgende Erfolgskriterien sind nach übereinstimmender Einschätzung der Akteure für die 

Einführung bzw. Etablierung des freiwilligen Finanzierungsmodells in Breitenbrunn maßgeb-

lich:  

 

 

Erfolgskriterien: 

 

� Einfachheit und Praktikabilität: Die Umsetzung eines freiwilligen Finanzie-

rungsmodells zur Tourismusfinanzierung in Breitenbrunn soll möglichst un-

bürokratisch und unkompliziert, insbesondere ohne Bildung zusätzlicher 

Rechtspersonen o.ä. erfolgen.  

 

� Planbarkeit und Kalkulierbarkeit: Das freiwillige Finanzierungsmodell muss 

der Gemeinde Breitenbrunn ausreichende Planbarkeit und Kalkulierbarkeit 

der „freiwilligen“ Leistungen für den kommunalen Haushalt gewährleisten. 

 

� Förderrechtlicher Nutzen: Die Einführung des freiwilligen Finanzierungsmo-

dells darf die Vergabe von staatlichen Fördermaßnahmen nicht konterkarie-

ren, sondern sollte staatliche Förderprogramme möglichst begünstigen.  

 

� Transparenz: Das freiwillige Finanzierungsmodell, insbesondere die Mittel-

einnahme und -Vergabe durch das gemeinsame Gremium aus Gemeinde 

und Privaten muss für die Öffentlichkeit transparent und nachvollziehbar 

organisiert sein. 

 

                                                
19  Beschluss des Gemeinderates Breitenbrunn 08/94/12 vom 25.10.2012. 
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� Akzeptanz: Das freiwillige Finanzierungsmodell darf nach Möglichkeit in 

seiner konkreten Gestaltung keine negativen steuerlichen Effekte im Ver-

gleich zu hoheitlichen Abgaben zeitigen. Es ist anzustreben, dass durch 

geeignete Gestaltungsformen die Zahl der so genannten „Trittbrettfahrer“ 

möglichst gering bleibt, also eine hohe Beteiligungsquote von Teilnehmern 

am freiwilligen Modell erreicht wird. 

 

 

3.2. Erfüllung touristischer Aufgaben 

 

Mit den Einnahmen aus der freiwilligen Finanzierung werden folgende touristische Aufgaben 

erbracht bzw. Projekte realisiert:  

 

� Betrieb des Gästebüros; unter anderem auch die Zahlung einer monatlichen Miete in 

Höhe von 1.000,00 Euro für die Räumlichkeiten des Gästebüros an die Gemeinde; 

 

� Anteilige Übernahme der Kosten für Ausbau, Entwicklung, Kontrolle, Unterhaltung und 

Betrieb touristischer Infrastruktur (unter anderem Wanderwege, Loipen, Lifte); 

 

� Realisierung von Teilprojekten (Beantragung von Fördermitteln für Kleinprojekte); 

 

� Marketingleistungen; 

 

� Organisation und Mitarbeit von und bei touristischen Veranstaltungen und Veranstal-

tungen mit lokalem/regionalem Bezug (Kulturveranstaltungen, Feste); 

 

� Netzwerkarbeit in der Region. 

 

3.3. Organisation und Struktur des Breitenbrunner Modells 

 

Die Historie und Struktur der zentralen Trägerorganisation des Breitenbrunner Modells 

stellt sich wie folgt dar: Die Tourismusunternehmen, die sich am freiwilligen Finanzie-

rungsmodell beteiligen, organisieren sich in der Interessengemeinschaft Touris-

muspool. Die Interessengemeinschaft ist aus den Aktivitäten des örtlichen Tourismus-

vereins, dem Ferienland Westerzgebirge e.V., entstanden. Die meisten – allerdings 

nicht sämtliche – Teilnehmer der Interessengemeinschaft sind gleichzeitig Mitglieder 

dieses überörtlich agierenden Vereins.  

 

Die teilnehmenden Tourismusunternehmen sind aufgrund eines Kooperationsvertrages dazu 

verpflichtet an die Ferienland Westerzgebirge UG einen Poolbeitrag zu entrichten. Die 
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Ferienland Westerzgebirge UG ist gleichzeitig Geschäftsbesorgerin für den Ferienland Wes-

terzgebirge e.V. (der auch 100%iger Gesellschafter der Ferienland Westerzgebirge UG ist).  

 

 

Begriffsklärung: Unternehmergesellschaft (UG) 

 

Die Unternehmergesellschaft20 ist keine eigenständige Rechtform, sondern ei-

ne Unterform der GmbH. Sie wurde im Rahmen der Modernisierung des GmbH-

Rechts21 zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen GmbH im Ver-

hältnis zur englischen „Limited“ und anderen vergleichbaren ausländischen 

Rechtsformen eingeführt.  

 

Die Unternehmergesellschaft ermöglicht einige Erleichterungen bzw. Abwei-

chungen im Gegensatz zu den Anforderungen an eine GmbH und muss daher in 

ihrer Firmierung deutlich die Bezeichnung „Unternehmergesellschaft (haftungs-

beschränkt)“ (oder „UG (hb)“) tragen.22 Der wichtigste Unterschied zur GmbH ist 

das geringere Mindeststammkapital. Dieses kann bei der UG (hb) theoretisch 

1,00 Euro betragen; bei der GmbH werden mindestens 25.000,00 Euro verlangt. 

 

Die GmbH und damit auch die UG (hb) sind juristische Personen des Privat-

rechts. Sie unterliegen im Rahmen der Ertragsteuern als Kapitalgesellschaften 

mit Sitz im Inland unbeschränkt der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteu-

er.23 

 

 

Die Ferienland Westerzgebirge UG nimmt die Kontoführung über die Einzahlungen der frei-

willigen Tourismusbeiträge wahr. Außerdem wird die Ferienland Westerzgebirge UG mit der 

Erfüllung der touristischen Aufgaben - gewissermaßen der Erfüllung des operativen Tages-

geschäfts – betraut. Sie setzt also diejenigen Tourismusmaßnahmen um, die mit den privat 

geleisteten Einnahmen verwirklicht werden sollen. Im Rahmen dessen schaltet die Ferien-

land Westerzgebirge UG unter anderem auch Subunternehmer ein.  

 

Das Tourismusbudget besteht allein aus den Einlagen der privaten Leistungsträger. Die 

Gemeinde Breitenbrunn leistet keine Zahlungen in das Tourismusbudget. Die Höhe der frei-

willigen Einlagen richtet sich nach dem Typ des Übernachtungsbetriebs: So fallen jährlich  

 

                                                
20  Müller/Winkeljohann, Beck’sches Handbuch der GmbH, 4. Aufl. (2009), § 18, Rn. 2; BT-

Drs. 16/9737 (elektronische Vorabfassung), 95. 
21  Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG); 

Gesetz v. 23.10.2008, BGBl. I S. 2026 (Nr. 48); Geltung ab 1.11.2008. 
22  § 5a (a) GmbHG. 
23  § 1 I Nr. 1 KStG; § 2 II 1 GewStG. 
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� für Ferienwohnungen und Ferienhäuser 75,00 Euro pro Bett an (im Jahr 2013: 

60,00 Euro),  

 

� für Hotels und Gasthöfe 170,00 Euro pro Bett (2013: 150,00 Euro),  

 

� für Pensionen und Jugendherbergen 100,00 Euro pro Bett (2013: 84,00 Euro) und  

 

� für gemeinnützigem soziale und karitative Einrichtungen 15,00 Euro pro Bett (2013: 

10,00 Euro). 

 

Zur Steuerung des Mittelflusses und als Diskussionsplattform für strategische Fragen – etwa 

des „Wie“ der Aufgabenerfüllung – wurde ein Tourismusbeirat gegründet, der paritätisch mit 

jeweils vier Gemeinderatsmitgliedern und Vertretern der Interessengemeinschaft Touris-

muspool besetzt ist. Den Vorsitz des Gremiums hat der (ebenfalls stimmberechtigte) Haupt-

amtsleiter der Gemeinde Breitenbrunn. Insgesamt besteht der Tourismusbeirat damit aus 

neun Mitgliedern. Der Tourismusbeirat fungiert als Bindeglied zwischen Gemeinde und der 

Interessengemeinschaft Tourismuspool; er entscheidet in vierteljährlich stattfindenden Sit-

zungen über die Mittelverwendung des Budgets, die Prioritäten und das „Wie“ der Aufgaben-

erfüllung. Der Tourismusbeirat beauftragt mit der Erfüllung der touristischen Aufgaben die 

Ferienland Westerzgebirge UG als Dienstleister. 

 

Das Zusammenspiel der verschiedenen Akteure im Breitenbrunner Modell (insbesondere 

Gemeinde Breitenbrunn, Interessengemeinschaft Tourismuspool, Tourismusbeirat usw.) 

bildet folgendes Organigramm ab. 
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3.4. Finanzierungsbeitrag 

 

Das Breitenbrunner Modell funktioniert und bringt Mittel ein, die real zur Verfügung ste-

hen: Die „Interessengemeinschaft Tourismuspool“ hat im Jahr 2012 ein Budget zur Tou-

rismusfinanzierung in Höhe von 66.865,39 Euro (brutto) zur Verfügung gestellt. Im 

Jahr 2013 betrug das Budget 68.287,44 Euro (brutto). Im Vergleich dazu würden durch 

die Erhebung einer Kurtaxe Einnahmen in Höhe von rund 100.000,00 Euro zu erwarten 

sein; dabei wären aber noch Abschläge im Hinblick auf Uneinbringlichkeit, Kosten der 

Beitreibung etc. veranlasst. Die durch die Leistungserbringer eingeworbenen Mittel sind 

ein wichtiger Beitrag zur Deckung des Gesamtbedarfs für die Erfüllung der Tourismus-

aufgaben in Breitenbrunn. Sie decken aber bisher nur einen Teil der – deutlich höhe-

ren – Gesamtkosten. Insgesamt entstehen in der Gemeinde Breitenbrunn jährlich Kos-

ten in Höhe von rund 200.000,00 Euro für touristische Leistungen. Mit dem Tourismus-

budget werden bislang vor allem zusätzliche touristische Aufgaben finanziert. 

 

3.5. Anreize zur Teilnahme am freiwilligen Modell 

 

Ein Anreiz zur Teilnahme an der Interessengemeinschaft Tourismuspool ergibt sich für pri-

vate Leistungsträger daraus, dass sie – im Gegensatz zu den herkömmlichen Finanzie-

rungsstrategien Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe – über den Tourismusbeirat als Steu-

erungsgremium ein Mitbestimmungsrecht über touristische Investitionen und Infrastruktur-

maßnahmen in der Gemeinde oder zumindest ein Teilhaberecht haben.  

 

Darüber hinaus sollen die privaten Unternehmen mit der so genannten Breitenbrunner Gäs-

tekarte zur Teilnahme motiviert werden: Die Gästekarte geben die Poolmitglieder an ihre 

Gäste weiter, die mit der Karte zahlreiche Freizeitleistungen kostenlos oder rabattiert wahr-

nehmen können. So erhalten Inhaber der Breitenbrunner Gästekarte beispielsweise kosten-

losen oder ermäßigten Eintritt in die örtlichen Museen, dürfen kostenlos mit dem Skibus fah-

ren oder die Skilifte zu reduzierten Preisen nutzen. Aufgrund der großen Beliebtheit und Ak-

zeptanz der Gästekarte geht die Interessengemeinschaft Tourismuspool davon aus, dass 

Touristen bevorzugt einen Übernachtungsbetrieb auswählen, der zur Vergabe der Gästekar-

te berechtigt ist. Übernachtungsbetriebe, die an der Interessengemeinschaft Tourismuspool 

teilnehmen, können somit einen Wettbewerbsvorteil gegenüber den nicht teilnehmenden 

Konkurrenzbetrieben aufweisen. Die Refinanzierung der Gästekarte wird durch die Einnah-

men des Tourismuspools gewährleistet. Zudem profitieren die Mitglieder der Interessenge-

meinschaft Tourismuspool von Marketingleistungen. 
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3.6. Fazit 

 

Der Erfolg und die Akzeptanz des Breitenbrunner Modells hängen aus Sicht der teilneh-

menden privaten Tourismusakteure davon ab, dass sie nicht durch Einführung einer Kurtaxe 

oder Fremdenverkehrsabgabe doppelt „zur Kasse gebeten“ werden. Allerdings wird – trotz 

der schon hohen Beteiligungsquote – nach einer Möglichkeit gesucht, Trittbrettfahrereffek-

te besser zu vermeiden (dazu ausführlich unter II.2.1.2.2.). Denkbar wäre es, dass Trittbrett-

fahrer, die von den Resultaten der freiwilligen Finanzierung profitieren ohne einen eigenen 

Finanzierungsbeitrag zu leisten, durch eine unterstützende Pflichtabgabe an der Tourismus-

finanzierung beteiligt werden. Über einen Anrechnungsmechanismus könnten die Teilneh-

mer des freiwilligen Modells von der Pflichtabgabe befreit werden. Allerdings ist diese Über-

legung bisher nur perspektivisch angestellt worden. Gegenwärtig wird dieser Handlungsan-

satz von der Gemeinde Breitenbrunn nicht für erforderlich bzw. zielführend angesehen. 
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II.  Rechtliche Ausführungen  

 

Im Folgenden werden rechtliche Aspekte der freiwilligen Beteiligung Privater an der Finan-

zierung touristischer Aufgaben sächsischer Städte und Gemeinden behandelt. In diesem 

Kapitel werden im 1. Abschnitt zuerst die rechtlichen Anforderungen und Rahmenbedingun-

gen für „freiwillige“ Modelle untersucht. Nach diesen grundsätzlichen Überlegungen werden 

in einem 2. Abschnitt konkrete Einzelfragen für das derzeitige Breitenbrunner Modell behan-

delt und eine Gestaltungsvariante aufgezeigt. 

 

1. Der Rechtsrahmen für „freiwillige Modelle“ zur Tourismusfinanzierung in den Städten 

und Gemeinden 

 

Im ersten Schritt tritt zunächst das Verfassungsrecht in den Blick. Dieses ist im Hinblick auf 

Aspekte der Gleichbehandlung, der Verhältnismäßigkeit aber auch ganz grundsätzlich hin-

sichtlich seiner Ausstrahlungswirkung auf die den Kommunen zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

zur Verfügung stehende Handlungsinstrumentarien zu berücksichtigen. Es wird unter ande-

rem zu klären sein, ob der oft formulierte Einwand zutrifft, freiwillige – kooperative – Hand-

lungsformen seien gegenüber hoheitlichen Handlungsformen in stärkerem Maße rechtferti-

gungsbedürftig oder gar problematisch (nachfolgend 1.1.). Der zweite Prüfschritt erfolgt un-

terhalb der Ebene der Verfassung: Hier wird der Frage nachgegangen, ob die Sächsische 

Gemeindeordnung und das Sächsische Kommunalabgabengesetz freiwilligen Finanzie-

rungsinstrumenten entgegenstehen, sich diesen gegenüber neutral verhalten oder gar „Rü-

ckenwind“ geben (unten 1.2.).  

 

1.1. Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen für das freiwillige Modell  

 

Zahlungsverpflichtungen Privater – auf welcher Grundlage auch immer – berühren ver-

schiedene Grundrechte, etwa die Eigentumsfreiheit (Art. 14 GG), die Berufsfreiheit 

(Art. 12 GG) oder die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 GG). Sofern man die Grup-

pe derjenigen betrachtet, die sich nicht beteiligen, ist auch der Gleichheitssatz 

(Art. 3 GG) zu beachten. Mit Blick auf die hier beteiligten Städte und Gemeinden ist als 

verfassungsunmittelbare subjektive Rechtsstellungsgarantie24 auch das Recht der 

kommunalen Selbstverwaltung (Art. 28 II GG) zu berücksichtigen. 

 

Insofern kann nicht von vornherein gesagt werden, dass freiwillige Modelle, bei denen Pri-

vate sich aufgrund eigenen Entschlusses an der Erbringung oder Finanzierung kommunaler 

Aufgaben im Tourismussektor beteiligen, grundsätzlich keine verfassungsrechtliche Bedeu-

tung haben. Schließlich lässt sich der allgemeine Rechtssatz „volenti non fit iniuria“ (dem 

Einwilligenden geschieht kein Unrecht) nicht ohne weiteres auf das Verhältnis Staat-Bürger 

                                                
24  Zu dieser Begrifflichkeit Nierhaus, in: Sachs (Hrsg.), GG-Kommentar, 5. Auflage (2009), Rdnr. 40 

mit 45 zu Art. 28. 



 
 

Handreichung zur Etablierung eines „freiwilligen Finanzierungsmodells“ zur Erfüllung touristischer Aufgaben in Kommunen 
 
 

 Seite 23 von 80  
Dresden / Leipzig – Dezember 2014 

bzw. Kommune-Bürger übertragen: Dies gilt jedenfalls dann nicht, wenn das Handeln Priva-

ter vor der Kulisse einer ansonsten drohenden Inanspruchnahme durch „Befehl und Zwang“ 

erfolgt. In dieser Situation bedarf auch das den Entschluss der Privaten beeinflussende („in-

fluenzierende“) Handeln25 einer rechtlichen Legitimation. Diese Legitimation muss auf der 

Ebene des Grundgesetzes sowohl im Hinblick auf die Grundrechte der Privaten als auch die 

staatlichen Struktur- und Ordnungsprinzipen des Grundgesetzes (Demokratieprinzip, Fi-

nanzverfassung) nachgewiesen werden. Dem dient dieser Abschnitt. Die nachfolgenden 

Überlegungen erfolgen unabhängig vom Breitenbrunner Modell (bei dem – wie dargelegt - 

die von den privaten Leistungserbringern generierten Mittel nicht der Gemeinde zufließen). 

Sie sollen auf einer grundsätzlichen Ebene dazu dienen, freiwillige Modelle rechtlich zu 

durchdringen bzw. die Diskussion hierüber anzuregen. 

 

 

Begriffsklärung:  

 

Im Folgenden werden die freiwilligen Modelle, bei denen Private an der Erfül-

lung touristischer Aufgaben der Gemeinde mitwirken, begrifflich unterschie-

den von den traditionellen Handlungsformen der Gemeinden. Zu diesen tradi-

tionellen Handlungsformen zählt die Erhebung von Abgaben (z.B. Kurtaxe, 

Fremdenverkehrsabgabe) mittels Satzung und individuellem Verwaltungsakt 

(Heranziehungsbescheid).  

 

Die Handlungsformen Satzung, Verwaltungsakt, Vollstreckung, Beitreibung 

werden wir im Folgenden als „hoheitliche“ Instrumente bezeichnen. Für sie 

ist kennzeichnend, dass sie einseitig von der Gemeinde aktiviert werden und 

die Einwilligung der Betroffenen nicht Voraussetzung für das Entstehen der 

Pflicht ist.  

 

Demgegenüber setzen freiwillige Modelle und die für deren Umsetzung ge-

wählten Instrumente (Vertrag, Mitgliedschaft in einer Trägerorganisation) re-

gelmäßig die Zustimmung der Pflichtigen voraus. Wir sprechen im Folgenden 

von „konsensualen“ Instrumenten und folgen damit einer in der juristischen 

Diskussion bereits eingeführten Begrifflichkeit. 

 

 

 

 

                                                
25  Zur influenzierenden Planung etwa Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 10. Auflage (1995), 

Rdnr. 20 zu § 16. 
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1.1.1. Grundrechte und Verhältnismäßigkeitsprinzip 

 

Das Grundgesetz – wie auch die Sächsische Verfassung – enthalten keine ausdrücklichen 

Maßgaben darüber, mit welchen Mitteln – hoheitlich oder konsensual – die Städte und Ge-

meinden ihre Aufgaben erfüllen sollen.  

 

 

Wahlfreiheit der Handlungsform:  

 

Es gibt keinen – abschließenden – Katalog der Handlungsformen der Ver-

waltung. Grundsätzlich besteht deshalb aus Sicht der Verfassung eine Wahl-

freiheit der Städte und Gemeinden, sich der zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

zweckmäßigsten Handlungsformen zu bedienen.  

 

 

Gleichzeitig sind – umgekehrt – beiden Verfassungen aber auch keine Rechtssätze zu ent-

nehmen, nach denen freiwillige bzw. einvernehmliche Finanzierungsmodelle den klassischen 

hoheitlichen Finanzierungsmodellen vorzuziehen sind.  

 

Im Einzelnen gilt Folgendes: 

 

1.1.1.1. Grundrechte 

 

Ob die Schutzbereiche der eingangs genannten Grundrechte eröffnet sind, hängt stark 

von der jeweiligen Situation und Ausgestaltung des freiwilligen Finanzierungsmodells 

ab. Regelmäßig dürften bei der freiwilligen Mitwirkung Privater – ebenso wie bei ihrer 

hoheitlichen Heranziehung – an der Finanzierung touristischer Aufgaben Leistungs-

pflichten in Rede stehen. Deshalb stellen sich zunächst Fragen der Gleichbehandlung 

(„Trittbrettfahrerproblematik“). Aber auch aus Sicht der Grundrechte auf Eigentum und 

der Berufsfreiheit – meist sind die Leistungserbringer Hoteliers oder sonstige Gewer-

betreibende – geht es vor allem um die Frage, wie das Verhältnis zwischen hoheitlichen 

und konsensualen Handlungsformen ist. 

 

 

Schutz- und Gewährleistungsbereich der Grundrechte:  

 

Art. 3 I GG formuliert das Grundrecht auf Gleichheit aller Menschen vor 

dem Gesetz. Aus dem Gleichheitsgebot folgt, dass vergleichbare 

Sachverhalte durch den Normgeber und die vollziehende Verwaltung 

gleich behandelt werden müssen. Darüber hinaus verpflichtet der 

Gleichheitssatz aber auch dazu, erhebliche Unterschiede zwischen 
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Sachverhalten oder Personengruppen zur Kenntnis zu nehmen und dif-

ferenzierender Regelung zu unterwerfen (Verbot der Gleichbehandlung 

von wesentlich Ungleichem)26. � Wir haben in der Handreichung zur 

Einführung einer Fremdenverkehrsabgabe (LTV Sachsen, 2013) am 

Beispiel der Erhebungsgerechtigkeit ausführlich die Anforderungen, die 

sich aus Art. 3 GG im Einzelnen ergeben, erläutert.  

 

Neben die bereits herausgearbeiteten Anforderungen im Hinblick auf 

den Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 GG) treten bei kommunalen 

Regelungen mit Bezug auf private wirtschaftliche Betätigung die Grund-

rechte aus Art. 12 GG (Berufsfreiheit) und Art. 14 GG (Eigentum).27  

 

Die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 I 1 GG), greift als Auffang-

grundrecht nur ein, wenn man weder den Schutzbereich des Eigen-

tumsgrundrechts, noch denjenigen der Berufsfreiheit für einschlägig er-

achtete.  

 

 

Letztlich kommt es auf eine vertiefende Betrachtung der Schutzbereiche und der ge-

nannten Grundrechte und eine differenzierende Abgrenzung für die jeweiligen Fallgrup-

pen für die Zwecke dieser Handreichung nicht an. In allen Fallkonstellationen, die bei 

Finanzierungsleistungen Privater an Städte und Gemeinden oder reale oder finanzielle 

Mitwirkungshandlungen im Kontext der Erfüllung kommunaler Tourismusaufgaben in 

Betracht kommen, geht es im Kern um die Frage, ob die Einbeziehung von Privaten in 

die Erfüllung kommunaler Aufgaben des Tourismussektors verhältnismäßig ist. Hier 

zwingt der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu einer Positionierung zu kooperativen 

(„freiwilligen“) Handlungsformen im Verhältnis zu einer hoheitlichen Heranziehung.  

 

Das Verhältnismäßigkeitsprinzip – das als Rechtfertigungsanforderung auf der 

Schrankenebene sämtlicher der genannten Grundrechte bei der Eingriffsrechtfertigung 

zu prüfen ist – verlangt, dass die öffentliche Hand Eingriffe nur dann vornimmt, wenn 

das hierfür in Betracht kommende Mittel  

 

� der Erfüllung legitimer Aufgaben dient und hierfür geeignet ist (Geeignetheit), 

  

� das hierfür mildeste Mittel darstellt (Erforderlichkeit) 

 

                                                
26  Zu dieser Fallgruppe Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG-Kommentar, 13. Auflage (2014), Rdnr. 5 zu 

Art. 3 GG; BVerfGE 84, 133 (158); BVerfGE 103, 310 (318).  
27  Diese beiden Wirtschaftsgrundrechte überlagern sich. Zu ihrem Verhältnis lässt sich sagen, dass 

das Grundrecht der Berufsfreiheit vor allem den Erwerb schützt, hingegen das 
Eigentumsgrundrecht vor allem das Erworbene. 
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und  

 

� im Einzelfall auch angemessen ist, das heißt, nicht außer Verhältnis zur Schwere 

des Eingriffs und den Folgen für den Betroffenen steht (Angemessenheit).  

 

Hier ist vor allem das Element der Erforderlichkeit (zweiter Anstrich) von hervorgeho-

benem Interesse. 

 

Nicht erforderlich ist ein hoheitliches Vorgehen, wenn sich die damit verfolgten Ziele 

nach der Einschätzung der Gemeinde ebenso gut durch konsensuale Instrumente er-

reichen lassen. Das Kooperationsprinzip im kommunalen Tourismussektor – wie es 

unter anderem in der Tourismusstrategie Sachsen 2020 seinen Ausdruck gefunden 

hat – besagt, dass die öffentliche Hand auf hoheitliche Regelungen verzichten soll, 

wenn gleichwertige Wirkungen für den örtlichen Tourismus durch die Tätigkeit nicht-

staatlicher bzw. nichtkommunaler Akteure – also durch freiwillige Maßnahmen auf ver-

traglicher oder informeller Grundlage – erreicht werden können.28 So verstanden enthält 

das Kooperationsprinzip ein Element der Freiwilligkeit bzw. der Übernahme von Ver-

antwortung29, ohne dass diese Elemente stets und ausschließlich prägend sein müs-

sen. Es ist ohne weiteres zulässig, dass der Staat bzw. die Gemeinden kooperatives 

Handeln unterstützen, indem Rahmenbedingungen geschaffen werden, die eine Koope-

ration nahe legen.30 

 

 

Beispiel31: Es ist zum Beispiel denkbar eine „Drohkulisse“ zu errichten, 

indem „vorsorglich“ die Rechtsgrundlage für ein hoheitliches Handeln ge-

schaffen wird, das beim Scheitern kooperativer Anstrengungen eingesetzt 

werden soll. Konkret: Es könnte zum Beispiel eine Fremdenverkehrsabga-

be als Satzung beschlossen werden, die in dem Moment erhoben wird, in-

dem das freiwillige Modell beendet wird.32 

 

 

In dieser Ausprägung bewirkt die Einbindung Privater in die Aufgabenerfüllung mit Ge-

staltungsmöglichkeiten mehr als eine nur auf Teilhabe gerichtete Kooperation. Man 

kann sogar – aus Verhältnismäßigkeitsgründen – von einem rechtlichen Gebot der 

                                                
28  Ganz ähnlich für das Kooperationsprinzip im Umweltbereich Rehbinder, in: Hansmann/Sellner, 

Grundzüge des Umweltrechts, 4. Auflage (2012), Kap. I.3., Rdnr. 175. 
29  Dazu die Nachweise bei Rehbinder, a.a.O., Rdnr. 175 unter Hinweis auch auf BVerfGE 98, 83 

(98/101). 
30

  Rehbinder, a.a.O., Rdnr. 175. 
31  Nach Rehbinder, a.a.O., Rdnr. 175. 
32  Zur grundsätzlichen Zulässigkeit von aufschiebend bedingten Gesetzen siehe BVerfG, Urt. v. 

8.7.1976 – 1 BvL 19/75, 1 BvL 20/75 – Rdnr. 95ff; BayVGH, 6.8.2001 – 15 N 99.463 –, Rdnr. 49 ff. 
(zitiert nach juris). 
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Nachrangigkeit hoheitlicher Regulierung ausgehen: Jedenfalls dann, wenn durch 

kooperatives, auf freiwillige Lösungen setzendes Handeln das zu regelnde Sachprob-

lem vollständig, auf Dauer und – wie hier im Tourismussektor unproblematisch der 

Fall – ohne Grundrechtsbeeinträchtigungen Dritter33 gelöst werden kann, dürften solche 

konsensuale Instrumente vorzugswürdig sein. Hinsichtlich der Geeignetheit und Erfor-

derlichkeit eines Mittels hat die Gemeinde einen Einschätzungsspielraum. 

 

 

Zwischenergebnis:  

 

Die Grundrechte der Teilnehmer am freiwilligen Modell stehen dieser ko-

operativen Form der Aufgabenwahrnehmung nicht entgegen. Im Ver-

gleich zu hoheitlichen Instrumenten (z.B. Abgabenerhebung) ist das kon-

sensuale, freiwillige Modell grundsätzlich aus Verhältnismäßigkeitserwä-

gungen vorzuziehen, da es das mildere Mittel ist. Die Gemeinde hat hin-

sichtlich der Geeignetheit und Erforderlichkeit eines Mittels einen Ein-

schätzungsspielraum. 

 

 

1.1.1.2. Kommunale Selbstverwaltung 

 

Die kommunale Selbstverwaltung ist ein Kernbestandteil der Staatsorganisation der 

Bundesrepublik und in Art. 28 II 2 GG sowie Art. 82 II SächsVerf verfassungsrechtlich 

gesichert.  

 

Die Schaffung, Erhaltung und Förderung touristischer Infrastruktur ist keine Pflichtauf-

gabe (wie z.B. die Wahrnehmung der Aufgabe der Gefahrenabwehr) sondern eine frei-

willige Selbstverwaltungsaufgabe. Bereits aus dieser ersten Einordnung folgt, dass 

die Städte und Gemeinden über das „Ob“ und die „Art und Weise“ der Aufgabenerfül-

lung eigenverantwortlich entscheiden können und insofern – wie schon hinsichtlich der 

Geeignetheit und Erforderlichkeit eines Mittels zur Aufgabenerfüllung - auch einen Ein-

schätzungsspielraum haben.34 Aus der Garantie der kommunalen Selbstverwaltung 

folgt auch die Garantie der eigenverantwortlichen Aufgabenerfüllung aller Angelegen-

heiten der örtlichen Gemeinschaft. Aus diesem „Grundsatz der grundsätzlichen All-

zuständigkeit“ ergibt sich das originäre Recht der Gemeinden, sich ohne besonderen 

Kompetenztitel aller Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft anzunehmen, die 

                                                
33  Anders könnten z.B. freiwillige Lösungen im Umweltbereich zu sehen sein; hier können Grundrech-

te Dritter ein entschlossenes ordnungsrechtliches Einschreiten des Staates erzwingen (sog. 
Schutzpflichten). 

34  Gern, Sächsisches Kommunalrecht, 2. Auflage (2000), Rdnr. 233f; Schoch, „Das gemeindliche 
Selbstverwaltungsrecht gemäß Art. 28 II 1 GG als Privatisierungsverbot?”, DVBl. 2009, 1533 
(1535). 
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nicht bereits durch Gesetz anderen Trägern öffentlicher Verwaltung übertragen sind 

(Zugriffs- bzw. Aufgabenfindungsrecht als Kernbestandteil der kommunalen Selbstver-

waltung).35  

 

Aus dem Recht alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in 

eigener Verantwortung zu regeln folgt grundsätzlich36 auch die Befugnis – und gegebenen-

falls sogar die Pflicht – freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben wieder aufzugeben oder auf 

Private zu übertragen.37 Allein wenn es für lebenswichtige Güter oder Dienstleistungen kei-

nen Markt gibt oder es zu einem Marktversagen kommt, ist es denkbar eine aus 

Art. 28 II 1 GG resultierende Gewährleistungspflicht anzunehmen.38 

 

 

Hinweis: 

 

Regelmäßig handelt es sich bei den freiwilligen Finanzierungsmodellen 

nicht um Fälle von (materieller) Privatisierung, weil allein eine finanzielle 

Beteiligung der Privaten erfolgt, aber keine Aufgabenübertragung statt-

findet. In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass die Gemeinde 

bei freiwilligen Finanzierungsmodellen sämtliche oder zumindest einen 

(beim Breitenbrunner Modell sogar erheblichen) Anteil an touristischen 

Aufgaben weiterhin selbst finanziert und in Zeiten knapper Kassen sogar 

berechtigt wäre, sich bestimmter freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben 

(wozu touristische Aufgaben zählen) zu entledigen. 

 

 

Zu berücksichtigen ist weiterhin, dass nach Art. 28 III 3 GG – und noch deutlicher: 

Art. 87 SächsVerf. - die Gewährleistung der Selbstverwaltung auch die Grundlagen 

der finanziellen Eigenverantwortung umfasst. Art. 87 I 1 SächsVerf verpflichtet den 

Freistaat Sachsen, über die zur Selbstverwaltungsgarantie des Art. 82 II SächsVerf ge-

hörende Finanzhoheit hinaus, dafür Sorge zu tragen, dass die Kommunen ihre Aufga-

ben erfüllen können. Im Zusammenhang hiermit steht auch die Befugnis der Gemein-

den, nach Maßgabe der Gesetze Steuern und Abgaben zu erheben39 

(Art. 87 II SächsVerf; hierzu noch im Kontext des Finanzwesens unten II.1.1.2.). Die 

Städte und Gemeinden sind fachaufsichtlich insoweit nicht weisungsgebunden, sondern 

                                                
35  Grundlegend hierzu BVerfGE 79, 127 (146 ff.) – Rastede; wie hier Nierhaus, in: Sachs, GG-

Kommentar, 5. Auflage (2009), Rdnr. 48 zu Art. 28; dazu auch Gern, Sächsisches Kommunalrecht, 
2. Auflage (2000), Rdnr. 228. 

36  Zu einem Sonderfall, in dem dies ausnahmsweise unzulässig war, BVerwG, Urt. v. 27.5.2009 
- 8 C 10/08 -; hierzu auch Ehlers, DVBl. 2009, 1456; vgl. auch VG Augsburg, Urt. v. 26.9.2011 
- Au 7 K 10.1951 - (jeweils zitiert nach juris). 

37  Schoch, DVBl. 2009, 1533 (1535ff); Ehlers, DVBl. 2009, 1456. 
38  Ehlers, DVBl. 2009, 1456 (1457). 
39  Dazu bereits SächsOVG, Urt. v. 23.11.2000, SächsVBl. 2001, 61 ff. 
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nur der kommunalen Rechtsaufsicht (Rechtmäßigkeitskontrolle) unterworfen. Die 

Rechtsaufsicht ist grundsätzlich gemeindefreundlich auszuüben, denn sie dient (auch) 

dem Schutz der Rechte der Gemeinden und soll die Entschlusskraft und Verantwor-

tungsbereitschaft der Gemeinden fördern.40 

 

 

Zwischenergebnis:  

 

Als Zwischenergebnis ist festzuhalten, dass der Aufgabenwahrnehmung 

durch „freiwillige Modelle“ nicht entgegengehalten werden kann, dass es 

hierzu in Sachsen keine ausdrückliche Kompetenzvorschrift gibt. Aber 

auch hinsichtlich der Art und Weise der Wahrnehmung kommunaler Tou-

rismusaufgaben folgt aus der Selbstverwaltungsgarantie – im Rahmen 

der Rechtsordnung – ein sehr weit reichender Einschätzungs- und 

Entscheidungsspielraum der Gemeinde hinsichtlich der Instrumente.  

 

 

1.1.2. Finanzverfassung (Art. 104a ff. GG; Art. 87 SächsVerf) 

 

Auch die verfassungsrechtlichen Vorgaben zur so genannten Finanzverfassung stehen frei-

willigen Modellen nicht entgegen. Im Grundsatz gewährt die Selbstverwaltungsgarantie den 

Städten und Gemeinden einen Kernbereich der Finanzhoheit (vgl. Art. 28 III 3 GG; 

Art. 87 SächsVerf.). Hieraus resultiert in der Zusammenschau von Art. 28 III 3 GG und 

Art. 106 VI GG eine nur den Gemeinden zustehende wirtschaftsbezogene und mit Hebesatz-

recht ausgestattete Steuerquelle.41 Hinzu kommen weitere staatliche Finanzzuweisungen, 

die aus der Aufgabenübertragung erwachsen (Konnexität). Unbenommen bleibt das kommu-

nale Recht, durch örtliche Steuern und Abgaben (z.B. Beiträge, Gebühren usw.) nach 

Maßgabe des SächsKAG Kosten zu decken, also so genannte Vorzugslasten zu erheben. 

Diese Fragen müssen in dieser Handreichung jedoch nicht vertiefend behandelt werden. Es 

geht im Folgenden vielmehr um die Einordnung freiwilliger Leistungen zur Finanzierung tou-

ristischer Aufgaben in das System der Finanzverfassung. Oft werden die modernen freiwilli-

gen Finanzierungsmodelle mit Blick auf die vorhandenen Instrumente zur Deckung des 

staatlichen und kommunalen Finanzbedarfs kritisch kommentiert. 

 

Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Art. 105 bis 108 GG (Abschnitt X: Finanzwesen) 

nahezu ausschließlich mit Steuern befassen42 und die Einnahmen und Ausgaben der Ge-

meinden und Gemeindeverbände ausdrücklich den Einnahmen und Ausgaben der Länder 

zugeordnet werden. Zu klären ist somit, welche Folgerungen sich aus der Systematik dieser 
                                                
40  Nierhaus, a.a.O., Rdnr. 77 zu Art. 28 m.w.Nachw. 
41  Dazu im Einzelnen Nierhaus, a.a.O., Rdnr. 87 zu Art. 28. 
42  Dazu im Einzelnen Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), GG-Kommentar, 5. Auflage (2009), Rdnr. 8 vor 

Art. 104a. 
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Regelungen (in der Zusammenschau mit Art. 28 III 3 GG) für die Zulässigkeit anderer Ein-

nahmen ergeben. 

 

Aus der – auch in Art. 106 IXGG verdeutlichten – Einordnung der Einnahmen und Ausgaben 

der Gemeinden und Gemeindeverbände nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-

gerichts folgt, dass der Bund weder berechtigt noch verpflichtet ist, die finanziellen Verhält-

nisse der Gemeinden unmittelbar ohne Einschaltung der Länder zu ordnen.43 Dabei stellt 

Art. 106 VIII GG insoweit eine Durchbrechung dieses Grundsatzes dar. Mit Blick auf das 

Aufgabenfeld des örtlichen Tourismus ergibt sich allerdings weder aus Art. 106 GG, noch 

sonst eine Sperre für das kommunale Einnahmewesen. Eine solche könnte sich allenfalls 

aus dem Landesrecht ergeben (dazu noch unten II.1.2.).  

 

 

Zwischenergebnis: 

 

Aus alle dem folgt, dass das Grundgesetz – auch in seinem Abschnitt X (Fi-

nanzwesen) – keinen Rechtssatz mit dem Inhalt enthält, dass Kommunen an 

der Erhebung von Vorzugslasten (Gebühren, Beiträge) zur Deckung eines 

besonderen, örtlichen Finanzbedarfs gehindert sind. In der Zusammenschau 

mit den Ausführungen zum Verhältnismäßigkeitsaspekt (Gebot des Interven-

tionsminimums) kann resümiert werden, dass Art. 104a ff. GG jedenfalls unter 

diesen Bedingungen (besonderer Finanzierungsaspekt) erst recht auch keine 

Schranke für das Einwerben von Einnahmen auf freiwilliger Grundlage von 

privater Seite darstellt. Völlig unproblematisch ist dies aus Sicht der 

Art. 104a ff. GG zumindest dann, wenn – wie etwa in Breitenbrunn – die pri-

vaten Mittel nicht dem gemeindlichen Haushalt zufließen, sondern direkt an 

die Auftragnehmer gezahlt werden.  

 

 

1.1.3. Demokratieprinzip und demokratische Legitimation 

 

Immer dann wenn – wie bei freiwilligen Modellen im kommunalen Tourismussektor – 

Private in die Erfüllung staatlicher oder kommunaler Aufgaben eingebunden sind, stellt 

sich die Frage, ob den Anforderungen des Demokratieprinzips (Art. 20 II GG) hinrei-

chend Rechnung getragen ist. Nach Art. 20 II 1 und 2 GG geht die Staatsgewalt vom 

Volk aus und übt das Volk die Staatsgewalt auch tatsächlich aus. Die Ausübung der 

Staatsgewalt „durch besondere Organe“ ist als Handeln des Volkes nur bei hinreichend 

engem Legitimationszusammenhang anzunehmen. Jedes unmittelbare oder mittelba-

re Verwaltungshandeln muss prinzipiell durch eine ununterbrochene „Legitimationsket-

                                                
43 BVerfGE 26, 172 (182); Siekmann, a.a.O, Rdnr. 11. 
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te“ zum Volk gekennzeichnet sein, auch wenn diese Legitimationskette – unter den Be-

dingungen einer repräsentativen Demokratie – oft nur mittelbar vorhanden ist. 

 

Die Rechtsprechung hat das Demokratieprinzip in der Vergangenheit auch als Schran-

ke einer materiellen Privatisierung von staatlichen bzw. kommunalen Aufgaben 

angesehen, etwa im Bereich der Daseinsvorsorge (z.B. Wasserver- und Abwasserent-

sorgung). Dabei wurde es allerdings als ausreichend angesehen, wenn eine effektive 

Kontrolle durch demokratisch legitimierte Vertreter in Gremien gesichert war. Für 

die funktionale Selbstverwaltung in den Kommunen hat das Bundesverfassungsgericht 

bekräftigt, dass diese nicht im Gegensatz zum Demokratieprinzip besteht, sondern es 

verstärkt.44 Berücksichtigt man, dass Kooperation der Handlungsfähigkeit des Staates 

und der Kommunen dienen soll, indem sie 

 

 

„den unzureichenden gesetzlichen Vorgaben, Informations- und 

Wissensmängeln, einer unangemessenen Ausstattung, erheblichen 

Zeitdruck und oft überzogenen Publikumserwartungen entgegen-

wirkt, erscheint es rechtlich vertretbar, dass zumindest bei Aufga-

ben mit geringem Entscheidungsgehalt, bei vorbereitenden oder 

konsultativen Tätigkeiten, einzelne Legitimationselemente zurück-

treten.“45 

 

 

Insofern wäre bei einer sehr weitgehenden oder gar völligen materiellen Privatisierung 

der (freiwilligen) Selbstverwaltungsaufgabe des örtlichen Tourismus zu prüfen, ob den 

Anforderungen, die in der Rechtsprechung formuliert worden sind, Rechnung getragen 

wird. In den praktischen Anwendungsfällen von freiwilligen Finanzierungsmodellen 

handelt es sich bisher nicht um die völlige Übertragung von kommunalen Aufgaben 

(materielle Privatisierung). Es geht – soweit ersichtlich – auch nicht um eine organisato-

rische Ausgliederung (formelle Privatisierung). Vielmehr sind freiwillige Finanzierungs-

modelle regelmäßig - wie im Beispielsfall Breitenbrunn – durch die kommunale Len-

kung von privaten Mitteln zur Erfüllung von touristischen Teilaufgaben gekennzeich-

net. Dabei finanziert und erfüllt die Gemeinde in der Regel – in Breitenbrunn sogar mit 

überwiegendem Anteil – weitere touristische Aufgaben mit öffentlichen Mitteln. Insofern 

handelt es sich in Breitenbrunn nicht um eine „Privatisierung“ öffentlicher Aufgaben, 

sondern um eine Einbindung privaten Engagements in die Erfüllung freiwilliger öf-

fentlicher Aufgaben bei verbleibender Aufgabenwahrnehmung durch die Gemeinde. 

 
                                                
44  Vgl. BVerfGE 107, 59 /86 ff.; Sachs, in Sachs (Hrsg.), GG-Kommentar, 5. Auflage (2009), 

Rdnr. 44a zu Art. 20. 
45  Salzborn, Das umweltrechtliche Kooperationsprinzip auf unionaler Ebene (2011), S. 373 unter Be-

zugnahme auf Ritter, AöR 1979, S. 389 (413). 
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Zwischenergebnis:  

 

Die Kontrolle der öffentlichen Hand (und damit die demokratische Legitimation) 

sind gesichert, da die Gemeinde die Aufgabenwahrnehmung mittelbar steuert. 

Hinzu kommt, dass im Steuerungsgremium, das über die Verwendung der 

privat generierten Mittel entscheidet (in Breitenbrunn: „Tourismusbeirat“), die 

demokratisch legitimierten kommunalen Vertreter über die Mehrheit verfügen. 

Selbst wenn man hier einen strengeren Maßstab anlegen wollte, wäre mit der 

oben zitierten Formel im Ergebnis festzustellen, dass es bei der wahrzuneh-

menden Aufgabe „Tourismus“ nicht um eine Pflichtaufgabe geht und auch 

nicht hochwertige Grundgüter der Daseinsvorsorge (etwa: Wasserver- und 

Entsorgung) berührt sind. Die Einbindung Privater erfolgt vor allem flankierend 

zur verbleibenden (in Breitenbrunn: sogar überwiegenden) Aufgabenwahr-

nehmung durch die Kommune. Dies erscheint insgesamt als ausreichende 

demokratische Rückbindung zum Volk i.S.d. Art. 20 II GG. 

 

 

Die Prüfung aus verfassungsrechtlicher Sicht hat folgendes Ergebnis: 

 

 

Ergebnis zum verfassungsrechtlichen Unterabschnitt:  

 

1. Das Grundgesetz steht der „freiwilligen“ oder „einvernehmlichen“ Einbin-

dung von Privaten in die Finanzierung und Erfüllung touristischer Aufga-

ben der Kommune nicht entgegen. 

2. Das Grundgesetz streitet im Zweifel sogar für einen Verzicht auf hoheitli-

che Reglementierung (in dubio pro libertate). Nach dem im Verhältnismä-

ßigkeitsprinzip angelegten Grundsatz der Erforderlichkeit gilt: Wenn ein 

bestimmter Zweck mit mehreren Mitteln gleich gut erreicht werden kann, 

aber eines dieser Mittel für den Bürger besonders schonend ist, ist dieses 

„mildere Mittel“ zu wählen. Das bedeutet: Wenn ein konsensuales („ein-

vernehmliches“) Instrument ebenso geeignet ist, wie ein hoheitliches In-

strument, ist das einvernehmliche Instrument als weniger einschneidendes 

Mittel vorrangig zu wählen. 
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1.2. Schranken für das freiwillige Finanzierungsinstrument durch die Sächsische Ge-

meindeordnung und das sonstige einfache Recht? 

 

Im Folgenden werden wir prüfen, ob das unterhalb der Verfassung stehende „einfache“ 

Recht – das heißt das Haushaltsrecht nach der Sächsischen Gemeindeordnung (dazu 

1.2.1.) und das Kommunalabgabenrecht (nachfolgend 1.2.2.) - Schranken für freiwillige 

Modelle enthält. Auch das Fördermittelrecht wird in diesem Abschnitt angesprochen 

(unten 1.2.3.). 

 

1.2.1. Haushaltsgrundsätze nach der Sächsischen Gemeindeordnung 

 

Das sächsische Kommunalrecht – die Sächsische Gemeindeordnung, die Sächsische 

Gemeindehaushaltsverordnung, teilweise auch das ungeschriebene Recht – enthält 

Haushaltsgrundsätze, die in der kommunalen Haushaltswirtschaft zu beachten sind. 

An diesen Haushaltsgrundsätzen muss sich auch ein freiwilliges Modell messen lassen. 

Bei den im Folgenden zu erläuternden kommunalen Haushaltsgrundsätzen handelt sich 

dabei um formelle und materielle Mindestvorgaben, die eine stetige Aufgabenerfül-

lung durch die Gemeinde sichern sollen.  

 

Grundsätzlich bestimmt der Haushaltsplan, welche Aufgaben die Gemeinde im betref-

fenden Haushaltsjahr erfüllen will und wie sie den dafür anfallenden Aufwand absichert. 

Der Haushaltsplan, der mit der Haushaltssatzung verbindlich beschlossen wird, weist 

alle zu erwartenden Erträge, Aufwendungen und Verpflichtungsermächtigungen auf.46  

 

 

Breitenbrunn: Kein Mittelfluss an die Gemeinde 

 

Vorliegend ist allerdings zu berücksichtigen, dass es sich bei den Leis-

tungen der privaten Tourismusakteure im Breitenbrunner Modell 

(siehe oben I.3.) bei genauer Betrachtung nicht um Einnahmen der Ge-

meinde handelt: Die Poolbeiträge fließen nicht dem Gemeindehaushalt 

zu, können deshalb auch nicht als Erträge im Haushalt „verbucht“ 

werden. Die Beiträge der privaten Tourismusakteure, die am freiwilligen 

Finanzierungsmodell teilnehmen, werden allein von Seiten der privaten 

Leistungsträger im Tourismusbudget verwaltet. Allenfalls indirekt spart 

die Gemeinde hierdurch Aufwendungen, zu deren Refinanzierung sie 

sonst möglicherweise von den Bürgern Abgaben erheben könnte.  

 

                                                
46  Vgl. Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 74, Rdnr. 1, § 75 Rdnr. 2; ebenso Gern, Sächsisches 
Kommunalrecht, 2. Auflage (2000), Rdnr. 763. 
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Obgleich es sich bei den Leistungen aus Mitteln des Tourismuspools 

nicht um Erträge in den Gemeindehaushalt handelt und genau genom-

men auch nicht um kommunal erbrachte Aufgaben, erwachsen der Ge-

meinde Breitenbrunn fiktiv „geldwerte Vorteile“. Schließlich muss sie 

einen Teil der anfallenden Kosten für touristische Aufgaben nicht (allein) 

tragen, weil sie durch den Tourismuspool durch Direktleistung an den 

Dritten freigestellt wird. 

 

Selbst wenn die Haushaltsgrundsätze des sächsischen Kommunalrechts 

freiwillige Finanzierungsformen, wie das hier zu bewertende Breitenbrun-

ner Modell, nicht unmittelbar im Blick haben, sollten jedoch zumindest die 

in ihnen vermittelten Rechtsgedanken, Werte, Ziele und Zwecke bei 

der Ausgestaltung und Umsetzung eines freiwilligen Finanzierungsmo-

dells berücksichtigt werden. Werden die kommunalrechtlichen Haus-

haltsgrundsätze beachtet, spräche dies jedenfalls für die Rechtmäßigkeit 

des freiwilligen Finanzierungsmodells (hier: des Breitenbrunner Modells).  

 

 

Im Folgenden werden die wichtigsten kommunalrechtlichen Haushaltsgrundsätze im 

Überblick dargestellt und ihre Relevanz am Beispiel des Breitenbrunner Modells be-

leuchtet: 

 

1.2.1.1. Stetige Aufgabenerfüllung (§ 72 I 1 SächsGemO) 

 

Einer der zentralen Haushaltsgrundsätze ist in § 72 I 1 SächsGemO geregelt: Die Ge-

meinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass eine stetige Er-

füllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Aus diesem grundlegenden Wirtschaftsziel47 

werden alle anderen kommunalen Haushaltsgrundsätze abgeleitet.48  

 

Durch den Grundsatz der stetigen Aufgabenerfüllung wird eine Verbindung zwischen 

Aufgabenerfüllung und Leistungsfähigkeit hergestellt:49 Die Kommune ist dazu ver-

pflichtet die erforderlichen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu beschaffen und ihre 

Haushaltswirtschaft so zu gestalten, dass sowohl freiwillige Aufgaben als auch Pflicht-

aufgaben auf Dauer optimal erfüllt werden können.50 Damit geht auch die Verpflichtung 

                                                
47  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 81. 
48  Zoubek, Moderne Finanzierungsstrategien im Gefüge kommunaler Finanzverfassungen, 2011, 

S. 44. 
49  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 81. 
50  Gern, Sächsisches Kommunalrecht, 2. Auflage (2000), Rdnr. 730. 
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einher, die zur Verfügung stehenden Einnahmequellen angemessen und kontinuierlich 

auszuschöpfen.51 Bei den freiwilligen Aufgaben steht der Gemeinde ein – allerdings 

durch ihre Leistungsfähigkeit begrenztes – Wahlrecht zu, ob und wie (und wie lange52) 

sie Aufgaben wahrnehmen will. Pflichtaufgaben, also Aufgaben die der Gemeinde 

durch ein Gesetz übertragen worden sind, muss sie hingegen erfüllen. Ob sie über Art 

und Weise sowie Umfang der Aufgabenerfüllung selbst bestimmen kann, hängt davon 

ab, ob es sich um weisungsfreie oder weisungsabhängige Aufgaben handelt.53  

 

Die Gemeinde trägt dem Grundsatz der stetigen Aufgabenerfüllung nur dann Rech-

nung, wenn ihre Aufgaben auch langfristig und nachhaltig durch den Haushalt gesi-

chert sind.  

 

 

Beispiel: Das Gebot der stetigen Aufgabenerfüllung ist verletzt, wenn die 

Gemeinde in einem „guten“ Jahr mit hohen Steuererträgen neue Einrichtun-

gen schafft, die sie in den folgenden, wirtschaftlich schlechteren Jahren nicht 

mehr unterhalten kann.54 

 

 

Der Grundsatz der stetigen Aufgabenerfüllung steht damit der kommunalen Finanzho-

heit gegenüber: Während die Finanzhoheit als besondere Ausprägung der kommunalen 

Selbstverwaltungsgarantie den Gemeinden die Befugnis zur eigenverantwortlichen Ein-

nahmen- und Ausgabenwirtschaft55 erteilt, ermahnt dieser Haushaltsgrundsatz die Ge-

meinden dazu das Wohl ihrer Einwohner zu beachten.56 

 

Grundsätzlich begründet die Nutzung alternativer Einnahmequellen (wie beispiels-

weise des „Breitenbrunner Modells“) keinen Verstoß gegen das Gebot der stetigen Auf-

gabenerfüllung. Im Gegenteil: Aufgrund dieses Grundsatzes kann die Gemeinde sogar 

dazu verpflichtet sein, neben den etablierten Einnahmequellen auch „moderne Finan-

zierungsstrategien“ in ihre Haushaltsplanung einzubeziehen.57 Schließlich kann hier-

durch gerade zur Sicherstellung der Aufgabenerfüllung beigetragen werden.58  

 

                                                
51  Zoubek, in: FS Stüer, 2013, S. 611 (614). 
52  Dazu siehe bereits oben unter II.1.1.1.2.). 
53  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 83f.  
54  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 86.  
55  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 38.  
56  Vgl. Zoubek, Moderne Finanzierungsstrategien im Gefüge kommunaler Finanzverfassungen, 2011, 

S. 44. 
57  So Zoubek, in: FS Stüer, 2013, S. 611 (614). 
58  Zoubek, in: FS Stüer, 2013, S. 611 (614). 
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Dem Breitenbrunner Modell im Hinblick auf den Grundsatz der stetigen Aufgabenerfül-

lung entgegengehaltene rechtlichen Bedenken, erweisen sich damit als unbegründet:  

 

� Erträge durch Pflichtabgaben sind ebenfalls nicht mit vollständiger Sicherheit 

vorhersehbar; auch bei Pflichtabgaben rechnen Kommunen mit einer Ertrags-

prognose.  

 

� Tourismusaufgaben gehören zu den freiwilligen Aufgaben einer Gemeinde, 

das heißt, die Gemeinde ist nicht dazu verpflichtet, touristische Aufgaben zu 

übernehmen. Falls sie sich hierzu entscheidet – wie die Gemeinde Breitenbrunn – 

hat sie die Wahl in welchem Umfang und auf welche Art und Weise sie ihrem 

„freiwillig“ übernommenen Aufgabenkreis nachkommt. Die geringere Stetigkeit 

korrespondiert mit einer größeren Flexibilität der Aufgabenwahrnehmung. Es wäre 

sogar grundsätzlich möglich, bestimmte Aufgabenbereiche in Zeiten „knapper 

Kassen“ wieder abzugeben.59 

 

� Zudem ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dem „Tourismusbudget“, wel-

ches die privaten Leistungsträger zur Verfügung stellen, nur um einen Anteil der 

Gesamtkosten der Gemeinde Breitenbrunn für touristische Aufgaben handelt. 

Selbst für den unwahrscheinlichen Fall, dass unerwartet das gesamte „Touris-

musbudget“ wegfallen würde, könnte die Gemeinde Breitenbrunn einen Großteil 

ihrer touristischen Aufgaben – wie zuvor – durch ihren „Eigenanteil“ tragen.  

 

� Gleichwohl könnte dem Aspekt der Planbarkeit hier in besonderem Maße Rech-

nung getragen werden, wenn durch das Tourismusbudget vor allem kurzfristig 

umsetzbare Projekte finanziert würden.  

 

� Darüber hinaus soll das Breitenbrunner Modell die gegenseitigen Rechte und 

Pflichten von Gemeinde und privaten Leistungsträgern durch eine vertragliche 

Vereinbarung (Anhang 1) verbindlich regeln. Darin sind auch Regelungen zu Ver-

tragsdauer und Kündigungsmöglichkeiten vorgesehen, sodass eine zumindest 

verstetigte Planung der zu erwartenden Erträge für die nächsten Jahre hinrei-

chend gesichert ist.  

 

Ein weiteres Problem wird verschiedentlich darin gesehen, dass die Gemeinde bei frei-

willigen Modellen nicht sämtliche Einnahmequellen ausschöpft, indem sie es tole-

riert, dass an dem freiwilligen Finanzierungsmodell – möglicherweise – nicht alle örtli-

chen Tourismusakteure teilnehmen. Außerdem möchte im konkreten Fall des Breiten-

                                                
59  Dazu bereits oben unter II.1.1.1.2.; bei “kulturell, sozial und traditionsmäßig bedeutsamen” 

Veranstaltungen (z.B. eines Weihnachtsmarktes) hat das BVerwG jedoch eine materielle 
Privatisierung abgelehnt, Urt. v. 27.5.2009 – 8 C 10/08 - (zitiert nach juris). 
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brunner Modells die Gemeinde vorerst auf die Einführung einer Fremdenverkehrsabga-

be oder Kurtaxe verzichten.60  

 

� Da es sich bei der Aufgabe Tourismus nur um eine freiwillige Selbstverwal-

tungsaufgabe handelt und die Gemeinde – jedenfalls in Breitenbrunn – in der La-

ge ist, die wesentlichen Aufgaben mit den ihr zur Verfügung stehenden finanziel-

len Mitteln zu erledigen, ist der Grundsatz der stetigen Aufgabenerfüllung nicht 

verletzt.  

 

� Die Gemeinde ist nicht dazu verpflichtet alle verfügbaren Einnahmequellen aus-

zunutzen, wenn die Aufgabenerfüllung gesichert ist.  

 

1.2.1.2. Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (§ 72 II 1 SächsGemO) 

 

Nach Maßgabe von § 72 II 1 SächsGemO ist die Haushaltsführung sparsam und wirt-

schaftlich zu führen. Die Gemeinde ist verpflichtet, ihre Ressourcen – die überwiegend 

aus Steuermitteln bestehen – effektiv einzusetzen: „Wirtschaftlich“ bedeutet, dass 

eine optimale Relation zwischen den eingesetzten Mitteln und den erzielten Ergebnis-

sen besteht.61 Die Gemeinde soll deshalb einerseits ihre Aufgaben mit dem geringst-

möglichen finanziellen Einsatz bewältigen (Minimumprinzip) und andererseits mit den 

ihr zur Verfügung stehenden Mitteln einen möglichst großen Erfolg erzielen (Maximal-

prinzip).62 Wirtschaftliches Handeln bezieht sich jedoch nicht nur auf die Frage, wie Mit-

tel effektiv eingesetzt werden können, sondern auch auf die Ertragseite. Sparsamkeit 

setzt andererseits voraus, dass unnötige Ausgaben vermieden werden.63 

 

 

Beispiel: „Wenn eine Alternative mit höheren Investitionskosten so viel höhe-

re laufende Einnahmen bringt, dass die Mehreinnahmen die zusätzlichen 

Folgekosten einschließlich kalkulatorischer Kosten für die Kapitalverzinsung 

und Abschreibung übersteigen, dann ist die teuerste Lösung die wirtschaft-

lichste, nicht aber die kurzfristig betrachtet sparsamste.“64 

 

                                                
60  Zur Frage, ob die Gemeinde rechtsverbindlich auf die Erhebung einer Abgabe verzichten darf, 

siehe unten II.2.1.2.1. 
61  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 107 unter Rückgriff auf Verordnung EG, Euratom 
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25.06.2002 ABl.EG Nr. L 248 S. 1.  

62  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 109f.; Gern, Sächsisches Kommunalrecht, 
2. Auflage (2000), Rdnr. 731. 

63  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 110. 

64  So Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 72, Rdnr. 110. 
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Der Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ist jedenfalls dann nicht verletzt, 

wenn eine Kommune mit Hilfe alternativer Finanzierungsstrategien zusätzliche 

Einnahmequellen erschließt.65 Auch wenn sie auf klassische Einnahmemöglichkeiten 

wie eine Fremdenverkehrsabgabe oder eine Kurtaxe verzichtet, folgt hieraus noch kei-

ne unwirtschaftliche Haushaltsplanung: Der Kommune stehen zwar weniger Mittel zur 

Verfügung, als wenn sie alle Einnahmevarianten ausschöpfen würde; die ihr vorhande-

nen Mittel kann sie aber „wirtschaftlich und sparsam“ einsetzen.  

 

1.2.1.3.  Vorbehalt des Gesetzes 

 

§ 73 I SächsGemO schreibt vor, dass die Gemeinde Abgaben nach den gesetzlichen 

Vorschriften erhebt. Da die Erhebung von Abgaben in Grundrechte der Bürger eingreift, 

ist sie nur aufgrund eines förmlichen Gesetzes (Vorbehalt des Gesetzes) zulässig. 

„Abgabevereinbarungen“ sind deshalb grundsätzlich nicht rechtmäßig.66 Unter Abgaben 

versteht man „Geldleistungen, die Gemeinden und Landkreise in Ausübung hoheitlicher 

Gewalt zur Deckung ihres Finanzbedarfs von den Abgabepflichtigen erheben.“67 Abga-

ben zeichnen sich – im Gegensatz zu freiwilligen Finanzierungsmodellen – also durch 

ein Element des „Zwangs“ aus. Zwischen Gemeinde und Abgabepflichtigen besteht 

ein Über- und Unterordnungsverhältnis, außerdem wird die Abgabe durch einen 

- vollstreckbaren – Verwaltungsakt festgesetzt.68  

 

Bei den Einnahmen auf Grundlage eines freiwilligen Finanzierungsmodells fehlt es ge-

rade an einer Rechtspflicht, schließlich können sich die Bürger dazu verpflichten eine 

Geldleistung erbringen, sie müssen es aber nicht. Es handelt sich bei den freiwilligen 

Leistungen nicht um „Abgaben“ im kommunal(abgaben)rechtlichen Sinne. Grundrechts-

eingriffe, liegen wegen der Freiwilligkeit nicht vor (dazu bereits oben unter II.1.1.1.). 

Aus diesem Grund betrifft der Gesetzesvorbehalt nicht freiwillige Finanzierungsmodelle. 

Freiwillige Finanzierungsmodelle - wie das Breitenbrunner Modell – bedürfen somit 

keiner ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung. 

 

1.2.1.4. Grundsätze der Einnahmenbeschaffung 

 

Ausdruck der Finanzhoheit der Kommunen ist das Recht über Art, Zusammensetzung 

und Höhe der kommunalen Einnahmen zu entscheiden.69 Im Rahmen dessen ist die 

                                                
65  Zoubek, in: FS Stüer, 2013, S. 611 (615). 
66  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 2. 
67  Definition aus Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, 

SächsGemO-Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 2. 
68  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 2. 
69  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-

Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 7. 
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Gemeinde gemäß § 73 I SächsGemO ermächtigt, Abgaben nach Maßgabe der Vor-

schriften – namentlich des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) – zu 

erheben. Dabei hat sie die Grundsätze der Einnahmebeschaffung gemäß 

§ 73 II bis IV SächsGemO zu beachten. 

 

§ 73 II, IV SächsGemO legt die Reihenfolge der zu erhebenden Abgaben verbindlich – 

wie folgt - fest:  

 

1. „sonstige“ Einnahmen 

2. „spezielle Entgelte“ 

3.  Steuern 

4.  Kredite  

 

Zum Schutz der Abgabepflichtigen und für eine gerechte Lastenverteilung muss die 

Gemeinde zunächst „sonstige“ Einnahmen ausschöpfen, bevor sie Abgaben 

zwangsweise erhebt. Die Gemeinde darf ihre Regelungsbefugnis in Richtung von Ent-

gelten und Steuern nur subsidiär ausüben. „Sonstige“ Einnahmen werden im Gesetz 

zwar nicht erwähnt, spielen aber gleichwohl eine große Rolle: Über die Hälfte aller 

kommunalen Erträge bestehen aus allgemeinen Schlüsselzuweisungen oder Bedarfs-

zuweisungen nach dem Finanzausgleichsgesetz, Einnahmen aus der Vermögensnut-

zung, Erstattungen, Zinseinnahmen, Ersatz sozialer Leistungen, Bußgelder und ande-

ren „sonstigen“ Einnahmen.70  

 

Sekundär soll die Gemeinde „spezielle Entgelte“ verlangen. Hierzu zählen Verwal-

tungsgebühren, Benutzungsgebühren, privatrechtliche Benutzungsentgelte und Beiträ-

ge.71 Die speziellen Entgelte stehen in der Rangfolge vor den Steuern und Krediten um 

dem Verursacherprinzip und dem Vorteilsausgleich Rechnung zu tragen: Wer in den 

Genuss von kommunalen Leistungen kommt, soll auch die dafür anfallenden Kosten 

tragen.72 Bei der Erhebung von Abgaben ist die Leistungsfähigkeit der Abgabepflichti-

gen zu berücksichtigen (§ 73 III SächsGemO). Abgaben dürfen keine „erdrosselnde 

Wirkung“ für den Abgabenschuldner haben.73 Den Gemeinden kommt ein kommunal-

politisches Ermessen bei der Umsetzung der Rangfolge zu.74  

                                                
70  Zu diesem Absatz siehe Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, 

SächsGemO-Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 7f; zu den „sonstigen Einnahmen“ 
auch Gern, a.a.O., Rdnr. 752. 

71  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 14, 230ff. 

72  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 14. 

73 Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 43. 

74  Schmid, in: Quecke/Schmid/Menke/Rehak/Wahl/Vinke/Blazek/Schaffarzik, SächsGemO-
Kommentar, Stand: Dezember 2013, § 73, Rdnr. 48 unter Bezugnahme auf SächsOVG, Urt. v. 
31.1.2007 - 5 B 522/06 - (zitiert nach juris); ebenso auch Gern, a.a.O., Rdnr. 757. 
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Freiwillige Finanzierungsmodelle (wie beispielsweise das Breitenbrunner Modell) 

werden - auch wenn das Tourismusbudget nicht in den Gemeindehaushalt einfließt - 

den Grundsätzen der Einnahmebeschaffung und dem darin vermittelten Sinn und 

Zweck in besonderer Weise gerecht:  

 

� Die Gemeinde Breitenbrunn verzichtet gerade auf die Erhebung von (nachran-

gigen) (Pflicht-)Abgaben und strebt eine Aufgabenerfüllung auf sonstige Weise 

an. Zwar handelt es sich bei den finanziellen Leistungen der privaten Tourismus-

akteure im Breitenbrunner Modell nicht um „sonstige Einnahmen“ im oben be-

schriebenen Sinne: Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei den Leistungen 

der privaten Tourismusakteure im Breitenbrunner Modell tatsächlich nicht um Ein-

nahmen der Gemeinde handelt75, da die Poolbeiträge nicht dem Gemeindehaus-

halt zufließen. Sie werden allein von Seiten der privaten Leistungsträger im Tou-

rismusbudget verwaltet. Indirekt erspart die Gemeinde hierdurch aber Aufwen-

dungen und kann auf die Erhebung von Pflichtabgaben oder die Inanspruchnahme 

von Krediten verzichten.  

 

� Die „speziellen Entgelte“ (Gebühren, Beiträge etc.) bevorzugt der Gesetzgeber 

gegenüber den Steuern und Krediten, weil durch sie dem „Verursacherprinzip“ 

und dem Vorteilsausgleich Rechnung getragen wird. Auch bei freiwilligen Finan-

zierungsmodellen, wie dem Breitenbrunner Modell, werden diejenigen Bürger be-

lastet, die durch den Einsatz der Finanzmittel – zumindest mittelbar - einen Vorteil 

erlangen sollen: Die örtlichen Tourismusakteure refinanzieren touristische Aufga-

ben in der Gemeinde, wodurch die touristische Attraktivität steigt, potentiell mehr 

Gäste die Gemeinde besuchen und sich dies wirtschaftlich bei den Tourismusak-

teuren widerspiegelt.  

 

� Zuletzt wird auch auf die Leistungsfähigkeit der „Schuldner“ Rücksicht genom-

men. Schließlich entscheiden diese selbst – zumindest mittelbar durch den Tou-

rismusbeirat, indem die private Tourismuswirtschaft vertreten ist – über die Höhe 

ihrer zu zahlenden Poolbeiträge und haben hierfür eine schlüssige Verteilungs-

klassifizierung zu Grunde gelegt.  

 

1.2.1.5. Zuwendungen an Gemeinden (Spenden und Sponsoring)  

 

Die Sächsische Gemeindeordnung sieht seit dem 1. Januar 2014 vor, dass Kommunen 

Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen „einwerben, annehmen oder an 

Dritte vermitteln“ dürfen.76  

                                                
75  Es ist damit bereits fraglich, ob die (strengen) Haushaltsgrundsätze auf das Breitenbrunner Modell 

überhaupt (vollständig) anzuwenden sind. 
76  Zu der Gesetzesänderung vgl. Schmuck, SächsVBl. 2014, 280ff. 
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§ 73 V SächsGemO lautet:  

 

 

„Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 2 Spen-

den, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen 

oder an Dritte vermitteln, die sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 

1 Abs. 2 beteiligen. Die Einwerbung und die Entgegennahme des Ange-

bots einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem Bürgermeister sowie 

den Beigeordneten. Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet der 

Gemeinderat in öffentlicher Sitzung.“ [Hervorhebungen nicht im Original] 

 

 

Da beim Breitenbrunner Modell keine Erträge in den Gemeindehaushalt fließen, kommt 

in der hier vorliegenden Konstellation allein die Variante „Vermittlung von Zuwen-

dungen an Dritte“ in Betracht. Fraglich ist, ob die Mitwirkung der Gemeinde im Tou-

rismusbeirat und die Mitentscheidung über die Verwendung des Tourismusbudgets eine 

solche Vermittlungstätigkeit darstellt. Dies hätte zur Folge, dass der Gemeinderat über 

die Vermittlung zu entscheiden hat und gegebenenfalls auch über die Ausübung des 

Stimmrechts der Gemeindevertreter im Tourismusbeirat beschließen müsste. Hieran 

schließt sich die Folgefrage an, ob ein pauschaler Beschluss des Gemeinderats, dass 

die Gemeinde ein freiwilliges Finanzierungsmodell unterstützt, ausreicht, oder ob jeder 

einzelne Mitteltransfer (Beauftragung) dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorge-

legt werden muss. Mit der Einbeziehung von Vermittlungen an Dritte sollte wohl eine 

korrespondierende Regelung zu den strafrechtlichen Korruptionstatbeständen (insbe-

sondere Vorteilsannahme) geschaffen werden, bei denen auch die Zuwendung von 

Vorteilen an Dritte strafrechtlich relevant sein kann.  

 

Unter „Vermittlung einer Spende“ ist die unmittelbare Zuwendung eines Spenders an 

einen Dritten unter Beteiligung der Gemeinde zu verstehen.77 Die Gemeinde tritt bei 

der Vermittlung von Zuwendungen an einen gemeindeexternen Empfänger als Makle-

rin auf. Es kommen nur solche Dritte als Empfänger in Betracht, die sich an der Erfül-

lung kommunaler Aufgaben („Aufgaben nach § 1 II“) beteiligen, zum Beispiel eine ge-

meinnützige Einrichtung oder ein gemeinnütziger Verein.78  

 

Legt man diesen Maßstab zu Grunde, ist zweifelhaft, ob hier überhaupt eine Vermitt-

lungstätigkeit der Gemeinde vorliegt. In der Zahlung der Poolbeiträge durch die örtli-

chen Tourismusunternehmen an die Unternehmergesellschaft (künftig möglicherweise 

an die Interessensgemeinschaft, siehe unten unter II.2.2.) kann keine Vermittlung ge-

                                                
77  Vgl. VG Koblenz, Urt. v. 15.1.2013 – 1 K 593/12.KO - Rdnr. 37 (zitiert nach juris).  
78  Vgl. zur baden-württembergischen Parallelvorschrift: Kunze/Bronner/Katz, GemO Bad.-Württ., 

Band 2, 4. Auflage (2009), 18. Lieferung, Januar 2012, § 78, Rdnr. 52.  
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sehen werden, da die Gemeinde in diese Vorgänge nicht involviert ist. Die am freiwilli-

gen Finanzierungsmodell teilnehmenden Unternehmen sind aufgrund eines Vertrages 

zur Leistung dieser Beiträge verpflichtet. Eine Vermittlungsleistung ist außerdem re-

gelmäßig dann ausgeschlossen, wenn die Gemeinde nur darüber mitentscheidet, wel-

che touristischen Aufgaben mit den privat geleisteten Mitteln wahrgenommen werden, 

sie aber nicht mitbestimmt, wer konkret mit der Aufgabenerfüllung betraut wird. In die-

sen Fällen muss der Gemeinderat grundsätzlich nicht gemäß § 73 V SächsGemO ein-

bezogen werden.  

 

Eine Vermittlungsleistung der Gemeinde kann bei freiwilligen Finanzierungsmodellen 

also allenfalls dann angenommen werden, wenn sie entscheidet, wer mit der konkreten 

Erfüllung touristischer Aufgaben beauftragt wird. Aber auch hier sind Zweifel geboten. 

Eine Besonderheit freiwilliger Finanzierungsmodelle besteht darin, dass über die Mittel-

verwendung nicht – wie es bei einer Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe der Fall 

wäre – die Gemeinde alleine entscheidet, sondern dass den privaten Unternehmen und 

Geldgebern in einem Kollegialgremium ein Mitbestimmungsrecht eingeräumt wird. 

Auch wenn die Gemeinde – wie in Breitenbrunn – eine zusätzliche Stimme im Touris-

musbeirat hat, entscheidet sie nicht alleine, sondern zusammen mit den privaten Tou-

rismusunternehmen bzw. Geldgebern im Tourismusbeirat. Eine Beteiligung der Ge-

meinde an der Lenkung des privaten Mittelflusses liegt gleichwohl vor. Zwar werden 

mit den Mitteln, die durch das freiwillige Finanzierungsmodell bereitgestellt werden, 

touristische Aufgaben wahrgenommen, die als freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben zu 

den Aufgaben nach § 1 II SächsGemO zählen. Allerdings sind die Dritten (Handwerker, 

Dienstleister etc.), die die Zuwendung erhalten, nur insofern an der Erfüllung kommuna-

ler Aufgaben beteiligt, als sie mit ihrer Umsetzung beauftragt werden. Sie erhalten des-

halb auch keine Spende oder ähnliche Zuwendung ohne Gegenleistung, sondern viel-

mehr eine Vergütung für ihre Arbeitsleistung. Auch wenn bei freiwilligen Finanzie-

rungsmodellen, bei denen im gemeinsamen Gremium auch über die konkrete Aufga-

benerfüllung entschieden wird, nicht eindeutig von einer „Vermittlung von Spenden oder 

ähnlichen Zuwendungen“ gesprochen werden kann, ist es in diesem Falle aus Vor-

sichtsgründen empfehlenswert den Gemeinderat in die Entscheidung über die Verwen-

dung der privat geleisteten Mittel einzubeziehen und auf diese Weise auch dem Er-

folgskriterium der Transparenz (siehe oben I.3.1.) Rechnung zu tragen.  

 

Aus der Gesetzesbegründung lässt sich ableiten, dass eine vorherige Entscheidung 

des Gemeinderats über die „Vermittlung“ der Zuwendung erforderlich ist. In der Geset-

zesbegründung zum Gesetz zur Fortentwicklung des Kommunalrechts, durch das 

§ 73 V in die Sächsische Gemeindeordnung eingefügt wurde, heißt es:  
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„Wesentliche Voraussetzung für das notwendige hohe Maß an Transpa-

renz ist die Entscheidung des Gemeinderates über die Grundsatzfrage, ob 

eine Zuwendung angenommen oder vermittelt wird, in öffentlicher Sitzung. 

Damit kann eine verbindliche Annahmeerklärung erst nach einem ent-

sprechenden Beschluss des Gemeinderats abgegeben werden. Mit der 

ausdrücklich erklärten oder faktischen Annahme der Zuwendung geht sie 

vom wirtschaftlichen in das rechtliche Eigentum der Gemeinde oder nach 

Annahme auch durch einen Dritten in dessen Eigentum über.“ 

 

 

Erst nach einer Entscheidung des Gemeinderats wird die Annahme der Zuwendung 

verbindlich. Das bedeutet für freiwillige Finanzierungsmodelle: Um auf der „sicheren 

Seite“ zu sein, sollten die Entscheidungen, die hinsichtlich der konkreten Mittelverwen-

dung im Tourismusbeirat getroffen werden, anschließend – jedoch vor Auftragsertei-

lung - vom Gemeinderat bestätigt werden. Ob es abweichend vom Wortlaut des 

§ 73 V SächsGemO ausreichend ist, dass der Gemeinderat dem freiwilligen Finanzie-

rungsmodell pauschal zugestimmt hat und aus seiner Mitte Vertreter in den Tourismus-

beirat abgeordnet hat, ist zweifelhaft. 

 

1.2.1.6. Öffentlichkeitsgrundsatz  

 

§ 76 II 1 SächsGemO bestimmt, dass die Haushaltssatzung in öffentlicher Sitzung zu 

beraten und zu beschließen ist. Vor der Beratung ist sie öffentlich auszulegen 

(§ 76 I 3 SächsGemO) und ihr Beschluss öffentlich bekannt zu machen 

(§ 76 III 3 SächsGemO). Darüber hinaus ist die Haushaltssatzung der Rechtsauf-

sichtsbehörde vorzulegen (§ 76 II 1 SächsGemO). Hierdurch soll größtmögliche 

Transparenz und die Kontrolle öffentlicher Entscheidungen gewährleistet werden.79 

 

Zwar wird das „Tourismusbudget“ nicht im Haushaltsplan (und damit in der Haushalts-

satzung) registriert, da es sich nicht um Erträge, sondern vielmehr um „finanzielle Ent-

lastungen“ handelt. Die Gemeinde muss aber zumindest zur Erfüllung bestimmter Auf-

gaben keine eigenen Finanzmittel bereitstellen, da diese von den Bürgern aufgrund 

privater - freiwilliger – Initiative getragen werden.  

 

 

 

 

 

                                                
79  Zoubek, Moderne Finanzierungsstrategien im Gefüge kommunaler Finanzverfassungen, 2011, 

S. 47 f. 
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Empfehlung: 

 

Um jeglichem Anschein der Käuflichkeit von Amtshandlungen entgegenzuwir-

ken, sollte – obwohl keine Erträge zu verbuchen sind – auf größtmögliche 

Transparenz geachtet werden. Deshalb ist zu raten, dass die Gemeinde die 

Aufgaben, sowie die zu erwartenden Kosten, als auch den Umstand, dass der 

diesbezügliche Aufwand durch den „Tourismuspool“ getragen wird, nachricht-

lich im Haushaltsplan vermerkt – gerade um Transparenz und Kontrolle über 

die Aktivitäten des Tourismuspools herzustellen.  

 

 

Selbst wenn sich die Gemeinde dafür entscheiden würde, den Themenkomplex um das 

„freiwillige Finanzierungsmodell“ aus Haushaltsplan und Haushaltssatzung auszulagern 

– weil sie die mit dem „Tourismusbudget“ erfüllten Aufgaben nicht mehr als „originär“ 

kommunale Aufgaben ansieht –, dann ist ihr gleichwohl zu raten, für größtmögliche 

Transparenz über sämtliche Vorgänge zu sorgen. Den Rechtsgedanken aus 

§ 76 II SächsGemO folgend sollten in diesem Falle sowohl der Gemeinderat in den (öf-

fentlichen) Gemeinderatsitzungen wie auch die Gemeindeeinwohner durch entspre-

chende öffentliche Bekanntmachungen – beispielsweise im Amtsblatt – über das Tou-

rismusbudget, die teilnehmenden Tourismusakteure, die Mittelverwendung etc. infor-

miert werden. Auch der Rechtsaufsichtsbehörde sollten diese Umstände zur Kenntnis-

nahme mitgeteilt werden.  

 

 

Zwischenergebnis: 

 

Es ist bereits fraglich, ob kommunale Haushaltsgrundsätze durch freiwil-

lige Finanzierungsmodelle überhaupt berührt werden. Dies ist vor allem 

dann zweifelhaft, wenn – wie im Beispielsfall Breitenbrunn – keine Mittel 

aus dem Tourismusbudget als Einnahmen oder Erträge im Haushalt an-

kommen, diesem also – auch kurzfristig – nicht zufließen. Gleichwohl 

können den Rechtsgedanken und Wertungen der Haushaltsgrundsätze 

teilweise Aussagen zur generellen Rechtmäßigkeit und zur Art und Weise 

der Umsetzung eines freiwilligen Finanzierungsmodells entnommen wer-

den. Insofern stehen die Haushaltsgrundsätze freiwilligen Finanzie-

rungsmodellen – wie jenem in Breitenbrunn – jedenfalls nicht entgegen.  
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1.2.2. Anforderungen des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 

 

Kommunalabgaben im Sinne des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (Sächs-

KAG) sind Steuern, Benutzungsgebühren, Beiträge, Aufwandsersatz, die Kurtaxe, die 

Fremdenverkehrsabgabe und abgabenrechtliche Nebenleistungen (vgl. 

§ 1 II SächsKAG). Es handelt sich also um Geldleistungen, die die Kommunen zur Er-

zielung von Einnahmen kraft öffentlichen Rechts in Anspruch nehmen.80 Die Befugnis 

Kommunalabgaben zu erheben, steht allein den Kommunen zu (Abgabenhoheit). So-

fern sich die Kommunen dazu entscheiden eine Einrichtung in öffentlich-rechtlicher 

Form zu betreiben, sind sie an die Finanzierungsformen des Kommunalabgabenge-

setzes gebunden:  

 

 

„Nur wenn sie sich für eine öffentlich-rechtliche Einrichtung entscheiden, 

sind sie an die Finanzierungsformen des SächsKAG gebunden. Eine 

Ausweitung dieser Finanzierungsformen, insbesondere durch das Erfin-

den neuer Kommunalabgaben ist unzulässig (vgl. BGH, U. vom 

17.3.1976 – VIII ZR 208/74 -, MDR 1976 S. 1500). Betreibt die Gemein-

de oder der Landkreis die Einrichtung privatrechtlich, gilt das SächsKAG 

nicht.“81  

 

 

Wird die Aufgabenerfüllung auf einen Privaten übertragen, kann dieser – in privat-

rechtlicher Form – eine Gegenleistung gegenüber den Bürgern geltend machen:  

 

 

„Ebenso bleibt das SächsKAG grundsätzlich in den Fällen außen vor, in 

denen eine Gemeinde oder ein Landkreis eine Aufgabe, für deren Erfül-

lung sie zur Erhebung von Abgaben berechtigt ist, auf einen privaten 

Dritten überträgt und dieser das Recht erhält seine Kosten unmittelbar 

gegenüber dem Bürger geltend zu machen. Dies darf nur in privat-

rechtlicher Form geschehen. Eine Übertragung der Abgabenhoheit 

und damit der Berechtigung nach Maßgabe des SächsKAG Abgaben zu 

erheben auf einen privaten Dritten ist ohne eine gesetzliche Grundlage 

unzulässig(…).“82  

 

 

                                                
80  Büchel, in: Büchel/Patt, SächsKAG-Kommentar, § 1 Rdnr. 9. 
81  Büchel, in: Büchel/Patt, SächsKAG-Kommentar, § 1 Rdnr. 6. 
82  Büchel, in: Büchel/Patt, SächsKAG-Kommentar, § 1 Rdnr. 7. 
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Für freiwillige Finanzierungsmodelle wie das Breitenbrunner Modell ergeben sich aus 

dem SächsKAG nur sehr eingeschränkt konkrete Anforderungen: Das SächsKAG 

beinhaltet zum einen keine Regelungen für freiwillige Finanzierungskonzepte, sodass 

sich dem Gesetz auch kein expliziter Hinweis auf die Frage der Zulässigkeit eines frei-

willigen Finanzierungsmodells finden lässt. Dies beruht auch auf dem Umstand, dass 

„Abgaben“ – im Gegensatz zu freiwilligen Leistungen der Bürger – in Freiheit und Ei-

gentum des Bürgers eingreifen und deshalb einer ausdrücklichen gesetzlichen Ermäch-

tigung bedürfen (Vorbehalt des Gesetzes).83 Da die Bürger an einem freiwilligen Finan-

zierungsmodell teilnehmen dürfen, aber nicht müssen, ist eine gesetzliche Grundlage 

- wie das SächsKAG – nicht erforderlich.  

 

Zum anderen erhebt beim Breitenbrunner Modell nicht die Gemeinde Geldleistungen, 

sondern werden die Mittel vielmehr von einer privatrechtlich organisierten und von der 

Gemeinde nicht beherrschten oder kontrollierten Institution, nämlich die Interessenge-

meinschaft Tourismuspool, eingeworben. Nach dem oben Gesagten ist es zulässig, 

dass eine private Institution touristische Teilaufgaben erfüllt und hierfür von Bürgern 

(hier: Poolmitglieder bzw. „Mitglieder“ der Interessengemeinschaft Tourismuspool) 

Geldleistungen (hier: Poolbeiträge) akquiriert.  

 
 

Zwischenergebnis: 

 

Das SächsKAG steht der Mittelbereitstellung durch Private auf freiwilliger 

Grundlage zur Erfüllung von Tourismusaufgaben nicht entgegen.  

 

 
1.2.3. Inkurs: Fördermittelrecht – Auswirkungen der Tourismusstrategie Sach-

sen 2020 

 

Die Tourismusstrategie Sachsen 2020 verfolgt einen politischen Ansatz mit klaren Aus-

sagen zur Tourismuspolitik. In diesem Sinne enthält sie auch politische Bemerkungen 

zur Tourismusförderung: Sie formuliert das Ziel, dass die bestehenden Förderrahmen 

so anzupassen sind, dass eine umfangreiche Eigenfinanzierung der Kommunen Vo-

raussetzung für die Gewährung des Förderhöchstsatzes ist. Dabei hat die Touris-

musstrategie Sachsen 2020 vor allem freiwilliger Finanzierungsmodelle im Blick. In der 

Tourismusstrategie ist jedoch allein angelegt, dass sich freiwillige Finanzierungsmodel-

le positiv auf die Höhe des Fördersatzes auswirken können bzw. sollen. Die Einbezie-

hung eines freiwilligen Finanzierungsmodells in die Finanzierung touristischer Aufgaben 

hat demnach keine Auswirkung darauf, ob überhaupt eine Förderung gewährt wird.  

 

                                                
83  Büchel, in: Büchel/Patt, SächsKAG-Kommentar, § 2 Rdnr. 5. 
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Wenngleich bereits Initiativen von Seiten des Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr (SMWA) unternommen wurden, die Ziele der Tourismusstrategie in einzel-

nen Förderrichtlinien zu verankern, beziehen die einschlägigen Förderprogramme frei-

willige Finanzierungsinstrumente bislang nicht ein. Gleichwohl wird von Seiten der Poli-

tik prognostiziert, dass Gemeinden weiterhin einen erheblichen finanziellen Bedarf zur 

Verwirklichung touristischer Aufgaben haben werden, den sie alleine nur schwer de-

cken können. Angesichts des Rückgangs der Solidarpaktmittel bis 2020 und des Ab-

laufs der EU-Förderperiode 2013 wird in der Tourismusstrategie davon ausgegangen, 

dass zukünftig voraussichtlich weniger Fördermittel zur Verfügung stehen.84 Es ist da-

her politisch gewünscht einen Anreiz für Kommunen zu schaffen, eigene Finanzie-

rungsstrategien zu entwickeln und insbesondere moderne Finanzierungsinstrumente 

wie freiwillige Finanzierungsmodelle zu nutzen.  

 

 

Zwischenergebnis: 

 

Sofern Haushaltsgrundsätze der Sächsischen Gemeindeordnung oder 

des ungeschriebenen Rechts durch das Breitenbrunner Modell überhaupt 

berührt werden, können ihren Rechtsgedanken und Wertungen zumin-

dest entnommen werden, dass das Haushaltsrecht dem Breitenbrunner 

Modell jedenfalls nicht entgegensteht.  

 

Aus dem Sächsischen Kommunalabgabengesetz ergeben sich nur sehr 

eingeschränkt konkrete Anforderungen für freiwillige Finanzierungsmo-

delle. Jedenfalls lässt sich keine Unzulässigkeit freiwilliger Finanzie-

rungsmodelle aus dem SächsKAG ableiten. 

 

Auch wenn die Tourismusstrategie freiwillige Finanzierungsinstrumente 

ausdrücklich förderrechtlich begünstigen möchte, werden sie in den ein-

schlägigen Förderprogrammen bislang nicht ausdrücklich berücksichtigt, 

was eine Beachtung im Vollzugswege aber nicht grundsätzlich aus-

schließt. 

 

 

2. Rechtsfragen des Breitenbrunner Modells 

 

Auf der Grundlage der Überlegungen im vorstehenden Abschnitt wird zunächst zum 

Breitenbrunner Modell in seiner gegenwärtigen Struktur Stellung genommen (anschlie-

ßend 2.1.). Hieran schließt sich ein Abschnitt an, in dem Gestaltungsvarianten für das 

Breitenbrunner Modell betrachtet werden (unten 2.2.). 

                                                
84  Siehe dazu Tourismusstrategie Sachsen 2020, a.a.O., S. 31.  
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2.1. Das Breitenbrunner Modell in seiner gegenwärtigen Struktur 

 

Im Folgenden wird das Breitenbrunner Modell resümierend in seiner gegenwärtigen 

Struktur bewertet (dazu 2.1.1.). Sodann werden verschiedene Einzelaspekte bei der 

Ausgestaltung des Breitenbrunner Modells betrachtet (weiter 2.1.2.).  

 

2.1.1. Grundsätzliche Bewertung 

 

Bereits aus den vorstehenden Abschnitten zu den verfassungsrechtlichen und einfach-

rechtlichen Maßgaben ergab sich, dass dem Breitenbrunner Modell keine durchgrei-

fenden rechtlichen Einwände begegnen. Weder die verfassungsrechtlichen Vorga-

ben, noch die geschriebenen und ungeschriebenen Haushaltsgrundsätze oder sonstige 

Vorgaben des einfachen Rechts, stehen ihm entgegen.  

 

2.1.2. Einzelaspekte: Verzicht auf Abgabenerhebung, Trittbrettfahrerthematik, steuer-

rechtliche Fragen, Vergaberecht 

 

In der projektbegleitenden Diskussion mit den Akteuren des Breitenbrunner Modells 

sind weitere Fragen formuliert worden, zu denen wir im Folgenden Stellung nehmen. 

Dies betrifft zunächst das Verhältnis zwischen den abgabenrechtlichen Instrumenten 

und freiwilligen Zahlungen. Konkret geht es hier um die Frage, ob eine Gemeinde auf 

die Erhebung einer Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe verzichten kann (dazu 

2.1.2.1.). Außerdem wird beleuchtet, ob beide Strategien (Kurta-

xe/Fremdenverkehrsabgabe und freiwillige Finanzierungsmodelle) zeitgleich kombiniert 

werden können. Ziel eines solchen Finanzierungsmix könnte es sein, auch diejenigen 

Profiteure der touristischen Leistungen abgabenrechtlich zu veranlagen, die sich nicht 

am freiwilligen Finanzierungsmodell beteiligen („Trittbrettfahrer“) (nachfolgend 2.1.2.2.). 

Weiterhin wird untersucht, wie das Breitenbrunner Modell in seiner gegenwärtigen Aus-

gestaltung steuerrechtlich zu bewerten ist (sodann 2.1.2.3.). Es wird weiterhin darauf 

hingewiesen, dass das Vergaberecht einzuhalten ist (dazu 2.1.2.4.).  

 

2.1.2.1. Verzicht auf Kurtaxe/Fremdenverkehrsabgabe 

 

Wesentliche Bedingung für die Mitwirkung an dem Breitenbrunner Modell – wie auch 

bei anderen freiwilligen Finanzierungsvarianten – ist für die Teilnehmer, dass nicht zu-

sätzlich eine Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe erhoben wird und sie dadurch dop-

pelt belastet werden. Fraglich ist insofern allerdings, ob die Gemeinde auf die Erhebung 

einer Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe wirksam verzichten kann (ausführlich zu 

diesem Themenkomplex unter II.2.1.2.1.).  
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Festzuhalten ist zunächst, dass die Gemeinden eine Kurtaxe und/oder eine Fremden-

verkehrsabgabe erheben können, sie müssen dies jedoch nicht. Die Entscheidung, ob 

eine Gemeinde eine Kurtaxe oder eine Fremdenverkehrsabgabe erhebt, steht in ihrem 

pflichtgemäßen Ermessen.85 In der Gesetzesbegründung zu § 34 SächsKAG heißt es 

ausdrücklich:  

 

 

„Die Gäste werden über die Kurtaxe und die örtlichen Betriebe über die 

Fremdenverkehrsabgabe (§ 35) herangezogen. Die Erhebung dieser Abga-

ben ist in das Ermessen der einzelnen Gemeinde gestellt.“ 

 

 

Allerdings schreiben die Haushaltsgrundsätze der Sächsischen Gemeindeordnung 

vor, dass die stetige Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben gesichert sein muss 

(§ 73 SächsGemO; dazu bereits oben unter II.1.2.1.1.) und die in § 73 SächsGemO 

festgelegte Reihenfolge von Einnahmen gewahrt wird (dazu oben unter II.1.2.1.4.). 

Deshalb wäre es denkbar, dass im Falle eines defizitären Haushalts eine Pflicht zur 

Erhebung von Kurtaxe und/oder Fremdenverkehrsabgabe besteht und ein Verzicht 

auf ihre Erhebung nicht zulässig wäre.86 Es ist in diesem Zusammenhang jedoch zu 

berücksichtigen, dass die Einnahmen aus Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe 

zweckgebunden für touristische Aufgaben eingesetzt werden müssen, also nicht dem 

Gesamthaushalt zugute kommen. Darüber hinaus handelt es sich bei touristischen Auf-

gaben nur um freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben, die die Gemeinde – im Falle 

knapper Kassen – wieder reduzieren kann. Deshalb geht auch die Kommentarliteratur 

davon aus, dass es grundsätzlich keine Verpflichtung zur Erhebung einer Kurtaxe 

(und wohl auch einer Fremdenverkehrsabgabe) gibt.87  

 

Fraglich ist weiterhin, ob sich eine Gemeinde rechtsverbindlich dazu verpflichten 

kann auf die Erhebung dieser Abgaben zu verzichten. Zu dieser Rechtsfrage findet sich 

– soweit ersichtlich – keine Rechtsprechung oder Literatur. Falls die Vereinbarung ge-

gen ein gesetzliches Verbot i.S.d. § 134 BGB verstößt, wäre der Vertrag (jedenfalls 

insofern) nichtig. 

                                                
85  So auch der Anwendungshinweis des SMI vom 31.8.2004 zur Kurtaxe (34.1.1.).  
86  Rechtsprechung zu der Frage, ob der Verzicht auf die Erhebung einer Kurtaxe bzw. 

Fremdenverkehrsabgabe zulässig ist, gibt es – soweit ersichtlich – nicht. Allerdings haben das 
VG Gießen, Urt. vom 25.1.2012 – 8 K 3099/10.GI - Rdnr. 33 (zitiert nach juris) (bestätigt durch 
HessVGH, Urt. v. 28.11.2013, - 8 A 617/12 -) und das SächsOVG, Urt. v. 31.1.2007 – 5 B 522/06 - 
Rdnr. 79ff (zitiert nach juris) zu Straßenbaubeiträgen entschieden, dass sich der 
Ermessensspielraum der Gemeinde im Einzelfall derart verengen kann, dass sie – z.B. bei einem 
defizitären Haushalt – zur Erhebung einer Abgabe verpflichtet ist. Fraglich ist insofern allerdings, 
ob die oben zitierte Rechtsprechung zu Straßenbaubeiträgen überhaupt auf Kurtaxe und 
Fremdenverkehrsabgabe übertragbar ist. 

87  So ausdrücklich zur Kurtaxe Büchel, in: Büchel/Patt, Sächsisches Kommunalabgabengesetz-
Kommentar, § 34 Rdnr. 5. 
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Aufgrund einer solchen Verpflichtung würde die Gemeinde auf ihren Ermessensspiel-

raum verzichten, bzw. sich zumindest langfristig auf eine bestimmte Ausübung ihres 

Ermessens (nämlich keine Kurtaxe/Fremdenverkehrsabgabe einzuführen) festlegen. 

Damit würde das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 III GG, Art. 1 S. 2 SächsVerf) bei einem 

Verzicht auf Abgabenerhebung berührt, weil öffentliche Abgaben grundsätzlich nur 

nach Maßgabe der Gesetze erhoben werden dürfen.88 Der gesetzlich eingeräumte Er-

messensspielraum würde durch einen vertraglichen Verzicht auf Abgabenerhebung 

jedoch eingeschränkt. Darüber hinaus stellt der Verzicht auf die Erhebung von Abgaben 

eine Verletzung des Demokratieprinzips (Art. 20 I GG, Art. 1 S. 2 SächsVerf) dar: 

Verpflichtungen zum Erlass oder zum Verzicht sind mit der Stellung und der Funktion 

des Ortsgesetzgebers unvereinbar.89 Die Entscheidung, ob eine Gemeinde eine Frem-

denverkehrsabgabe oder eine Kurtaxe erhebt, soll allein der demokratisch legitimierte 

Gemeinderat treffen. Ein solcher vertraglich eingeräumter Verzicht ist deshalb regel-

mäßig rechtswidrig.  

 

 

Empfehlung:  

 

Unabhängig von der Frage der Rechtmäßigkeit erscheint ein vertraglicher Ver-

zicht auf Erhebung einer Tourismus-Abgabe weder erforderlich noch zweck-

mäßig: Es besteht schließlich die Möglichkeit ein entsprechendes (Sonder-) 

Kündigungsrecht vertraglich zu regeln: Danach könnten die privaten Leistungs-

träger außerordentlich kündigen, falls die Gemeinde eine Tourismus-Abgabe ein-

führt, die sie belastet.  

 

 

2.1.2.2. Lösung der Trittbrettfahrerproblematik durch Parallelität von freiwilligem Fi-

nanzierungsmodell und Kurtaxe/Fremdenverkehrsabgabe? 

 

Um auch „Trittbrettfahrer“ an der Finanzierung der örtlichen Tourismusaufgaben zu beteili-

gen, wurde von Seiten der privaten Tourismusakteure vorgeschlagen, zusätzlich zum freiwil-

ligen Finanzierungsmodell gewissermaßen als Auffangregime auf eine Pflichtabgabe zu-

rückzugreifen: Jene Übernachtungsbetriebe, die sich nicht am freiwilligen Finanzierungsmo-

dell beteiligen, sollen über die Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe „zur Kasse gebeten“ 

werden. Damit das freiwillige Finanzierungsmodell weiterhin attraktiv bleibt, sollen die Mit-

                                                
88  OVG S-A, Beschl. v. 28.10.2009 – 4 K 470/08 – Rdnr. 19f; OVG BB, Beschl. v. 06.07.2006 

- OVG 2 L 6.06 – Rdnr. 13 (zitiert nach juris). 
89  Vgl. auch BayVGH, Beschl. v. 10.08.1999 – 23 ZB 99.1892 – Rdnr. 7; OVG S-A, Beschl. v. 

28.10.2009 – 4 K 470/08 – Rdnr. 20 (in dieser Entscheidungen geht es um die vertragliche 
Mitgestaltung der Abgabenerhebung, nicht um den – wohl aber ähnlich zu bewertenden – Verzicht 
auf Abgabenerhebung) (zitiert nach juris).  
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glieder der Interessengemeinschaft Tourismuspool jedoch von der Abgabenlast verschont 

bleiben. 

 

Grundsätzlich ist kein rechtliches Hindernis ersichtlich, welches einer zusätzlichen Erhe-

bung der Kurtaxe und/oder Fremdenverkehrsabgabe entgegensteht – sofern selbstver-

ständlich die Voraussetzungen der §§ 34, 35 SächsKAG vorliegen. Insbesondere muss trotz 

der „freiwillig“ geleisteten Finanzmittel ein deckungsfähiger Aufwand für die Fremdenver-

kehrsförderung i.S.d. §§ 34, 35 SächsKAG übrig bleiben. Schließlich gebietet es das Verbot 

der Doppelfinanzierung, dass Fremdenverkehrsabgaben und Kurtaxe nur soweit erhoben 

werden dürfen, wie der abgabefähige Aufwand nicht bereits gedeckt ist.90 Festzuhalten ist 

ferner, dass es sowohl in einer Kurtaxe-, als auch in einer Fremdenverkehrsabgabesatzung 

zulässig ist, Befreiungs- und Ermäßigungstatbestände zu regeln.91 Fraglich ist allerdings, ob 

und wie die Poolmitglieder von der Erhebung einer Kurtaxe bzw. Fremdenverkehrsabgabe 

ausgenommen werden können: 

 

Hinsichtlich der Kurtaxe ist zunächst zu konstatieren, dass es sich bei den Abgabeschuld-

nern einer Kurtaxe nicht um dieselbe Personengruppe handelt, wie bei den Teilnehmern des 

freiwilligen Finanzierungsmodells. Kurtaxepflichtig ist der Gast; hingegen beteiligen sich am 

Breitenbrunner Modell überwiegend Übernachtungsbetriebe als Unternehmen der Touris-

musbranche. Da die Übernachtungsbetriebe gar nicht erst zur Entrichtung der Kurtaxe ver-

pflichtet werden können, ist auch eine Befreiung von der Kurtaxe nicht möglich. 

 

Anders als bei der Kurtaxe handelt es sich bei den Abgabenschuldnern einer Fremdenver-

kehrsabgabe und den Unternehmen, die am freiwilligen Finanzierungsmodell teilnehmen, 

regelmäßig um die gleiche Personengruppe. Abgabepflichtig ist bei einer Fremdenver-

kehrsabgabe jede selbständig tätige natürliche und juristische Person, der durch den Frem-

denverkehr im Gemeindegebiet unmittelbar oder mittelbar besondere wirtschaftliche Vorteile 

erwachsen. Abgabeschuldner können - im Fall einer entsprechenden Abgabensatzung - also 

die ortsansässigen Unternehmen oder Unternehmer sein, die vom Fremdenverkehr profitie-

ren. Im Folgenden wird daher allein die Parallelität von freiwilligem Finanzierungsmodell und 

Fremdenverkehrsabgabe – nicht aber Kurtaxe - untersucht.  

 

Befreiungsmöglichkeiten für die Teilnehmer des freiwilligen Finanzierungsmodells können 

auf verschiedene Weise geregelt werden: Zum Beispiel könnte die Abgabensatzung die Teil-

nahme am freiwilligen Modell als einschränkendes Tatbestandsmerkmal regeln, einen ge-

sonderten Ausnahmetatbestand für die Poolmitglieder enthalten oder eine Rückzahlungs-

möglichkeit vorsehen. Die verschiedenen Varianten wirken sich vor allem unterschiedlich auf 

                                                
90  Lichtenfeld, in: Driehaus, Kommunalabgabenrecht, § 11 Rdnr. 74. 
91  Für die Kurtaxe ergibt sich dies bereits aus dem Gesetz, vgl. § 34 II 3 SächsKAG. Aber auch für 

die Fremdenverkehrsabgabe ist es anerkannt, dass Befreiungs- und Ermäßigungsmöglichkeiten 
geregelt werden können, vgl. nur Büchel, in: Büchel/Patt, SächsKAG-Kommentar, § 35 Rdnr. 51 
unter Verweis auf VG Dresden, Urt. v. 21.12.2000 – 7 K 1435/98 -.  
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den bürokratischen Aufwand bei der konkreten Erhebung der Abgabe vom Abgaben-

schuldner aus. Die Befreiung der Teilnehmer des freiwilligen Finanzierungsmodells muss 

auch prognostisch bei der Kalkulation der Fremdenverkehrsabgabe berücksichtigt werden. 

 

Es stellt sich aber die Frage, ob die Abgabenschuldner – die nicht am freiwilligen Finanzie-

rungsmodell teilnehmen – gegenüber den Poolmitgliedern, die von der Abgabenschuld aus-

genommen sind ungleich behandelt werden. Eine Ungleichbehandlung setzt voraus, dass 

vergleichbare Sachverhalte unterschiedlich behandelt werden. Eine Ungleichbehandlung 

verletzt aber nur dann den Gleichheitssatz nach Art. 3 I GG, wenn die Ungleichbehandlung 

willkürlich geschieht oder unverhältnismäßig ist. Hier ist bereits fraglich, ob überhaupt zwei 

vergleichbare Sachverhalte vorliegen, die unterschiedlich behandelt werden. Schließlich un-

terscheidet sich die Gruppe der Abgabenschuldner von der Gruppe der Abgabenbefreiten 

dadurch, dass Letztere als Teilnehmer des freiwilligen Finanzierungsmodells bereits einen 

Beitrag zur Tourismusfinanzierung leisten. Jedenfalls wäre eine etwaige Ungleichbehandlung 

aber aufgrund des Umstands, dass die Teilnehmer am freiwilligen Finanzierungsmodell be-

reits einen finanziellen Beitrag leisten, wohl sachlich gerechtfertigt. Insofern ist zu berück-

sichtigen, dass die oben skizzierten Ausnahmeregelungen gerade dazu beitragen sollen 

eine interne Systemgerechtigkeit herzustellen. Schließlich sollten die Teilnehmer des frei-

willigen Finanzierungsmodells nicht doppelt zur Kasse gebeten werden. 

 

Sofern die Höhe der Poolbeiträge und der Fremdenverkehrsabgabe unterschiedlich ist, ist zu 

beachten, dass jeder Abgabenschuldner sich dazu entscheiden kann dem freiwilligen Finan-

zierungsmodell beizutreten (und nur die möglicherweise günstigeren Poolbeiträge zahlen). 

Jeder Abgabenschuldner kann die „Benachteiligungen“ durch die Abgabensatzung selbst 

abwenden, indem er am freiwilligen Finanzierungsmodell teilnimmt. Auch insofern ist bereits 

fraglich, ob überhaupt eine Ungleichbehandlung gegenüber den Poolmitgliedern erfolgt – 

auch wenn sich die „Freiwilligkeit“ beim freiwilligen Finanzierungsmodell dann aus Sicht der 

Abgabenschuldner nur noch darauf beschränkt das „geringere Übel“ auszuwählen. 

 

Es kann damit im Einzelfall rechtlich möglich sein, neben der Etablierung eines freiwilli-

gen Finanzierungsmodells touristische Pflichtabgaben wie Kurtaxe und Fremdenver-

kehrsabgabe von jenen Tourismusprofiteuren, die sich nicht am freiwilligen Modell be-

teiligen, zu erheben. Es verbleibt angesichts des Umstands, dass sich zu diesem The-

menkomplex - soweit ersichtlich - keinerlei Rechtsprechung oder Literatur findet, aller-

dings ein Restrisiko, dass ein Gericht dies anders beurteilt. Außerdem wäre ein nicht 

zu unterschätzender bürokratischer Aufwand - bereits bei der Kalkulation, aber auch 

bei der konkreten Abgabenerhebung – in Kauf zu nehmen.  
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Empfehlung:  

 

Es sollte auch nicht außer Acht gelassen werden, dass die Parallelität 

von Pflichtabgaben und freiwilligen Finanzierungsmodellen das Risiko in 

sich trägt, den „Charme“ der freiwilligen Beteiligung Privater zu verlieren. 

Das Element der „Freiwilligkeit“ ist dem Konzept von freiwilligen Fi-

nanzierungsmodellen bereits begrifflich immanent und sollte nicht zuletzt 

deswegen ernst genommen werden, weil der Erfolg solcher alternativen 

Finanzierungsstrategien maßgeblich von der Akzeptanz der Beteiligten 

und der kooperativen Zusammenarbeit abhängt. Insofern sollten die 

am freiwilligen Finanzierungsmodell teilnehmenden Akteure sorgfältig 

abwägen, ob anstelle des Aufbaus einer Drohkulisse und einer eher „er-

zwungenen“ denn „freiwilligen“ Teilnahme, Trittbrettfahrer nicht erfolg-

versprechender über sonstige Anreize (wie beispielsweise Mitbestim-

mungsrechte oder die Breitenbrunner Gästekarte) zur Mitwirkung bewegt 

werden können.  

 

 

Anstelle einer parallelen Einführung einer Pflichtabgabe könnte ein regelnder Zugriff 

auf die „Trittbrettfahrer-Problematik“ auch über ein außerordentliches Kündigungs-

recht der Gemeinde erfolgen: Es könnte in dem Vertrag zwischen Gemeinde und Tou-

rismuswirtschaft über das freiwillige Finanzierungsmodell geregelt werden, dass die 

Gemeinde die Kooperation mit den Privaten beenden darf, falls eine bestimmte Min-

destteilnehmerzahl (z.B. zwei Drittel aller örtlichen Tourismusunternehmen oder 90% 

aller örtlichen Übernachtungsbetriebe) unterschritten wird. In diesem Falle könnte die 

Gemeinde die Finanzierung der touristischen Aufgaben durch die Erhebung einer Kur-

taxe oder Fremdenverkehrsabgabe sicherstellen. Auch hierdurch würde ein Anreiz ge-

schaffen, der die privaten Tourismusakteure zur freiwilligen Mitwirkung an der Touris-

musfinanzierung animieren könnte. 

 

2.1.2.3. Steuerrechtliche Bewertung des Breitenbrunner Modells 

 

Finanzierungsgrundlage des Breitenbrunner Modells sind die so genannten Poolbeiträ-

ge (freiwillige Zahlungen), welche von den Mitgliedern der Interessengemeinschaft Tou-

rismuspool an die juristische Person Ferienland Westerzgebirge UG (haftungsbe-

schränkt) geleistet werden. Poolmitglieder, die gleichzeitig auch Mitglieder des Ferien-

land Westerzgebirge e.V. sind, zahlen daneben auch reguläre Mitgliedsbeiträge an den 

Verein.  
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Im Folgenden wird das Breitenbrunner Modell zunächst darauf untersucht, ob und von 

wem Ertragssteuer (dazu 2.1.2.3.1.) oder Umsatzsteuer (weiter 2.1.2.3.2.) entrichtet 

werden müssen.92 

 

2.1.2.3.1. Ertragsteuer 

 

 

Exkurs:  

 

Der Ertragsteuer unterliegen Privatpersonen oder Personenzusammenschlüsse 

(Einkommensteuer) und juristische Personen (Körperschaftsteuer). Für beide 

kann zusätzlich noch die Gewerbesteuer einschlägig sein. Die Ertragsteuer 

knüpft an das wirtschaftliche Ergebnis, also das Einkommen an und unterwirft es 

linearen oder progressiven Steuer- bzw. von der Gemeinde festgelegten Hebes-

ätzen. 

 

 

Im Breitenbrunner Modell fließen die Poolbeträge der eigenständigen Unternehmergesell-

schaft Ferienland Westerzgebirge UG (hb) zu. Der Verein ist einzige Gesellschafterin der 

UG.  

 

                                                
92  Diese allgemeinen und grundlegenden Ausführungen können und sollen eine fundierte steuerliche 

Beratung im Einzelfall, insbesondere bei Überlegungen anderer Kommunen zur Etablierung 
ähnlicher Modelle, nicht ersetzen. Da punktuelle Veränderungen innerhalb einer solchen 
Konstruktion zu anderen Ergebnissen führen können, bleibt eine konkrete steuerliche 
Einschätzung unabdingbar. 
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Für die Unternehmergesellschaft stellen die Poolbeiträge Betriebseinnahmen dar. Den 

Betriebseinnahmen stehen Aufwendungen durch die Umsetzung der touristischen Maßnah-

men gegenüber. Der verbleibende Gewinn unterliegt der Körperschaft- und Gewerbesteuer. 

Die UG soll sämtliche Einnahmen aus den Poolbeiträgen für die vertraglich vereinbarten 

Ausgaben verwenden, also keine Gewinne oder Überschüsse erzielen.93 Es ist deshalb da-

von auszugehen, dass grundsätzlich keine Steuerbelastung94 zu erwarten ist. Vorgenann-

tes würde auch gelten, wenn anstelle der UG (hb) eine GmbH oder andere juristische Perso-

nen, wie z.B. eine Aktiengesellschaft oder Genossenschaft, bzw. ein Betrieb gewerblicher Art 

einer juristischen Person des öffentlichen Rechts als vereinnahmende Leistungsträger ein-

gebunden wären, da die Besteuerungsgrundsätze bzw. die steuerlichen Bemessungsgrund-

lagen weitestgehend identisch sind. 

 

Für die Mitglieder der Interessengemeinschaft Tourismuspool sind die Poolbeiträge als 

Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten abzugsfähig und mindern damit deren Gewinn. 

Entsprechend wird die Bemessungsgrundlage für die Ertragsteuern gemindert. 

 

 

Hinweis: 

 

Je höher also die freiwilligen Zahlungen im Rahmen der Poolbeiträge sind, 

desto niedriger ist die Steuerbemessungsgrundlage für die einzelnen Tou-

rismusbetriebe. Die Steuerersparnis aus diesen Aufwendungen beträgt bei Kapi-

talgesellschaften ungefähr 30% und bei Privatpersonen – abhängig vom jeweili-

gen persönlichen Steuersatz – bis zu 45%.95 

 

Im Vergleich zu Spenden oder hoheitlichen Abgaben ergibt sich durch den voll-

ständigen Betriebsausgabenabzug kein Nachteil für die beteiligten Touris-

musbetriebe. Dies dürfte sich positiv auf die Akzeptanz des freiwilligen Finan-

zierungsmodells auswirken. 

 

                                                
93  Hierbei sind allerdings jährliche Verschiebungen möglich, nämlich wenn Einnahmen erst in 

späteren Jahren wieder verausgabt werden. Da die Ertragsteuern ein jährliches 
Besteuerungsverfahren vorsehen, könnte sich in einem Veranlagungszeitraum infolge eines 
Gewinns (Erträge größer als Aufwendungen) eine Steuerbelastung ergeben, in einem anderen 
dagegen infolge eines Verlustes (Aufwendungen größer als Erträge) keine. Verluste sind mit 
Gewinnen des Vor- und der Folgejahre grundsätzlich verrechenbar, sodass hier ein Ausgleich 
kumuliert möglich ist. 

94  Die jährliche Steuerbelastung einer Kapitalgesellschaft beträgt insgesamt rund 30 % des zu 
versteuernden Einkommens, zusammengesetzt aus 15 % Körperschaftsteuer zzgl. 5,5 % 
Solidaritätszuschlag und 14 % Gewerbesteuer (bei einem unterstellten Hebesatz i.H.v. 400%). Die 
Gewerbesteuerbelastung ist dabei vom festgelegten Hebesatz der Gemeinde abhängig, in der das 
Unternehmen ansässig ist. 

95  Spitzensteuersatz seit 2005 unverändert 42 % (ab Einkommen i.H.v. 52.882,00 Euro bei 
Einzelveranlagung); erhöhter Steuersatz ab 2007: 45 % (für Einkommensbestandteile oberhalb 
250.731,00 Euro), sog. „Reichensteuer“. 
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2.1.2.3.2. Umsatzsteuer 

 

 

Exkurs:  

 

Die Umsatzsteuer ist eine Verkehrssteuer. Sie knüpft an ausgeführte Leistungen 

(Warenlieferungen oder Dienstleistungen) an, unabhängig davon, welche 

Rechtsperson diese ausführt und unabhängig von der ertragsteuerlichen Einord-

nung bzw. Steuerbelastung. 

 

 

Genauso wie die ertragsteuerliche Behandlung, also die Einordnung als Betriebseinnahmen 

und –ausgaben, ist für die teilnehmenden Parteien des freiwilligen Finanzierungsmodells von 

strategischer Bedeutung, ob die Leistung der Umsatzsteuer unterliegt und demgegenüber 

ein Vorsteuerabzug beim Leistenden möglich ist.  

 

Im Besteuerungsverfahren der Umsatzsteuer ist als Erleichterung die Kleinunternehmerre-

gelung96 vorgesehen: Danach wird keine Umsatzsteuer erhoben, wenn die Bruttoumsätze 

im vorangegangenen Kalenderjahr 17.500,00 Euro nicht überstiegen haben und im laufen-

den Kalenderjahr 50.000,00 Euro voraussichtlich nicht übersteigen werden. Gleichzeitig ist 

allerdings auch kein Vorsteuerabzug aus Eingangsrechnungen möglich. Die Anwendung 

dieser Regelung liegt im Ermessen des Unternehmers. Er kann auch darauf verzichten. 

 

Die Ferienland Westerzgebirge UG (hb) als umsatzsteuerliche Unternehmerin erbringt im 

Rahmen ihres Unternehmens die in der Kooperationsvereinbarung festgelegten touristischen 

Leistungen im Inland (Breitenbrunn) an die einzelnen privaten Leistungsträger gegen ein 

Entgelt. Die Poolbeiträge sind umsatzsteuerbar, da ihnen eine Gegenleistung zu Grunde 

liegt.97 Da kein umsatzsteuerlicher Befreiungstatbestand greift, handelt es sich um einen be-

steuerbaren und auch steuerpflichtigen Leistungsaustausch. Bemessungsgrundlage ist das 

Entgelt (der Poolbeitrag), also der in der Kooperationsvereinbarung festgelegte Euro-Betrag 

pro Bett multipliziert mit der Anzahl der Betten.  

 

Die Umsatzsteuer ist darauf (also zuzüglich) zu berechnen. Die Umsatzsteuer auf den abge-

rechneten Poolbeitrag beträgt 19%. Diese ist durch die UG (hb) von den Poolmitgliedern zu 

vereinnahmen und an das Finanzamt abzuführen. Gleichzeitig kann die UG (hb) den Vor-

steuerabzug aus den bezogenen Leistungen, also den Aufwendungen, die sie in Umset-

zung des freiwilligen Finanzierungsmodells an andere Unternehmer verausgabt, geltend ma-

chen. Die Poolmitglieder können die auf der Abrechnung über die Poolbeiträge ausgewiese-

                                                
96  § 19 UStG. 
97  Vgl. BFH, Urt. v. 29.10.2008 – XI R 76/07. 
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ne Umsatzsteuer grundsätzlich als Vorsteuer abziehen, sofern sie regelbesteuerte Unter-

nehmer (und nicht etwa Kleinunternehmer) sind und selbst vorsteuerabzugsberechtigt sind. 

 

2.1.2.4. Vergaberecht 

 

Wir weisen darauf hin, dass die Vergabe von Aufträgen durch die jeweiligen Leis-

tungsträger vergaberechtliche Fragestellungen aufwerfen kann, die gegebenen-

falls im Einzelfall gesondert zu prüfen wären.98 Hier kommt es unter anderem auf die 

im Vergaberecht geltenden Schwellenwerte für Auftragsvolumina an. 

 

2.2. Optimierung des Breitenbrunner Modells 

 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe haben vor Ort verschiedene Gestaltungsoptionen zum 

Breitenbrunner Modell vorgestellt und die jeweiligen Vor- und Nachteile – auch unter 

Berücksichtigung steuerlicher Aspekte – aufgezeigt. In der Diskussion stellte sich her-

aus, dass eine stärkere Einbindung und Aufwertung der Interessengemeinschaft 

Tourismuspool am ehesten für eine Optimierung des Breitenbrunner Modells in Be-

tracht kommt.99 

 

Als alternative – in Breitenbrunn nicht weiter verfolgte – Gestaltungsvarianten kommen 

in Betracht:  

 

� atypisch stille Beteiligung der Gemeinde an Unternehmergesellschaft (hb) 

 

� Budgetverwaltung durch Tourismusverein 

 

� Budgetverwaltung durch Gemeinde. 

 

Diese werden im Anhang 2 dokumentiert.  

 

 

Empfehlung:  

 

Die jeweiligen Varianten haben jeweils Vor- und Nachteile und es lässt sich 

nicht pauschal eine optimale Konstellation feststellen. Es sollte vielmehr im 

konkreten Einzelfall eine nach den konkreten Umständen passende Lö-

sung gewählt werden. Auch in steuerlicher Hinsicht kann keine der darge-

stellten Alternativen als Ideallösung bewertet werden. Dafür sind die 
                                                
98  Die vergaberechtliche Bewertung war nicht Gegenstand dieser Handreichung; skizzenhaft zu 

diesem Aspekt Tourismus- und Heilbäderverband e.V. Rheinland-Pfalz, Nachhaltige Finanzierung 
kommunaler touristischer Aufgaben – eine Handlungshilfe, 2013, S. 13. 

99  Möglicherweise wird das bisherige Modell aber auch fortgesetzt. 
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steuerlichen Folgen zu ähnlich. Egal in welcher Konstellation und an wen die 

freiwilligen Zahlungen fließen, es handelt sich beim Empfänger stets um 

(steuerpflichtige) Betriebseinnahmen und bei Leistenden um (steuerlich ab-

zugsfähige) Betriebsausgaben. 

 

In Breitenbrunn könnte das freiwillige Finanzierungsmodell dadurch verein-

facht und optimiert werden, dass die Budgetverwaltung von der „Interessen-

gemeinschaft Tourismuspool“ übernommen wird. Auf diese Weise würde das 

Breitenbrunner Modell transparenter und in seinen Strukturen klarer. Die Fe-

rienland Westerzgebirge UG könnte als Dienstleister oder Geschäftsbesor-

ger für die Interessengemeinschaft Tourismuspool eingeschaltet werden. 

 

Die Einschaltung eines Vereins oder die Budgetverwaltung durch die Ge-

meinde selbst bzw. die Beteiligung an der UG wurden vor Ort diskutiert und 

als nicht sinnvoll oder kommunalpolitisch nicht opportun verworfen. 

 

 

In diesem Abschnitt wird die in Betracht gezogene Gestaltungsoption im Einzelnen vor-

gestellt (nachfolgend 2.2.1.) .Hieraus folgen dann Empfehlungen für die Umsetzung, die 

sich in einer Kooperationsvereinbarung zwischen der Gemeinde und der Interessenge-

meinschaft Tourismuspool wiederfinden (unten 2.2.2. und Anhang 1.) 

 

2.2.1. Aufwertung der Interessengemeinschaft Tourismuspool  

 

Das Breitenbrunner Modell könnte – vor allem im Hinblick auf die Erfolgskriterien 

Transparenz und Einfachheit der Strukturen – dadurch optimiert werden, dass anstelle 

der Zwischenschaltung einer Unternehmergesellschaft als Geschäftsbesorger der Inte-

ressengemeinschaft Tourismuspool eine zentralere Rolle als Partner der Gemeinde 

zugewiesen wird. Dem könnte dadurch Ausdruck verliehen werden, dass die Poolbei-

träge unmittelbar von der Interessengemeinschaft Tourismuspool verwaltet wer-

den. Die Interessengemeinschaft könnte zur Aufgabenerfüllung dann direkt mit Dritten 

in Kontakt treten oder die Unternehmergesellschaft mit der Aufgabenerfüllung beauftra-

gen.  

 

2.2.1.1. Gesellschaftsrechtliche Einordnung 

 

Bei der Interessengemeinschaft Tourismuspool handelt es sich – auch gegenwärtig 

schon - um eine so genannte BGB-Gesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts (GbR).  
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Exkurs: GbR 

 

Zu einer GbR schließen sich mindestens zwei Gesellschafter zusam-

men, um gemeinsam einen bestimmten (rechtmäßigen) Zweck zu er-

reichen. In einem Gesellschaftsvertrag muss der gemeinsame Zweck 

geregelt sein: „Durch den Gesellschaftsvertrag verpflichten sich die Ge-

sellschafter gegenseitig, die Erreichung eines gemeinsamen Zweckes in 

der durch den Vertrag bestimmten Weise zu fördern, insbesondere die 

vereinbarten Beiträge zu leisten.“ (vgl. § 705 BGB) 

 

Die Gründung einer GbR erfolgt relativ unkompliziert, es ist allein erfor-

derlich, dass sich mindestens zwei Personen zusammenfinden und einen 

Gesellschaftsvertrag beschließen. Der Vertrag kann grundsätzlich form-

los (Ausnahme: Einbeziehung eines Grundstücks), schriftlich, mündlich 

oder durch konkludentes („schlüssiges“) Verhalten geschlossen werden. 

Eine Eintragung der Gesellschaft ins Handelsregister oder ein bestimm-

tes Startkapital sind nicht erforderlich.  

 

Soweit eine GbR am Rechtsverkehr teilnimmt und eigene Rechte und 

Pflichten begründet, ist ihre Rechtsfähigkeit anerkannt. Das heißt, die 

GbR kann vor Gericht klagen und verklagt werden.  

 

 

Ein Vorteil dieser Vereinfachung des Breitenbrunner Modells bestünde darin, dass be-

reits jetzt alle Poolmitglieder Gesellschafter der GbR Interessengemeinschaft Touris-

muspool sind und dass am freiwilligen Finanzierungsmodell weniger Beteiligte mitwir-

ken würden. Das freiwillige Finanzierungsmodell ließe sich externen Dritten leichter 

vermitteln und würde voraussichtlich auch die internen Abläufe vereinfachen und trans-

parenter machen. Auch eine GbR kann ein Konto eröffnen und die Poolbeiträge verwal-

ten und Rechtsgeschäfte mit Dritten abschließen. Als GbR ist die Interessengemein-

schaft regelmäßig nicht als Gewerbetreibende einzustufen, da sie nicht den Zweck ver-

folgt eigene Gewinne zu erzielen (Gewinnerzielungsabsicht). 

 

Auch wenn keine weiteren gesellschaftsrechtlichen Vorgänge zur Gründung einer GbR 

erforderlich sind, sollte für diese Ausgestaltungsvariante ein umfassender Gesell-

schaftsvertrag zwischen den Gesellschaftern – also den Poolmitgliedern – geschlos-

sen werden, der die einzelnen Rechte und Pflichte der Gesellschafter regelt. Dabei soll-

ten insbesondere Regelungen zur Geschäftsführung bzw. Vertretung der Gesellschaft 

nach Außen, sowie Haftungsvereinbarungen getroffen werden. Möglicherweise könnte 
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sich sogar die Gemeinde als Gesellschafter an der GbR beteiligen, was jedoch im Ein-

zelfall gesellschafts- und kommunalwirtschaftsrechtlich geprüft werden müsste. 

 

2.2.1.2. Verfassungs- und Haushaltsrecht 

 

In verfassungsrechtlicher und haushaltsrechtlicher Hinsicht gelten in dieser Kons-

tellation die oben ausgeführten Überlegungen zum derzeit praktizierten Breitenbrunner 

Modell.  

 

2.2.1.3. Steuerrecht 

 

Sofern es sich bei der Interessengemeinschaft Tourismuspool um eine GbR handelt, unter-

liegt diese als Personengesellschaft einem anderen Besteuerungssystem: Als eigenständi-

ges Rechtssubjekt sind Einnahmen und Ausgaben steuerlich bei ihr direkt zu erfassen. Im 

Rahmen einer gesonderten und einheitlichen Gewinnfeststellung werden die Gewinne oder 

Verluste den einzelnen beteiligten Gesellschaftern der GbR zugewiesen. Dort unterliegen sie 

im Rahmen der jährlichen Veranlagungen regulär der Ertragsteuer. Sind die Gesellschafter 

Privatpersonen müssen sie Einkommensteuer entrichten; sind die Gesellschafter selbst Kör-

perschaften müssen sie nicht Einkommensteuer, sondern Körperschaftsteuer entrichten. 

 

Die Gewerbesteuer entsteht bei der GbR direkt, nicht auf der Ebene der Beteiligten. Hervor-

zuheben ist hierbei, dass der Gesetzgeber im Unterschied zu Kapitalgesellschaften für Per-

sonengesellschaften und Privatpersonen bei der Gewerbesteuer einen Freibetrag i.H.v. 

24.500,00 Euro gewährt.100 Ist der Gewerbeertrag also kleiner als 24.500,00 Euro, fällt keine 

Gewerbesteuer an. Sollte Gewerbesteuer wegen Überschreitung des Freibetrags anfallen, 

wird die Doppelbelastung von Einkommen- und Gewerbesteuer bei natürlichen Personen 

durch die nahezu vollständige Anrechnung der Gewerbesteuer101 auf die Einkommensteu-

er beseitigt bzw. abgemildert.  

 

 

Hinweis: 

 

Diese Anrechnungsmöglichkeit stellt einen Vorteil im Vergleich zum Breiten-

brunner Modell dar: Beim derzeit praktizierten Breitenbrunner Modell verein-

nahmt die Unternehmergesellschaft (hb) die Poolbeiträge aber auf Veranlas-

sung und Rechnung der IG Tourismuspool. Dort fällt Gewerbesteuer immer, 

das heißt ab dem ersten Euro Gewinn an. Unter dem Gesichtspunkt, dass 

der kumulierte Gewinn jedoch im Idealfall 0 Euro beträgt, wäre dieser Effekt 

wiederum bedeutungslos. 

                                                
100  § 11 I 3 Nr. 1 GewStG. 
101  § 35 I EStG. 
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Die umsatzsteuerliche Anknüpfung erfolgt ausschließlich an die Unternehmereigenschaft 

des Leistenden. Diese ergibt sich durch die Erbringung touristischer Leistungen laut Koope-

rationsvereinbarung. Welche Rechtsform der Leistende hat, ist grundsätzlich unerheblich. 

Sollte die Interessengemeinschaft, in Gestalt einer GbR die Leistungen erbringen, gelten für 

die umsatzsteuerlichen Folgen die Ausführungen zur Unternehmergesellschaft (siehe unter 

II.2.1.2.3.). Die Tourismusbetriebe können die Umsatzsteuerbeträge aus den bezogenen 

Leistungen grundsätzlich als Vorsteuer geltend machen. 

 

2.2.2. Mustervertrag Gemeinde – Interessengemeinschaft Tourismuspool  

 

Der folgende Abschnitt enthält Hinweise und Empfehlungen zur Erstellung einer vertragli-

chen Regelung zwischen den wesentlichen Akteuren, die an einem freiwilligen Finanzie-

rungsmodell beteiligt sind. Die nachfolgenden Ausführungen sind bewusst kurz und über-

blickhaft gehalten und müssen im Einzelfall den konkreten Gegebenheiten angepasst wer-

den. Diese Handreichung ersetzt damit nicht eine sorgfältige Rechtsberatung im Einzelfall. 

 

2.2.2.1. Rechtsnatur des Vertrages 

 

Die Rechtsnatur einer Vereinbarung zwischen Gemeinde und privaten Tourismusakteuren 

über die Etablierung und konkrete Umsetzung eines freiwilligen Finanzierungsmodells ist 

nicht eindeutig. Regelmäßig dürfte es sich weder um einen (zivilrechtlichen) Sponsoringver-

trag noch um einen Schenkungsvertrag handeln, da – zumindest in Breitenbrunn – der Ge-

meinde keine Geldleistungen der Interessengemeinschaft zufließen. Es handelt sich viel-

mehr um einen besonderen Kooperationsvertrag, mithin einen Vertrag sui generis („Vertrag 

eigener Gattung“).  

 

Ob ein solcher Kooperationsvertrag zivilrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Natur ist, ist vor 

allem für die Wahl des Rechtswegs von Bedeutung und hängt vom jeweiligen Vertragsge-

genstand und einer Gesamtbetrachtung der Umstände ab. Ein Vertrag ist nicht allein deswe-

gen als öffentlich-rechtlich zu beurteilen, weil mit ihm die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ge-

sichert werden soll. Schließlich können öffentliche Aufgaben auch in zivilrechtlicher Form 

erledigt werden. Es soll deshalb vor allem darauf ankommen, ob von dem Vertrag hoheitliche 

Befugnisse berührt werden, also insbesondere ob hoheitliche Befugnisse auf einen Privaten 

übertragen werden sollen oder der Private zur Mitwirkung bei der Erfüllung hoheitlicher Be-

fugnisse durch die Verwaltung verpflichtet wird.102 Schwierigkeiten bestehen bei der Qualifi-

zierung eines Vertrags als öffentlich- oder privatrechtlich allerdings insbesondere dann, wenn 

– wie regelmäßig bei der Verpflichtung zur Zahlung eines Geldbetrags – die jeweiligen Leis-

tungspflichten neutral oder indifferent sind. Dann soll es auf den Zweck der Leistungsver-

pflichtung und den Gesamtcharakter des Vertrags ankommen.103  

                                                
102  Vgl. hierzu Kopp/Ramsauer, VwVfG-Kommentar, 14. Auflage (2013), § 54 Rdnr. 40d. 
103  Vgl. dazu Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 18. Auflage (2011), § 14, Rdnr. 11. 
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Vorliegend handelt es sich um einen rechtlichen Grenzfall. Deshalb dürfte es sowohl vertret-

bar sein, den Kooperationsvertrag als privatrechtlich als auch als öffentlich-rechtlich einzu-

stufen. Es spricht gleichwohl einiges dafür, den Kooperationsvertrag als öffentlich-rechtlichen 

Vertrag zu bewerten, da das mit dem Vertrag abgesicherte freiwillige Finanzierungsmodell 

eine öffentlich-rechtliche Abgabenerhebung ersetzt. Das freiwillige Finanzierungsmodell 

dient der Erfüllung touristischer, mithin zumindest teilweise öffentlicher Aufgaben, die ande-

renfalls über die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe oder Kurtaxe finanziert und von 

der Gemeinde gewährleistet würden.  

 

2.2.2.2. Vertragsparteien 

 

Parteien des Vertrags sind die Gemeinde und die – als Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

rechtsfähige – Interessengemeinschaft Tourismuspool.  

 

2.2.2.3. Präambel 

 

Im Rahmen der Präambel sollte eine gründliche Zieldefinition und Beschreibung des örtli-

chen freiwilligen Finanzierungsmodells erfolgen. So sollte zum Beispiel erwähnt werden, 

dass eine Gesamtverbesserung der lokalen touristischen Infrastruktur angestrebt wird und 

damit gegebenenfalls mittel- und langfristig auch eine Verbesserung der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen erzielt werden soll. Durch die privat geleisteten Mittel soll ein Beitrag 

zur Deckung des kommunalen touristischen Aufwands geleistet werden. In diesem Zusam-

menhang sollte hervorgehoben werden, dass durch die freiwillige Mitwirkung Privater ein 

zusätzliches finanzielles Budget für touristische Aufgaben entstehen soll. Die Gemeinde soll 

sich grundsätzlich nicht ihrer eigenen Verantwortung für den Tourismus entziehen. Ziel kann 

es auch sein ein enges Netzwerk aus Gemeinde und Tourismuswirtschaft zu gründen, bei 

dem beide Seiten vom gegenseitigen Know-how profitieren können. Weiterhin sollte die Teil-

nahmevoraussetzung bzw. der Anreiz für die privaten Tourismusakteure genannt werden, 

nämlich, dass während der Umsetzung eines freiwilligen Finanzierungsmodells in der Ge-

meinde keine Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe eingeführt wird und dass ihnen Ein-

fluss- und Mitgestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich der Mittelverwendung zugesichert wer-

den.  

 

2.2.2.4. Bildung eines Tourismusbeirats 

 

In dem Vertrag sollte geregelt werden, dass Gemeinde und Interessengemeinschaft ein ge-

meinsames Gremium etablieren, in dem Beratungen stattfinden und Entscheidungen hin-

sichtlich der konkreten Umsetzung des freiwilligen Finanzierungsmodells, insbesondere der 

Mittelverwendung, getroffen werden. Das Gremium (in Breitenbrunn: Tourismusbeirat) sollte 

aus Vertretern beider Seiten bestehen; Gemeinde und Interessengemeinschaft entsenden in 

den Tourismusbeirat jeweils eine bestimmte Anzahl an Vertretern. Der Gemeinde sollte eine 
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zusätzliche Stimme oder ein zusätzlicher „Sitz“ zugesichert werden (vgl. oben Ausführungen 

zum Demokratieprinzip). Dem Tourismusbeirat sollte die Möglichkeit eingeräumt werden sich 

eine eigene Verfahrenssatzung oder Geschäftsordnung zu geben. Außerdem sollte geregelt 

werden, dass der Tourismusbeirat einen Vorsitzenden wählt oder ernennt, der die Sitzungen 

einberuft, Vertretungsmacht hat und etwaige laufende Geschäfte des Beirats erledigt. Der 

Vorsitzende dient auch als Ansprechpartner des Tourismusbeirats für Dritte. Weiterhin sollte 

festgehalten werden, dass sich der Tourismusbeirat in regelmäßigen Abständen zu Sitzun-

gen einfindet, in denen darüber entschieden wird, wie das Tourismusbudget eingesetzt wird. 

Diesbezüglich sollte außerdem geregelt sein, mit welchem Stimmverhältnis Entscheidungen 

getroffen werden.  

 

2.2.2.5. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

 

Zu den Rechten und Pflichten der Interessengemeinschaft zählen insbesondere: 

 

� Beitreibung und Verwaltung der Poolbeiträge, die von ihren Gesellschaftern (örtliche 

Tourismusunternehmen, insbesondere Übernachtungsbetriebe) entrichtet werden.  

 

� Die Interessengemeinschaft muss jährlich einen Mindestbetrag aus Poolbeiträgen zur 

Finanzierung touristischer Aufgaben akquirieren. In der Tourismusstrategie Sach-

sen 2020 wird diesbezüglich folgende Aussage getroffen: „Die stärkere Nutzung der 

Kurtaxe und Fremdenverkehrsabgabe oder anderer, für den Tourismus zweckgebun-

dener Finanzierungsinstrumente (möglichst freiwillige Vereinbarungen wie z.B. ein Tou-

rismusfonds von Stadt und regionaler Wirtschaft) im vergleichbaren Umfang wird durch 

den Freistaat Sachsen unterstützt.“ Mit dieser Aussage ist nicht gemeint, dass durch 

das freiwillige Finanzierungsmodell Einnahmen bereitgestellt werden müssen, die 

quantitativ dem touristischen Aufwand der Gemeinde entsprechen. Aus der Formulie-

rung ergibt sich vielmehr, dass die freiwillig geleisteten Mittel mit den Einnahmen aus 

einer Kurtaxe und/oder Fremdenverkehrsabgabe vergleichbar sein müssen.  

 

 

Empfehlung: 

 

Als Mindestbetrag könnte deshalb 

� verlangt werden, dass die Einnahmen aus dem freiwilligen Finanzie-

rungsmodell mindestens zwei Drittel der zu erwartenden Einnahmen aus 

einer Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe aufweisen, 

� ein festzulegender Anteil des kommunalen Tourismusaufwands verlangt 

werden (z.B. ein Viertel oder ein Drittel des kommunalen Tourismusauf-

wands), 

� in Abhängigkeit zu den Einkünften, die durch Übernachtungen erzielt 
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werden, ein Betrag festgelegt werden,  

� ein Festbetrag (z.B. 50.000,00 Euro) – gegebenenfalls in Abhängigkeit 

zur Größe der Kommune – verlangt werden. 

 

 

� Es sollte auch eine Regelung zur Fälligkeit getroffen werden, also bis wann das Tou-

rismusbudget zur Verfügung stehen muss und der Tourismusbeirat über die Verwen-

dung entscheiden kann.  

 

� Weiterhin empfiehlt es sich eine Mindestteilnahme (z.B. von der Hälfte oder zwei Drit-

teln) der örtlichen Tourismusunternehmen zu verlangen. Damit soll ausgeschlossen 

werden, dass durch das freiwillige Finanzierungsmodell zwar ein ausreichend hohes 

Budget zur Verfügung gestellt wird, dieses aber von nur wenigen Leistungsträgern ge-

stemmt wird. Vielmehr sollte an dem freiwilligen Finanzierungsmodell eine repräsenta-

tive Gruppe von Tourismusakteuren teilnehmen. 

 

Zu den Rechten und Pflichten der Gemeinde zählt: Die Gemeinde kann eine politische 

Absichtserklärung abgeben, dass sie im Vertragszeitraum keine Kurtaxe oder Fremden-

verkehrsabgabe im Gemeindegebiet einführt, die die Mitglieder der Interessengemeinschaft 

belastet. Für den Fall, dass sie doch eine Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe erhebt, 

kann der Interessengemeinschaft ein außerordentliches Kündigungsrecht eingeräumt wer-

den.  

 

2.2.2.6. Vertragsdauer 

 

Der Vertrag sollte zunächst für einen überschaubaren Zeitraum geschlossen werden, der 

gleichwohl unter dem Aspekt der Planbarkeit (stetige Aufgabenerfüllung, siehe oben unter 

II.1.2.1.1.) auf mehrere Jahre ausgerichtet sein sollte. Unter Berücksichtigung des jeweiligen 

Einzelfalls dürften drei bis fünf Jahre angemessen sein.  

 

2.2.2.7. Ausstiegsklausel/Kündigungsrecht (außerordentlich) 

 

Es sollte ein außerordentliches Kündigungsrecht für folgende Fälle vereinbart werden:  

 

� Die Interessengemeinschaft sollte den Vertrag im Falle der Einführung einer Kurta-

xe/FVA, bei der die Gesellschafter der Interessengemeinschaft abgabepflichtig sind, 

außerordentlich kündigen können. 

 

� Der Gemeinde sollte eine Möglichkeit zur außerordentlichen Kündigung des Vertrags 

eingeräumt werden für den Fall, dass entweder das vereinbarte Mindestbudget oder 

die vereinbarte Mindestteilnehmerzahl unterschritten werden.  
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� Im Falle einer außerordentlichen Kündigung müssen die bereits angelaufenen Ge-

schäfte mit dem noch vorhandenen Tourismusbudget abgewickelt werden. Ab diesem 

Zeitpunkt darf der Tourismusbeirat deshalb keine neuen Verbindlichkeiten unter Ver-

wendung des Tourismusbudgets beschließen, es sei denn, diese sind dringend oder 

zur Abwicklung bereits eingegangener Verpflichtungen notwendig. Die Interessenge-

meinschaft muss im Falle einer außerordentlichen Kündigung dem Tourismusbeirat 

kein weiteres Tourismusbudget zur Verfügung stellen, es sei denn, dies ist für die Ab-

wicklung des freiwilligen Finanzierungsmodells notwendig. 

 

2.2.2.8. Transparenz 

 

Auch wenn das privat geleistete Tourismusbudget nicht dem Gemeindehaushalt zufließt, 

sollte für größtmögliche Transparenz gesorgt werden. Insbesondere ist es empfehlenswert 

von den Sitzungen des Tourismusbeirats Protokolle anzufertigen und diese Protokolle öffent-

lich (möglichst dauerhaft) zugänglich zu machen. Außerdem sollte der Gemeinderat in öffent-

licher Sitzung über die Sitzungen des Tourismusbeirats informiert werden.  

 

2.2.2.9. Mediationsklausel 

 

Da bei einem freiwilligen Finanzierungsmodell zahlreiche Akteure mit unterschiedlichen Inte-

ressen beteiligt sind, können leicht Meinungsverschiedenheiten entstehen. Um das freiwillige 

Finanzierungsmodell nicht zu gefährden, sollte bei Auseinandersetzungen ein Mediationsver-

fahren zur Konfliktlösung eingesetzt werden. Es bietet sich an bereits bei Vertragsabschluss 

einen Mediator zu bestimmen, der im Streitfall das Mediationsverfahren durchführt. 

 

2.2.2.10. Rechtsweg 

 

Je nachdem, ob der Vertrag als öffentlich-rechtlich oder zivilrechtlich qualifiziert wird, sind die 

Verwaltungsgerichte oder die ordentlichen Gerichte zuständig.  

 

Ein Mustervertrag, der im Einzelfall auf die konkreten Bedürfnisse zuzuschneiden wäre, ist 

im Anhang 1 beigefügt. 
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Anhang 1:  Mustervertrag 

 

Die nachfolgenden Ausführungen sind bewusst fragmentarisch gehalten und müssen im Ein-

zelfall den konkreten Gegebenheiten angepasst werden. Diese Handreichung ersetzt nicht 

eine sorgfältige Rechtsberatung im Einzelfall. 

 

 

Kooperationsvertrag zur Durchführung eines freiwilligen Finanzierungsmodells für 

touristische Aufgaben in *** 

 

Zwischen  

 

Gemeinde ***, vertreten durch den/die Bürgermeister/in ***, Adresse 

 

       - nachstehend Gemeinde genannt - 

 

und 

 

Interessengemeinschaft Tourismuspool, vertreten durch ***, Adresse 

 

- nachstehend Interessengemeinschaft genannt -  

 

 

Präambel 

 

Die Gemeinde *** ist eine touristisch geprägte Kommune mit über *** Übernachtungsbetten, 

in der die Übernachtungszahlen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen sind. Die Stei-

gerung wurde auch durch ein jahrelanges finanzielles Engagement der Kommune in nen-

nenswerter Größenordnung herbeigeführt. In Zeiten sinkender kommunaler Einnahmen sah 

sich die Gemeinde gezwungen zusätzliche Einnahmen zu akquirieren, um ihr bisheriges En-

gagement für den Tourismus auch weiterhin nachhaltig und im gleichen Umfang gewährleis-

ten zu können. Nachdem die Gemeinde ursprünglich die Einführung einer Kurtaxe in Erwä-

gung zog, einigte sie sich mit der örtlichen Tourismuswirtschaft schließlich darüber ein frei-

williges Finanzierungsmodell gemäß der Tourismusstrategie Sachsen 2020 zu etablieren.  

 

Die Tourismuswirtschaft in *** organisiert sich in der Interessengemeinschaft Tourismuspool 

und sammelt auf freiwilliger Basis Gelder, die lokal und regional zur Finanzierung touristi-

scher Aufgaben eingesetzt werden. Zur Steuerung des Mittelflusses und als Diskussions-

plattform für strategische Fragen dient der Tourismusbeirat, der paritätisch mit Gemeinde-

ratsmitgliedern und Vertretern der Interessengemeinschaft Tourismuspool besetzt ist.  
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Mit der langfristigen Etablierung eines freiwilligen Finanzierungsmodells in *** wird eine Ge-

samtverbesserung der lokalen touristischen Infrastruktur angestrebt. Darüber hinaus soll 

mittel- und langfristig auch eine Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

erzielt werden. Durch die privat geleisteten Mittel soll ein Beitrag zur Deckung des kommuna-

len touristischen Aufwands geleistet werden. Mit diesem Budget sollen vor allem zusätzliche 

Aufgaben, die bislang nicht von der Gemeinde wahrgenommen werden konnten, verwirklicht 

werden. Ziel des freiwilligen Finanzierungsmodells ist es auch ein enges Netzwerk aus Ge-

meinde und Tourismuswirtschaft zu schaffen, bei dem beide Seiten vom gegenseitigen 

Know-how profitieren können.  

 

Wesentliche Teilnahmevoraussetzung für die privaten Tourismusakteure ist, dass während 

der Umsetzung eines freiwilligen Finanzierungsmodells in der Gemeinde keine Kurtaxe oder 

Fremdenverkehrsabgabe eingeführt wird und dass ihnen – anders als Kurtaxe oder Frem-

denverkehrsabgabe – Einfluss- und Mitgestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich der Mittelver-

wendung zustehen.  

 

§ 1 

Freiwilliges Modell *** 

 

Die Parteien streben eine nachhaltige Kooperation zur Erfüllung touristischer Aufgaben in *** 

an. Die Mitglieder der Interessengemeinschaft Tourismuspool werben Mittel ein und stellen 

diese nach Maßgabe der in diesem Vertrag enthaltenen Regelungen für tourismusrelevante 

Maßnahmen zur Verfügung. Die derzeit aus Mitteln des Tourismuspools zu erbringenden 

Aufgaben sind in Anlage 1 aufgeführt. Die Art und Weise der Aufgabenerfüllung und die Pri-

oritäten werden im Tourismusbeirat (§ 2) festgelegt. 

 

§ 2 

Bildung eines Tourismusbeirats 

 

(1)  Gemeinde und Interessengemeinschaft etablieren ein gemeinsames Gremium (Tou-

rismusbeirat), in dem Beratungen stattfinden und Entscheidungen hinsichtlich der kon-

kreten Umsetzung des freiwilligen Finanzierungsmodells, insbesondere der Mittelver-

wendung, getroffen werden.  

 

(2)  Der Tourismusbeirat besteht aus jeweils *** Gemeinderatsvertretern und *** Vertretern 

der Interessengemeinschaft. Die Mitglieder des Tourismusbeirats wählen aus ihrer Mit-

te einen Vorsitzenden. Der Vorsitzende ruft die Sitzungen ein, hat Vertretungsmacht für 

Rechtsgeschäfte gegenüber Dritten und ist für die laufenden Geschäfte des Touris-

musbeirats zuständig.  
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(3)  Der Tourismusbeirat tagt in regelmäßigen Abständen, mindestens vierteljährlich. Be-

schlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Im Übrigen kann sich der Tourismus-

beirat eine eigene Geschäftsordnung geben.  

 

§ 3 

Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

 

(1)  Die Interessengemeinschaft ist zur Beitreibung und Verwaltung der Poolbeiträge, die 

von ihren Gesellschaftern (örtliche Tourismusunternehmen, insbesondere Übernach-

tungsbetriebe) entrichtet werden, verpflichtet. Die Interessengemeinschaft muss jähr-

lich einen Etat in Höhe von mindestens *** Euro aus Poolbeiträgen zur Finanzierung 

touristischer Aufgaben akquirieren. Das Tourismusbudget muss jährlich bis spätestens 

zum **.**. zur Verfügung stehen. Weiterhin verpflichtet sich die Interessengemeinschaft 

sicherzustellen, dass mindestens *** (*** z.B. die Hälfte/zwei Drittel) aller örtlichen Tou-

rismusunternehmen an der Tourismusfinanzierung teilnehmen. Die Umsetzung der Be-

schlüsse des Tourismusbeirats obliegt der Interessengemeinschaft. 

 

(2)  Die Gemeinde gibt eine politische Absichtserklärung ab, dass sie im Vertragszeitraum 

keine Kurtaxe oder Fremdenverkehrsabgabe im Gemeindegebiet einführt, die die Mit-

glieder der Interessengemeinschaft belastet; für den Fall, dass sie doch eine Kurtaxe 

oder Fremdenverkehrsabgabe erhebt, steht der Interessengemeinschaft ein außeror-

dentliches Kündigungsrecht (§ 5) zu.  

 

§ 4 

Vertragsdauer 

 

Der Vertrag ist auf * Jahre befristet. 

 

 

§ 5 

Außerordentliches Kündigungsrecht 

 

(1)  Die Interessengemeinschaft kann den Vertrag im Falle der Einführung einer Kurtaxe 

oder Fremdenverkehrsabgabe, bei der die Gesellschafter der Interessengemeinschaft 

abgabepflichtig sind, außerordentlich kündigen. 

 

(2)  Der Gemeinde steht ein außerordentliches Kündigungsrecht für den Fall zu, dass ent-

weder das vereinbarte Mindestbudget oder die vereinbarte Mindestteilnehmerzahl un-

terschritten werden.  
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(3)  Im Falle einer außerordentlichen Kündigung müssen die bereits angelaufenen Ge-

schäfte mit dem noch vorhandenen Tourismusbudget abgewickelt werden. Ab diesem 

Zeitpunkt darf der Tourismusbeirat keine neuen Verbindlichkeiten unter Verwendung 

des Tourismusbudgets beschließen, es sei denn, diese sind dringend oder zur Abwick-

lung bereits eingegangener Verpflichtungen notwendig. Die Interessengemeinschaft 

muss im Falle einer außerordentlichen Kündigung dem Tourismusbeirat kein weiteres 

Tourismusbudget zur Verfügung stellen, es sei denn, dies ist für die Abwicklung des 

freiwilligen Finanzierungsmodells notwendig. Hierbei berücksichtigen die Parteien 

durch Einzelvereinbarungen die förderrechtliche Bindungsfrist geförderter Projekte 

(Vereinbarung zur Sicherung der Zweckbindung ***). 

 

§ 6 

Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

 

Die Parteien bekennen sich zum haushaltsrechtlichen Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit. 

 

§ 7 

Transparenz 

 

Die Parteien streben größtmögliche Transparenz an. Um für Transparenz zu sorgen werden 

von den Sitzungen des Tourismusbeirats Protokolle angefertigt, die in der Gemeinde ortsüb-

lich bekannt gemacht werden. Darüber hinaus wird der Gemeinderat mindestens vierteiljähr-

lich in öffentlicher Sitzung über die Beschlüsse des Tourismusbeirats von den Gemeindever-

tretern des Tourismusbeirats informiert.  

 

§ 8 

Mediation 

 

(1)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei Meinungsverschiedenheiten ein Schlich-

tungsverfahren mit dem Ziel durchzuführen, eine interessengerechte und faire Verein-

barung im Wege einer Mediation mit Unterstützung eines neutralen Vermittlers unter 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen, rechtlichen, persönlichen und sozialen Gege-

benheiten zu erarbeiten. 

 

(2)  Die Parteien bestimmen den Mediator gemeinschaftlich. / Die Parteien bestimmen für 

den Streitfall Herrn/Frau ____________ als Mediator/in. 

 

(3)  Die Kosten der Mediation tragen die Parteien je zur Hälfte, soweit sie keine andere 

Vereinbarung treffen. 
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(4)  Sollte es in dem Schlichtungsverfahren nicht zu einer tragfähigen Lösung kommen, so 

steht es beiden Parteien frei, ein zuständiges Gericht anzurufen. 

 

§ 9 

Schlussbestimmungen 
 
(1) Dieser Vertrag gibt vollständig die Abreden der Vertragspartner wieder. Nebenabreden 

bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen der Vereinbarung bedürfen der 
Schriftform. Die Änderung dieser Regelung bedarf ebenfalls der Schriftform.  

 
(2) Alle rechtserheblichen Erklärungen der Parteien im Zusammenhang mit diesem 

Vertrag sind ausschließlich an die im Vertragseingang aufgeführte Anschrift der 
jeweiligen anderen Vertragspartei zu richten, solange nicht eine andere Anschrift 
schriftlich mitgeteilt worden ist. 

 
(3) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder wer-

den, bleiben die übrigen Bestimmungen in Kraft. Die Vertragspartner werden sich bei 
Unwirksamkeit oder bei Lückenhaftigkeit einer Bestimmung, aber auch bei möglicher 
Beanstandung durch eine Aufsichtsbehörde, auf eine rechtlich wirksame Bestimmung 
einigen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen oder lückenhaften Bestim-
mung am nächsten kommt.  

 
(4) Dieser Vertrag ist insgesamt zwei Mal im Original ausgefertigt. Jede der Parteien hat 

eine Ausfertigung erhalten. Der Vertrag ist sowohl in sich als auch mit seinen Anlagen 
fest verbunden. 

 

 

 

Ort/Datum/Unterschrift Bürgermeister 

 

 

 

Ort/Datum/Unterschrift Geschäftsführer der Interessengemeinschaft 

 

 

Anlage 1 zum Vertrag (die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbarten Aufgaben): 

 

� Betrieb des Gästebüros; u.a. auch die Zahlung einer monatlichen Miete in Höhe von 

1.000,00 Euro für die Räumlichkeiten des Gästebüros an die Gemeinde; 

 

� Anteilige Übernahme der Kosten für Ausbau, Entwicklung und Kontrolle touristischer 

Infrastruktur (u.a. Wanderwege, Loipen, Lifte); 
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� Realisierung von Teilprojekten (Beantragung von Fördermitteln für Kleinprojekte); 

 

� Marketingleistungen; 

 

� Organisation und Mitarbeit von/bei touristischen Veranstaltungen und Veranstaltungen 

mit lokalem/regionalem Bezug (Kulturveranstaltungen, Feste); 

 

� Netzwerkarbeit in der Region. 

 

(…) 
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Anhang 2: Weitere Gestaltungsvarianten 

 

Im Hauptteil wurde die Aufwertung der Interessengemeinschaft Tourismuspool als Op-

timierungsvariante zum bisherigen Breitenbrunner Modell ausführlich dargestellt. Im 

Folgenden werden weitere Gestaltungsvarianten, die aus Sicht der Stadtverwaltung 

nicht weiter verfolgt wurden, dokumentiert. 

 

1. Gestaltungsvariante: Atypisch stille Beteiligung der Gemeinde an Unternehmerge-

sellschaft (hb) 
 

Aus steuerlichen Gründen kann es vorteilhaft sein, dass sich die Gemeinde als „atypisch 

stille Beteiligte“ an der Unternehmergesellschaft104 beteiligt.  

 

 

Optimierungsvariante: Atypisch stille Beteiligung 

 

Zur Optimierung des derzeit praktizierten Breitenbrunner Modells könnte (unter 

Beachtung der rechtlichen Grenzen kommunaler Wirtschaftsbeteiligung), ohne 

Gründung neuer Gesellschaften, eine UG (hb) & atypisch stille Gesellschaft 

denkbar sein, bei welcher die Gemeinde als atypisch stiller Gesellschafter auf-

tritt. 

 

Bei einer atypisch stillen Beteiligung greifen statt der Besteuerungsgrundsätze 

für Kapitalgesellschaften (UG (hb)) die der Personengesellschaften, ohne 

dass ein (kostenintensiver) Wechsel der Rechtsform der UG nötig ist. 

 

Der atypisch stille Gesellschafter trägt dabei das Mitunternehmer-Risiko, hat 

Kontroll- und Mitbestimmungsrechte und ist an etwaigen stillen Reserven, die 

z.B. in angeschafften Wirtschaftsgütern entstehen können, beteiligt. 

 

In dieser Konstruktion würde ein Gremium wie der Tourismusbeirat, welcher im 

Moment als Entscheidungsgremium fungiert, nicht mehr zusätzlich benötigt. Hier 

liegt die Entscheidungsgewalt automatisch bei den beiden Mitunternehmern (UG 

(hb) und Gemeinde). Die Entscheidungsrechte könnten im stillen Beteiligungs-

vertrag geregelt werden. 

 

 

In diesem Falle würde also auch die zusätzliche Einrichtung eines Tourismusbeirats ent-

behrlich, da die Gemeinde als Gesellschafterin der Unternehmergesellschaft ohnehin –

                                                
104  Zum Begriff der UG (hb) – Unternehmergesellschaft (hb) bereits oben I.3. 
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gegebenenfalls noch im Gesellschaftsvertrag näher auszugestaltende – Mitwirkungsrechte 

hätten.  

 

Es wäre in diesem Zusammenhang allerdings noch näher rechtlich (vor allem gesell-

schaftsrechtlich und kommunalwirtschaftsrechtlich) zu untersuchen, ob auch eine Ge-

meinde als atypisch stille Beteiligte auftreten kann. Problematisch könnte insofern sein, 

dass die Gemeinde als atypisch stille Beteiligte eine Einlage an die Unternehmergesell-

schaft zahlen müsste und an Gewinn und Verlust, sowie auch an dem Vermögen 

der Unternehmergesellschaft beteiligt wäre. Bei der atypisch stillen Beteiligung han-

delt es sich um eine komplexe Rechtsfigur, deren rechtliche Zulässigkeit im jeweiligen 

konkreten Einzelfall geprüft werden muss. 

 

2. Gestaltungsvariante: Budgetverwaltung durch Tourismusverein 

 

Denkbar ist es auch, dass anstelle der Unternehmergesellschaft der bereits vorhandene 

örtliche Tourismusverein die Budgetverwaltung und Leistungserfüllung übernimmt. 

Derzeit sind allerdings in Breitenbrunn nicht alle Vereinsmitglieder auch Mitglieder der 

Interessengemeinschaft Tourismuspool und nicht alle Mitglieder des Tourismuspools 

auch Mitglied im Tourismusverein. Insofern müssten zumindest sämtliche Mitglieder der 

Interessengemeinschaft Tourismuspool dem Tourismusverein beitreten. Im Übrigen 

müsste die Satzung des Vereins entsprechend angepasst werden und Regelungen 

zum freiwilligen Finanzierungsmodell, insbesondere Rechte und Pflichten der Poolmit-

glieder, aufgenommen werden. Auch hierfür sollte gegebenenfalls rechtliche Beratung 

eingeholt werden. 

 

Alternativ könnten die Poolmitglieder einen neuen Verein gründen. Allerdings zählt es 

zu den „Erfolgskriterien“ des freiwilligen Finanzierungsmodells in Breitenbrunn, dass die 

Umsetzung möglichst unbürokratisch und unkompliziert, insbesondere ohne Bildung 

zusätzlicher Rechtspersonen erfolgen soll.105 Auch hier gelten in verfassungsrechtlicher 

und haushaltsrechtlicher Hinsicht die oben ausgeführten Überlegungen zum derzeit 

praktizierten Breitenbrunner Modell, in dem zur Budgetverwaltung die Unternehmerge-

sellschaft eingesetzt ist.  

 

Hinsichtlich der Besteuerung von Vereinen gilt Folgendes: Vereine unterliegen grundsätz-

lich der unbeschränkten Körperschaftsteuer- und Gewerbesteuerpflicht (Ertragsteu-

er).106 Nicht-gemeinnützige Vereine unterliegen der allgemeinen Steuerpflicht, wenn ihr Ge-

                                                
105  Vgl. die von Auftraggeberseite definierten Erfolgskriterien oben unter I.3.1. 
106  Vgl. § 1 I Nr. 4 und 5 KStG; § 2 III GewStG. 
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winn über 5.000,00 Euro beträgt107. Ausgenommen sind bei der Berechnung des Gewinns 

die Einnahmen aus echten Mitgliedsbeiträgen108 und Spenden109.  

In Bezug auf Mitgliedsbeiträge wird in diesem Zusammenhang auf Folgendes hingewiesen: 

Grundsätzlich sind Mitgliedsbeiträge auch beim nicht gemeinnützigen Verein ertragsteuerfrei. 

Da der nicht gemeinnützige Verein auch der wirtschaftlichen Förderung der Einzelmitglieder 

dient, sind die Poolbeiträge aber teilweise nicht als steuerfreie Mitgliedsbeiträge zu qualifizie-

ren, sondern als (pauschalierte) Gegenleistungen für die vereinsseitige Förderung. In diesem 

Fall sind die Mitgliedsbeiträge in einen steuerfreien und steuerpflichtigen Teil, ggf. im Rah-

men einer Schätzung, aufzuteilen.110 Für nicht steuerbegünstigte Körperschaften, wozu re-

gelmäßig auch Fremdenverkehrsvereine zählen (explizit in der Quelle111 aufgeführt), wurde 

aus Vereinfachungsgründen von der Finanzverwaltung ein pauschaler Maßstab für das 

steuerpflichtige Leistungsentgelt in Höhe von 25 %112 festgelegt. Würden die Poolbeiträ-

ge (Optimierungsvariante) im Rahmen von Mitgliedsbeiträgen an den bestehenden oder ei-

nen neu zu gründenden Verein gezahlt, handelte es sich also aus Sichtweise der Finanzver-

waltung vereinfachend in Höhe von pauschal 25 % um steuerpflichtige Einnahmen. Gleich-

zeitig wären nur 25 % der damit unmittelbar in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden 

Ausgaben abzugsfähig. Der verbleibende Gewinn unterläge der Körperschaft- und Gewer-

besteuer, wenn er größer als 5.000,00 Euro ist.113 

 

Eine Zuordnung in die vier Bereiche (ideeller Bereich, Zweckbetrieb, Vermögensverwaltung, 

wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb) ist bei nicht-gemeinnützigen Vereinen nicht vorzunehmen. 

Die Einkünfte werden allein den verschiedenen Einkunftsarten des Ertragssteuer-

rechts114, wie zum Beispiel den Einkünften aus Gewerbebetrieb oder aus Vermietung und 

Verpachtung, zugeordnet. Für gemeinnützige115 Vereine gelten zahlreiche Sonderregelun-

gen116; jedoch werden Fremdenverkehrsbetriebe und –Vereine regelmäßig nicht als gemein-

nützig anerkannt.117  

                                                
107  § 24 KStG. 
108  Unter Mitgliedsbeiträgen versteht man alle satzungsmäßigen Pflichtleistungen der 

Vereinsmitglieder. In der Regel handelt es sich um Jahresbeiträge und Aufnahmegebühren. Für die 
steuerliche Behandlung wird zwischen echten und unechten Mitgliedsbeiträgen unterschieden. 

109  Leistet ein Mitglied ohne rechtliche Verpflichtung Zahlungen an den Verein und enthält es hierfür 
keine Gegenleistung, liegt eine Schenkung bzw. steuerbegünstigte Spende vor. 

110  R 42 (3) KStR. 
111  R 44(5) KStR. 
112  R 44 (5) KStR. 
113 § 24 KStG. 
114  § 2 I 1 EstG. 
115  An die Gemeinnützigkeit werden verschiedene Anforderungen gestellt, unter anderem muss die 

Tätigkeit nach Satzung und tatsächlicher Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar darauf 
gerichtet sein, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu för-
dern (vgl. Generalklausel § 52 I 1, 2 AO). 

116 Unter anderem bringt die Gemeinnützigkeit einem Verein bestimmte ertragsteuerliche Vorteile wie 
eine Steuerbefreiung bei Körperschaft- und Gewerbesteuer (Ausnahme: wirtschaftlicher Ge-
schäftsbetrieb) und eine Steuerbefreiung im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (sofern die Einnah-
men weniger als 35.000 Euro sind). Der gemeinnützige Verein ist auch berechtigt Spendenbe-
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Da dem Poolbeitrag (bzw. unechtem Mitgliedsbeitrag) eine besondere Leistung an das je-

weilige zahlende Mitglied gegenübersteht, unterliegt die Leistung der Umsatzsteuer. Ein 

Verein kann die Umsatzsteuern, die ihm von anderen Unternehmern in Rechnung gestellt 

werden, grundsätzlich als Vorsteuer abziehen – soweit sie für Leistungen anfallen, die der 

Verein für steuerpflichtige Umsätze verwendet. Nicht abziehbar sind Vorsteuern, die mit Tä-

tigkeiten des Vereins zusammenhängen, die nicht der Umsatzsteuer unterworfen oder steu-

erfrei sind.  

 

3. Gestaltungsvariante: Budgetverwaltung durch Gemeinde 

 

Denkbar ist es auch, dass das Budget des Tourismuspools direkt bei der Gemeinde 

eingeht und verwaltet wird. Bei dieser Ausgestaltung eines freiwilligen Finanzierungs-

modells sind allerdings folgende Problemkreise – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – 

zu sehen:  

 

3.1. Strafrecht 

 

In Bezug auf das Strafrecht können die Korruptionsdelikte der §§ 331 StGB, insbe-

sondere die Vorteilsannahme nach § 331 StGB, von Relevanz sein. Diese teilweise 

sehr weitreichenden Straftatbestände wollen jeglichen Anschein der Käuflichkeit der 

Verwaltung und der Beeinflussung gerechter und sachlicher Entscheidungen verhin-

dern.118 Im Zuge einer Änderung des Strafgesetzbuchs soll der Straftatbestand der Ab-

geordnetenbestechung (§ 108e StGB) künftig auch auf die kommunalen Volksvertreter 

ausgeweitet werden. 

 

§ 73 V SächsGemO bewirkt bei Einhaltung der bereits oben erläuterten Regularien im-

merhin eine Risikominimierung in Bezug auf eine strafrechtliche Verfolgung. Mit dieser 

neuen Vorschrift wird den strengen Korruptionsstraftatbeständen im hier interessieren-

den Kontext gewissermaßen „die Spitze gebrochen“, indem sowohl die passive Annah-

                                                                                                                                                   
scheinigungen auszustellen, wodurch der Spender die Zuwendung steuerlich geltend machen 
kann.  

117  Für die Frage, ob Fremdenverkehrsbetriebe gemeinnützig sind, existieren Verfügungen 
unterschiedlicher Oberfinanzdirektionen (OFD Erfurt vom 26.02.1996 - S 0171 A – 22 – St 313; 
OFD Frankfurt vom 27.10.1995 – S 0171 A – 31 – St II 12; aufgrund Vertrauensschutzes 
anzuwenden ab 01.01.1996). Nach Einschätzung der Oberfinanzdirektionen liegt unabhängig von 
der Beitragshöhe kein gemeinnütziger Zweck vor, da die Mitglieder wirtschaftliche Einzelinteressen 
verfolgen würden. Wesentliche Aufgabe sei die Interessenförderung und -Vertretung der Mitglieder 
sowie die Stärkung und Entwicklung des regionalen Fremdenverkehrs. Die Befriedigung des 
allgemeinen Erholungsbedürfnisses der Feriengäste soll dabei nicht als gemeinnützige Betätigung 
anzusehen sein. Auch wenn dies nicht direkt gesetzlich normiert ist, sondern reine 
Verwaltungsauffassung darstellt, lässt sich hieran eine Tendenz der Finanzverwaltung 
dahingehend ablesen, Fremdenverkehrsvereine nicht als gemeinnützig anzuerkennen. 

118  Vgl. Schreiber/Rosenau/Combé/Wrackmeyer, Zur Strafbarkeit der Annahme von geldwerten 
Zuwendungen durch Städte und Gemeinden nach § 331 StGB, GA 05, 265 (268).  
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me von Spenden, als auch die aktive Einwerbung von Zuwendungen durch Gemeinden 

sowie die Vermittlung unter bestimmten Voraussetzungen legitimiert werden.119  

 

3.2. Haushaltsrecht 

 

Zum 1. Januar 2014 ist in Sachsen eine Gesetzesänderung der Sächsischen Gemein-

deordnung in Kraft getreten, wonach Spenden und ähnliche Zuwendungen im kom-

munalen Bereich nun ausdrücklich möglich sind.120 Dem niedersächsischen 

(§ 111 VII NKomVG), dem rheinland-pfälzischen (§ 94 III 1 GemO) und dem baden-

württembergischen (§ 78 IV der GO121) Vorbild sich annähernd lautet die neu hinzuge-

fügte Vorschrift des § 73 V SächsGemO:  

 

 

„Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 2 

Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und 

annehmen oder an Dritte vermitteln, die sich an der Erfüllung von Auf-

gaben nach § 1 Abs. 2 beteiligen. Die Einwerbung und die Entgegen-

nahme des Angebots einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem 

Bürgermeister sowie den Beigeordneten. Über die Annahme oder Ver-

mittlung entscheidet der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung.“ 

 

 

Hinreichende Transparenz wird dadurch hergestellt, dass der Gemeinderat in öffentli-

cher Sitzung über die Annahme oder Vermittlung der Spenden, Schenkungen oder ähn-

lichen Zuwendungen entscheiden muss. In diesem Zusammenhang muss der Gemein-

derat über alle entscheidungsrelevanten Tatsachen informiert werden. Insbesondere 

sollte der Gemeinderat darüber informiert werden, ob und welche anderweitige rechtli-

che Beziehungen zwischen der Gemeinde und dem Spender bestehen.122 Bei „berech-

tigtem Interesse“ kann im Einzelfall eine nicht-öffentliche Sitzung zulässig sein.123 Dies 

kann zum Beispiel bei anonymen Spenden der Fall sein.124  

 

                                                
119  Vgl. Eiermann, Spenden und Sponsoring im kommunalen Bereich, KommJur 2006, 374; so auch 

Kunze/Bronner/Katz, GemO Bad.-Württ. Band 2, 4. Auflage (2009), 18. Lieferung, Januar 2012, 
§ 78, Rdnr. 50.  

120  Siehe hierzu auch Schmuck, SächsVBl. 2014, 280ff. 
121  Zu der parallelen Vorschrift in der GemO Bad.-Württ. siehe Eiermann, Spenden und Sponsoring im 

kommunalen Bereich, KommJur 2006, 374.  
122  So auch Eiermann, Spenden und Sponsoring im kommunalen Bereich, KommJur 2006, 374.  
123  So ausdrücklich der Hinweis zu § 73 V SächsGemO des Sächsischen Staatsministerium des 

Innern vom 6. März 2014, unter 1.a).  
124  Vgl. Hinweis zu § 73 V SächsGemO des Sächsischen Staatsministerium des Innern vom 

6. März 2014, unter 1.a), 2.c); so auch Eiermann, Spenden und Sponsoring im kommunalen 
Bereich, KommJur 2006, 374 (375).  
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Eine gesetzliche Bagatellregel gibt es bislang nicht; allerdings hat das Sächsische 

Staatsministerium des Innern (SMI) in seinem Hinweis zu § 73 V SächsGemO ange-

merkt, dass der Gemeinderat zur Vereinfachung des Verfahrens beschließen kann, 

über Geld- und Sachspenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen im Wert von 

im Einzelfall bis zu 100,00 Euro in periodischen Abständen oder in zusammengefasster 

Form pauschal entscheiden kann. Insbesondere wenn ein Geber mehrere Zuwendun-

gen innerhalb eines Haushaltsjahres leistet, sollen auch eine Zusammenrechnung der 

Zuwendungen und ein Sammelverfahren mit Sammelentscheidung zulässig sein.125 

Auch über Kleinspenden muss also der Gemeinderat beschließen, er kann dies aber 

gesammelt „im Paket“ über eine Vielzahl von kleineren Spenden erledigen.  

 

Fraglich ist, ob es sich bei den im Rahmen eines freiwilligen Finanzierungsmodells ge-

leisteten Mitteln an eine Gemeinde um Zuwendungen im Sinne des § 73 V SächsGemO 

handeln würde. Eine Zuwendung ist als Spende zu qualifizieren, wenn sie freiwillig und 

ohne erwartbare oder vereinbarte Gegenleistung erbracht wird.126 Zu den „ähnlichen 

Zuwendungen“ wird teilweise auch Sponsoring gezählt, sofern zwischen der Leistung 

des Sponsors und der ihm zustehenden Gegenleistung, dem werblichen oder öffent-

lichkeitswirksamen Vorteil, kein Austauschverhältnis besteht und sich der Vorteil als 

verdeckte Spende darstellt. Bei freiwilligen Finanzierungsmodellen besteht regelmäßig 

eine vertragliche Rechtsgrundlage zwischen den Beteiligten, worin im Einzelfall auch 

Austauschleistungen geregelt sein können. In diesem Fall würde es sich bei den geleis-

teten Mitteln nicht um (grundsätzlich zulässige) Spenden oder ähnliche Zuwendungen 

im Sinne von § 73 V SächsGemO handeln. 

 

 

Praxistipp: 

 

� Eingehende und angebotene Spenden und ähnliche Zuwendungen soll-

ten der Kämmerei unter Angabe von Zweck, Umfang und Art der Spen-

de (Sach-/Geldspende) sowie des Zuwendungsgebers und des konkre-

ten Begünstigten schriftlich angezeigt werden.  

 

� Es sollte angegeben werden, ob und welche Beziehungen zwischen 

Zuwendungsgeber und –Empfänger bestehen.  

 

� Bis zu einem Gemeinderatsbeschluss sind die Spenden im Sachbuch 

für haushaltsfremde Vorgänge zu verbuchen; nach dem Gemeinderats-

beschluss werden Spenden als „sonstige Einnahmen“ im Haushalt ver-
                                                
125  Vgl. hierzu: Hinweis zu § 73 V SächsGemO des Sächsischen Staatsministerium des Innern vom 

6. März 2014, unter 1.d). 
126  Vgl. Definition bei Eiermann, Spenden und Sponsoring im kommunalen Bereich, KommJur 2006, 

374 (376).  
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bucht.  

 

� Der Zuwendungsempfänger kann eine Spendenbescheinigung erhal-

ten.127 

 

� Entscheidungen über die Annahme von Spenden, die vor dem Inkrafttre-

ten des § 73 V SächsGemO am 1. Januar 2014 getroffen worden sind, 

bleiben unberührt.128 

 

 

3.3. Steuerrecht 

 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts unterliegen, soweit sie sich auf ihre hoheitli-

chen Aufgaben beschränken, nicht der Steuerpflicht. Die Erfüllung der touristischen Aufga-

ben, wie sie derzeit im Breitenbrunner Modell von der Unternehmergesellschaft (hb) über-

nommen werden, würde im Rahmen der Gemeinde von einem Betrieb gewerblicher Art129 

wahrgenommen werden. Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts unterliegen – wegen der wirtschaftlichen Betätigung - der Körperschaft- und 

Gewerbesteuerpflicht (Ertragsteuer).130 Im Übrigen kann hinsichtlich der Ertragsteuer-

pflicht auf die Ausführungen zur Unternehmergesellschaft (hb) verwiesen werden. 

 

Im Rahmen ihrer hoheitlichen Tätigkeit ist die Gemeinde kein umsatzsteuerlicher Unter-

nehmer. Auf die in diesem Rahmen ausgeführten Leistungen entsteht keine Umsatzsteuer. 

Ein Vorsteuerabzug aus Eingangsleistungen ist damit ebenso ausgeschlossen. 

 

 

Hinweis:  

 

Deshalb sind freiwillige Finanzierungsmodelle, bei denen die Gemeinde (im 

Rahmen ihrer hoheitlichen Tätigkeit) als Leistungsträger eingesetzt wird gegen-

über anderen Modellen, bei denen ein umsatzsteuerpflichtiger Privater die Pool-

beiträge einnimmt, nachteilig.  

 
                                                
127  Siehe hierzu auch Eiermann, Spenden und Sponsoring im kommunalen Bereich, KommJur 2006, 

374 (376 ff.) mit Muster einer Spendenanzeige an die Kämmerei und Muster eines 
Sponsoringvertrags.  

128  Vgl. hierzu: Hinweis zu § 73 V SächsGemO des Sächsischen Staatsministerium des Innern vom 
6. März 2014, unter 2.e). 

129  Betriebe gewerblicher Art sind Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit zur 
Erzielung von Einnahmen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft dienen und die sich innerhalb 
der Gesamtbetätigung der juristischen Person wirtschaftlich herausheben. Die Absicht, Gewinne zu 
erzielen, und die Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr sind nicht erforderlich 
(§ 4 I 1, 2 KStG). 

130 § 1 I Nr. 6 KStG; § 2 I GewStG i.V.m. § 2 GewStDV. 



 
 

Handreichung zur Etablierung eines „freiwilligen Finanzierungsmodells“ zur Erfüllung touristischer Aufgaben in Kommunen 
 
 

 Seite 79 von 80  
Dresden / Leipzig – Dezember 2014 

 

Außerdem ist auf folgendes Argument „pro“ freiwillige Finanzierungsmodelle 

hinzuweisen: In Bezug auf die Umsatzsteuer sind freiwillige Finanzierungs-

modelle gegenüber den klassischen Finanzierungsmodellen (Kurtaxe, 

Fremdenverkehrsabgabe) vorteilhaft: Denn erhebt eine Gemeinde z.B. eine 

Fremdenverkehrsabgabe, ist sie nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt und muss 

deshalb 19% höhere Aufwendungen für die Umsetzung der Tourismusaufgaben 

einpreisen. Anders gesagt: Im freiwilligen Finanzierungsmodell entstehen um 

19% geringere Kosten bzw. durch den Vorsteuerabzug wird das Tourismus-

budget um 19% weniger belastet. 

 

 

Im Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art kann jedoch auch die Gemeinde Unternehmer 

im Sinne des Umsatzsteuergesetzes sein. Die Umsatzsteuer auf die Poolbeiträge verein-

nahmt die Gemeinde dabei von den leistenden Tourismusbetrieben und führt sie an das Fi-

nanzamt ab. Verausgabte Vorsteuerbeträge können gegengerechnet werden.  
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